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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Präsident Heinz Hufnagl: Einen schönen guten Morgen, meine Damen und Herren des Wiener Landtages!

Ich darf die 21. Sitzung der laufenden Legislaturperiode für eröffnet erklären.

Mir liegen eine Reihe von Entschuldigungen vor, nämlich von Herrn Abg Mag Gudenus, Frau Abg Korosec, Frau Abg Mag Korun, Frau Abg Ludwig-Faymann, Frau Abg Dr Pilz, Frau Abg Mag Ringler, Frau Abg Rubik, Herrn Abg Stark und Herrn Abg Dipl-Ing Stiftner. Bis 11 Uhr ist des Weiteren Herr Abg Bacher-Lagler entschuldigt.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 04223-2008/0001 - KGR/LM) wurde von Herrn Abg Mag Rüdiger Maresch gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet. (Die EU-Umgebungslärmrichtlinie sieht für die Erstellung der Lärm-Aktionspläne eine weitreichende Öffentlichkeitsbeteiligung vor. Im Gegensatz zu den diesbezüglichen Regelungen anderer Bundesländer ist im Wiener Umgebungslärmschutzgesetz keine Bürgerbeteiligung vorgesehen und auch eine Dauer für die Stellungnahmefrist für die Bezirksvorstehungen ist nicht angeführt. Für welchen Zeitpunkt ist die Vorlage einer Novelle des Wiener Umgebungslärmschutzgesetzes geplant, mit der der Wiener Bevölkerung, wie in der EU-Umgebungslärmrichtlinie vorgesehen, die Möglichkeit gegeben wird, zu den Lärm-Aktionsplänen Stellung zu nehmen?)

Frau Mag Sima, ich darf um die Beantwortung bitten.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Schönen guten Morgen! 

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Wien war das erste Bundesland in Österreich, das die EU-Richtlinie auf Landesebene umgesetzt hat. Das Wiener Umgebungslärmschutzgesetz wurde bereits am 3. März 2006 und die entsprechende Verordnung am 31. März 2006 kundgemacht. 

Und in diesem § 11 des Wiener Umgebungslärmschutzgesetzes ist gemäß den europäischen Vorgaben, das möchte ich hier wirklich betonen, auch die Öffentlichkeitsbeteiligung geregelt. Sie wissen, wir haben das über die Bezirksvorsteher beziehungsweise Bezirksvorsteherinnen vorgesehen, die die Möglichkeit haben, innerhalb einer bestimmten Frist zum Aktionsplan Stellung zu nehmen. Konkret war die Frist vom 6. Juni bis zum 23. Juni 2008. - Es handelt sich hier also, und das möchte ich nochmals betonen, um eine rechtskonforme Umsetzung der EU-Richtlinie, und ich sehe deswegen eigentlich nicht wirklich einen Novellierungsbedarf. 

Die Lärmkarten und Konfliktpläne unsererseits wurden dem Bundesministerium fristgerecht bis 30. Juni 2007 übermittelt, und die Aktionspläne bis zum 30. Juni 2008. Sie wissen, dass ein Veröffentlichungszeitpunkt im Gesetz nicht vorgesehen ist, lediglich der Zeitpunkt der Erstellung. Warum das Ministerium bisher noch nicht veröffentlicht hat, kann ich Ihnen, ehrlich gesagt, nicht sagen. Ich kann es nur vermuten, nämlich dass es damit zusammenhängt, dass andere Bundesländer das noch nicht gebracht haben und offensichtlich der Herr Bundesminister vor hat, das alles in einem gemeinsam zu veröffentlichen.

Okay, wir belassen es einmal dabei.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Danke schön für den ersten Teil der Antwort, ...

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Es freut mich, dass Sie sich die Frage zugeteilt haben, Kollege Maresch. Sie sind in der Tat am Wort.

Abg Mag Rüdiger Maresch (fortsetzend): Wunderbar. Das war ein bisschen überraschend: Weil die Frau Stadträtin so unmittelbar gemeint hat, sie wird mir dann nachher auch noch etwas sagen, habe ich mir gedacht, jetzt treten wir in einen Dialog ein. – Danke schön, dass Sie mich darauf hingewiesen haben, dass ich jetzt auch fragen darf.

Also, meine Frage ist: Die BezirksvorsteherInnen - sozusagen die Öffentlichkeit, die Sie als Öffentlichkeit bezeichnen - hatten in Wien jetzt vom 6. bis zum 23. Juli, meines Wissens, Zeit, also einen Zeitraum von ein bisschen über zwei Wochen. Wie erklären Sie sich, dass das beim oberösterreichischen und beim burgenländischen Umgebungslärmschutzgesetz - das eine eine schwarz-grüne Landesregierung, das andere eine rote Landesregierung – jeweils sechs Wochen sind? - Das hätte ich ganz gerne gewusst, warum hier dieser auf zwei Wochen eingeschränkte Zeitraum gewählt wurde.

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ich glaube, dass jedes Land sozusagen hier die Möglichkeit ausgenutzt hat, das so zu regeln, wie es für richtig gehalten wurde. Wir haben uns auf diesen Zeitraum geeinigt. - Andere Erklärungsmöglichkeiten sehe ich keine.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn Abg Parzer gestellt. - Bitte.

Abg Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Liebe Frau Stadträtin! Eine Frage an Sie: Was werden Sie unternehmen, um für die durch die ÖBB von Lärm geplagten Bürger recht bald bei den ÖBB Lärmschutzwände einzufordern?

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Noch einmal, bitte.

Abg Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Was werden Sie unternehmen, um für die durch die ÖBB von Lärm geplagten Bürger in Wien Lärmschutzwände durch die ÖBB aufstellen zu lassen? Wie lange wird das noch dauern?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Sie wissen vielleicht, Herr Abgeordneter, dass wir ja bereits seit dem Jahr 2001 aus genau diesem Grund mit den ÖBB ein Übereinkommen haben. Seitdem bin ich noch nicht hundertprozentig zufrieden, aber zufriedener, denn vorher ist das sehr, sehr schleppend vorangegangen. Jetzt ist es mittlerweile so, dass wir und die ÖBB je 1,8 Millionen EUR jährlich in einen Topf einzahlen und dann die verschiedenen Strecken abarbeiten, wobei es eine Prioritätenliste gibt, die die MA 22 erstellt hat, die sich aus den Faktoren Bevölkerungsdichte, Fahrfrequenz, Lärmfrequenz zusammensetzt. Das arbeiten wir dann wirklich Punkt für Punkt ab. Ich glaube, dass wir damit einer guten Lösung um einen Schritt näher sind. 

Aber mir geht es auch zu langsam. Ich habe deswegen jetzt schon mehrfach Treffen auch mit den ÖBB angeregt. Wir versuchen das auch wirklich zu beschleunigen, weil ja die finanziellen Mittel vorhanden sind und die Umsetzung meiner Meinung nach einfach ein bisschen flotter über die Bühne gehen könnte. 

Präsident Heinz Hufnagl: Die 3. Zusatzfrage wird von Frau Kollegin Reischl gestellt. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Hannelore Reischl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Auch mich hat das Thema ÖBB sehr interessiert, und meine Frage ist auch dahin gehend: Welche Maßnahmen setzt die Stadt Wien, um die Lebensqualität für die Anrainer und Anrainerinnen der ÖBB-Bestandsstrecken noch mehr zu verbessern?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Wie bereits erwähnt, gibt es seit dem Jahr 2001 eben dieses Übereinkommen, wonach wir, Bund und Land, jeweils 1,8 Millionen EUR in diesen Topf einzahlen. Aber, und das ist noch ein ganz wichtiger Punkt, es müssen sowohl für die Planung als auch für die Durchführung immer noch Einzelverträge zwischen der Stadt und den ÖBB abgeschlossen werden. 

Wir haben jetzt schon einiges an Strecken saniert. Lärmschutzprojekte, die bereits fertiggestellt sind, sind zum Beispiel in Penzing an der Westbahn die 400 m lange und 5 m hohe Lärmschutzwand beim Blindenwohnheim; weiters haben wir im Bahnhof Leopoldau ein Projekt abgeschlossen, an der Donauuferbahn gab es eine Förderaktion, beim Nordwestbahnhof gab es Lärmschutzwände, und dann noch einmal beim Bahnhof Penzing auch eine Lärmschutzwand und eine Fensterförderaktion. 

Gerade in Umsetzung sind Projekte an der Südbahn zwischen Siebenbrunnengasse und Kliebergasse - Lärmschutzwand und Fensterförderung -, und fix ist auch die Realisierung der Lärmschutzwand und Lärmschutzfenster im Bereich Hellwagstraße an der Schnellbahn-Stammstrecke.

Es gibt noch eine ganze Liste von Projekten, die in Planung sind, das heißt, wo wir schon einen Planungsvertrag mit den ÖBB unterschrieben haben. Das heißt, das ist nicht irgendetwas Vages, sondern etwas schon sehr Konkretes, wo bereits all die neuen Messungen und Planungen wieder begonnen haben. Ich werde jetzt nur einige davon aufzählen, weil die Liste ziemlich lang ist: Westbahn, Bereich Deutschordenstraße bis Landesgrenze; Südbahn, Bereich Meidlinger Hauptstraße bis Atzgersdorfer Straße; Franz-Josefs-Bahn, Wien Nord-Bernhardsthal, Floridsdorf und so weiter. Es ist also noch eine ganz lange Liste von Projekten, die gerade im Stadium der konkreten Planung und lärmtechnischen Untersuchung sind.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 4. Zusatzfrage kommt von Frau Abg Matiasek. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Frau Stadträtin!

Lärm gehört ja sicher zu den größten Beeinträchtigungen, die die Menschen so erleben, und ist mitunter auch nachgewiesenermaßen gesundheitsschädlich. 

Im Zuge eben dieses Gesetzes wurden die Bezirksvorsteher in einer doch recht knappen Frist zu einer Stellungnahme eingebunden. Finden Sie wirklich, dass das ausreichend die Öffentlichkeit, die breite Bevölkerung mit einbindet? So etwas wäre doch durchaus ein Thema, das man sehr ausführlich auch in den zuständigen Umweltausschüssen zu beraten hätte. Diese aber werden, wie ich auch von den Kollegen in manchen Bezirken höre, nur mehr als ein etwas lästiges Übel – also nach dem Motto: man muss sie halt mit einigen Dingen befassen - mitgeführt; jedenfalls haben sie den Stellenwert als Ausschuss teilweise fast verloren, muss man leider sagen.

Sehen Sie wirklich die Stellungnahmen der Bezirksvorsteher allein als eine ausreichende Mitbeteiligung der Bevölkerung?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ich habe bis jetzt sozusagen aus den Bezirken noch keine negativen Rückmeldungen bekommen. Es hat sich kein Bezirksvorsteher bei mir gemeldet und hat gesagt, okay, das hätten wir jetzt gerne anders. Aber ich sage Ihnen ganz ehrlich, das ist natürlich auch für uns neu, das ist sozusagen der erste Durchlauf von diesem Thema mit all den Lärmkarten und Aktionsplänen und so weiter. Wenn es von den Bezirken gewünscht werden sollte, können wir das beim nächsten Mal sicher länger, anders gestalten. Also ich bin da wirklich offen und flexibel. Das ist nicht in Stein gemeißelt. Es ist jetzt einmal im Umgebungslärmschutzgesetz so drinnen gewesen. Das ist jetzt einmal der erste Durchlauf, den wir so machen. Jetzt werden wir einmal schauen, wann sich auf Bundesebene da endlich etwas tut - denn dort ist man ja jetzt eigentlich auch seit Juli dieses Jahres säumig, da das schon längst über Internet abrufbar und für jeden einsehbar sein sollte; das ist aus Gründen, die ich sozusagen nur mutmaßen kann, aber nicht sicher weiß, nicht passiert -, und dann bin ich gerne zu jedem Gespräch bereit. 

Aber, wie gesagt, ich habe aus den Bezirksvorstehungen keinerlei Rückmeldung, Änderungswünsche oder sonst irgendetwas erhalten.

Präsident Heinz Hufnagl: Die fünfte und letzte Zusatzfrage kommt wieder von Herrn Abg Mag Maresch. - Bitte, Herr Abgeordneter.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr verehrte Frau Stadträtin!

Also die letzte Auskunft gegenüber meiner Kollegin war interessant, weil ich jetzt hier die Stellungnahme des 8. Bezirks dazu vorliegen habe, und da steht drinnen: „Der Entwurf" - von dem Sie gerade gesprochen haben – „ist aus mehreren Gründen komplett zurückzuweisen." - Das war einmal die Überschrift. 

Wenn Sie hier sagen, es hat keine negative Stellungnahme gegeben, dann kann ich Ihnen nur entgegenhalten, es hat aus dem 7. und aus dem 8. Bezirk eine negative Stellungnahme gegeben. Die haben Sie möglicherweise sommer- und wahlkampfbedingt nicht gesehen. Die beiden Bezirke weisen es also komplett zurück, und zwar aus den Gründen, die unter anderem auch meine Kollegin soeben ausgeführt hat.

Aber jetzt zu meiner Frage: Wie können Sie es sich erklären, dass die Bezirksvorsteher in einer, wie Sie sagen, angemessenen Frist von zwei Wochen und einem Tag ohne die Lärmkarten - die es ja noch nicht gegeben hat, die ja nicht veröffentlicht wurden, die ihnen auch nicht zur Verfügung gestellt wurden -, das heißt, ohne jeglichen Datenteil, eine ordentliche Stellungsnahme abgeben können? - Das ist die eine Möglichkeit. Die andere Möglichkeit: Oder wurde das nur den sozialdemokratischen BezirksvorsteherInnen gegeben? - Wir haben es jedenfalls nicht bekommen.

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Wer immer jetzt „wir" ist, Herr Kollege: Wir haben selbstverständlich alle Bezirksvorsteherinnen und Bezirksvorsteher gleich behandelt. Ich habe auch nicht gesagt, dass es keine negative Stellungnahme zum Aktionsplan gegeben hat - denn das ist das, was wir ausgeschickt haben, und der Aktionsplan ist das, ... (Abg Mag Rüdiger Maresch, ein Dokument in die Höhe haltend: Das ist sie!) - Ich habe nicht gesagt, dass es keine negative Stellungnahme gegeben hat! Ich habe gesagt, ich habe nicht aus den Bezirken sehr laute Wünsche vernommen, dass wir das Prozedere ändern, habe aber auch gesagt, dass wir, wenn dieser Wunsch auf dem Tisch liegt und die BezirksvorsteherInnen gerne länger Zeit hätten, sich das anzuschauen - das ist, wie gesagt, der erste Durchgang -, beim nächsten Durchgang sicher gern darüber reden können, wie wir das anders gestalten. Das ist also nicht für immer in Stein gemeißelt und, so glaube ich, wie Sie ja vorher auch schon darauf hingewiesen haben, nicht unbedingt eine zutiefst ideologische Frage, wie viele Wochen der Aktionsplan im Bezirk zur Stellungnahme aufliegt.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke. - Die 2. Anfrage (FSP - 04222-2008/0001 - KVP/LM) wurde von Frau Abg Karin Praniess-Kastner gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales gerichtet. (Werden Sie sich dafür einsetzen, auch in Wien die landesgesetzlichen Grundlagen für ein Modell der Schulassistenz zu schaffen, um Kindern mit Lernschwierigkeiten sowie körperlich behinderten Kindern von Beginn an die Möglichkeit einer erfolgreichen Integration in unsere Gesellschaft zu geben?) 

Bitte, Frau Mag Wehsely, um die Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Hohes Haus! Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Nach Art 14 Abs 1 B-VG sind die Gesetzgebung und die Vollziehung auf dem Gebiet des Schulwesens und Erziehungswesens grundsätzlich Bundessache. Die Ausführungsgesetze und deren Vollziehung sind Landessache. 

Das Schulorganisationsgesetz enthält derzeit keine Regelungen über die Schulassistenz, wie wir beide wissen. Die Länder können das frei regeln. Wie Sie auch aus dem Beginn meiner Beantwortung hören, sind das alles Materien, die nicht zu meinem Ressort ressortieren. Was aber die normative Kraft des Faktischen zeigt, ist, dass es in Wien sehr gut funktioniert, weil wir derzeit in Wien lediglich zwei Kinder haben - in Worten: zwei -, die nicht beschult werden können, und daraus selbstverständlich ableitbar ist, dass die Grundlage dafür, dass Kinder und auch Kinder mit besonderen Bedürfnissen, mit psychischen und physischen Beeinträchtigungen, in Wien beschult werden können, und zwar so, wie sie das brauchen, vorhanden ist.

Präsident Heinz Hufnagl: 1. Zusatzfrage: Frau Abg Praniess-Kastner, bitte.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Vielen Dank, Frau Stadträtin.

Sie wissen – es wird Ihnen erzählt worden sein -, dass wir in der letzten Behindertenkommission das Thema autistische Kinder behandelt haben, und da hat sich herausgestellt, dass 16 Kinder derzeit ohne Assistenz sind. Bisher ist es ja gelungen, über den Fonds Soziales Wien und über „Licht ins Dunkel" eine Finanzierung der Schulassistenz für Kinder mit Autismus zu gewährleisten. Die Österreichische Autistenhilfe hat „Hilfe!" geschrien, weil eben 16 Kinder derzeit ohne Schulassistenz dastehen, weil die Finanzierung nicht mehr weiter gewährleistet wurde. 

Es gibt ein sehr erfolgreiches Projekt in Oberösterreich, wo 600 Kinder mit Lernschwierigkeiten Schulassistenz bekommen, und das wird finanziert über das Pflichtschulorganisationsgesetz und subsidiär über das Oberösterreichische Behindertengesetz.

Meine ganz konkrete Frage an Sie: Können Sie sich so etwas auch für Wien vorstellen? Und erklären Sie sich bereit, mit der zuständigen StRin Laska in ein Gespräch einzutreten, um für diese Kinder eine erfolgreiche Schulintegration zu gewährleisten?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Die Zeitform, die Sie gewählt haben, ist nicht die, die der Realität entspricht, weil ich mit Frau VBgmin Laska in permanentem Gespräch zu vielen Fragen dieser Stadt bin und weil es außerdem nicht darum geht, dass hier zukünftig etwas erstmals geleistet wird, sondern die Realität in dieser Stadt ist, dass es nur zwei Kinder gibt, die – auf Grund ihrer Situation oder ihrer Behinderung - nicht beschult werden können, und daher die Situation jene ist, dass das sehr, sehr gut funktioniert. Wie Sie ja auch wissen, fand die Sitzung der Behindertenkommission zu einem Zeitpunkt statt, als die Frau Vizebürgermeisterin und ich uns sehr stark darum bemüht haben, dass wir selbstverständlich auch eine Lösung für diese 16 Kinder finden werden. 

Es gibt derzeit auch sehr gute Gespräche zwischen dem Dachverband und dem FSW, weil leider, wie das immer wieder vorkommt, der Antrag ursprünglich auch nicht so war, dass man daraus wirklich herauslesen konnte, was jetzt - außer Hilfe - genau gemeint ist. Und Hilfe ist das eine, aber die konkrete Umsetzung das andere - und daran arbeiten wir, und es wird sicherlich einen positiven Ausgang geben.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn Abg Florianschütz gestellt. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Peter Florianschütz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wie stellt sich die Entwicklung im Bereich der Persönlichen Assistenz dar? Gibt es da bereits Erkenntnisse über die Entwicklung in diesem Bereich?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wir haben die Persönliche Assistenz seit dem 1. April des heurigen Jahres zu einer Regelleistung gemacht. Seit April 2008 sind 175 Anträge eingegangen. Davon wurden 138 bereits bearbeitet und 126 bewilligt. Die niedrigste Leistung, die wir hier gewähren, sind 284 EUR. Die höchste Leistung - und wir sprechen von monatlichen Leistungen -, die wir monatlich gewähren, ist derzeit 7 900 EUR. Die meisten, nämlich über 50 Personen sind in der Pflegestufe 5.

Hier empfiehlt es sich auch, immer ein bisschen über den Tellerrand zu schauen, weil unser Problem auch hier ist, dass die Situation in Wien für sich allein betrachtet wird und nicht im Vergleich, denn: Wenn wir uns die österreichische Situation anschauen, dann sehen wir, dass es im Burgenland, in Salzburg, in Vorarlberg, in Kärnten und in der Steiermark keine auch nur annähernd vergleichbare Regelung gibt. In Niederösterreich gibt es 10 Personen - ich wiederhole noch einmal: in Wien sind es 175! -, die ein bisschen etwas Ähnliches bekommen, mit maximal 2 835 EUR. In Oberösterreich - auch ein Land, das annähernd so viele Einwohnerinnen und Einwohner hat wie Wien - sind es 100 Personen mit maximal 250 Stunden im Monat. In Tirol gibt es da auch eine Deckelung mit höchstens 200 Stunden im Monat. Und lassen Sie mich ein anderes Beispiel auch noch nennen: In Bremen sind es 48 Personen mit einer solchen Leistung, in Hamburg sind es 30, und in der Schweiz wurde gerade eine neue solche Leistung eingeführt, bei der durchschnittlich pro Jahr maximal 12 400 EUR an Persönlicher Assistenz gewährt werden. - Ich wiederhole abschließend noch einmal: Bei uns sind es bis zu 7 900 EUR im Monat!

Präsident Heinz Hufnagl: Danke. - Herr Kollege Jung hat seine Frage zurückgezogen. Daher ist die nächste Fragestellerin Frau Abg Smolik. - Bitte sehr.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen, Frau Stadträtin!

Es ist sehr interessant, den Vergleich mit den anderen Ländern beziehungsweise Bundesländern zu hören. Ich glaube aber, dass uns das nicht sehr viel weiterbringt, wenn wir wissen, dass hinsichtlich der Persönlichen Assistenz nach wie vor Menschen mit anderen Behinderungen als Körperbehinderungen nicht erfasst sind und nicht den Anspruch auf diese Leistung haben, vor allem Menschen mit Sehbehinderungen, aber auch solche mit Lernschwierigkeiten.

Werden Sie diesbezüglich demnächst oder in näherer Zukunft eine Änderung veranlassen, sodass eine größere BezieherInnengruppe Zugang zu dieser Leistung hat und diese nicht nur auf die Menschen mit Körperbehinderung beschränkt ist?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich denke, dass hier differenziert zu antworten ist, und zwar: Erstens ist es so, dass wir hier im letzten Jahr wirklich einen sehr, sehr großen Schritt gemacht haben und daher in naher Zukunft auch nicht grundsätzlich an eine Ausweitung gedacht ist. 

Zu Ihrer inhaltlichen Frage muss ich sagen, dass auf Grund der Definition der Persönlichen Assistenz die Erweiterung auf Personen mit Lernschwierigkeiten für mich inhaltlich nicht denkbar ist, weil der persönliche Assistent, die persönliche Assistentin ja der verlängerte Arm des Menschen mit den besonderen Bedürfnissen ist; und wenn jemand eine psychische Beeinträchtigung oder eine Lernschwierigkeit hat, ist nicht die Sicherheit gegeben, dass dieser verlängerte Arm wirklich genau das tut, was die Person mit den besonderen Bedürfnissen braucht. - Das heißt: Hier aus inhaltlichen Gründen Nein.

Bei der Persönlichen Assistenz insgesamt ist zu sagen, dass wir das mit 1. April jetzt einmal im Regelbetrieb eingeführt haben und es daher jetzt hier zu keinen Veränderungen kommen wird.

Präsident Heinz Hufnagl: Die letzte Zusatzfrage stellt wieder Frau Abg Praniess-Kastner. - Bitte.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Ganz kurz zu den Ausführungen meiner Vorrednerin: Sie haben ja dargestellt, wie es in anderen Bundesländern aussieht, wie es in anderen Ländern ist. Es gibt die Begleitstudie zu dem Modellprojekt Persönliche Assistenz, und da hat sich herausgestellt, dass in Schweden sehr wohl alle Gruppen von Menschen mit Behinderung die Persönliche Assistenz bekommen. Das sind ein Drittel psychisch beeinträchtigte Menschen, ein Drittel lernbehinderte Menschen und ein Drittel körperbehinderte Menschen. 

Aber nun noch einmal zu meiner ganz konkreten Frage, die ich gestellt habe: Sie haben gesagt, es wird die Schulassistenz weiter gewährleistet werden. In der Behindertenkommission wurde uns gesagt, bis Ende 2008 wird das vom Fonds Soziales Wien weiter finanziert; was aber ab 1.1.2009 ist, wissen die Betroffenen nicht. Ich werde den Betroffenen erzählen, dass Sie sich weiter dafür einsetzen werden, dass die Schulassistenz gewährleistet ist. 

Jetzt unter Bezugnahme auf meine Vorrednerin Smolik, die die Pflegegeldergänzungsleistung angesprochen hat, ganz konkret die Frage an Sie: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass alle Gruppen, die jetzt Zugang zu der Pflegegeldergänzungsleistung haben, auch einen Rechtsanspruch darauf haben werden?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Zu Ihrer „Nicht-Frage" bezüglich Schweden möchte ich kurz etwas sagen, weil Sie das schon mehrmals erwähnt haben und ich mich daher genau damit beschäftigt habe und auch mit den Kollegen aus Stockholm gesprochen habe: Die Drittelteilung wurde mir bestätigt - da bin ich auch inhaltlich anderer Meinung -; was mir aber auch ganz klar übermittelt wurde, ist, dass der durchschnittliche Wert in Schweden 10 bis 11 Stunden pro Tag inklusive Arbeitsassistenz ist, also dass sich das da schon anders darstellt, weil wir ja sozusagen hier nicht für die Arbeitsassistenz aufkommen - die gibt es ja zusätzlich - und wir von einer 24-Stunden-Assistenz sprechen. Und als ich meinen Kollegen dort gesagt habe, dass wir das gerade eingeführt haben, haben sie gesagt, also nein, da sind sie weit davon entfernt, das machen sie nicht, und das halten sie eigentlich auch für nicht finanzierbar. – Ich wollte dies nur zu Ihrer „Nicht-Frage" als „Nicht-Antwort" anmerken.

Was die Persönliche Assistenz betrifft, geht es mir darum, dass die Menschen jene Leistung bekommen, die sie hier brauchen. Und es gibt die Zusage, dass alle, die in diesen Bereich fallen, die Leistung auch bekommen werden. Sie wissen, ich habe ursprünglich von rund 130 gesprochen, von denen ich ausgegangen bin, weil das eben jene im Pilotprojekt waren; mit 175 Anträgen plus der erhöhten Monatspauschale liegen wir ohnedies schon weit darüber. Und es werden all jene, die da hereinfallen, diese Leistung auch bekommen. - Wir sehen, dass das die Realität ist, und die Realität ist das, was für die Menschen wichtig ist.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. 

Die 3. Anfrage (FSP - 04226-2008/0001 - KFP/LM) ist von Herrn Abg Mag Ebinger ebenfalls an die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales gerichtet. (Mit dem Inkrafttreten des neuen Wiener Leichen- und Bestattungsgesetzes im September 2007 wurden die sanitätspolizeilichen Obduktionen drastisch reduziert. Die Gerichtsmediziner schlagen nun bereits Alarm und sprechen von zumindest 100 Verdachtsfällen auf Fremdverschulden, die als solche nicht erkannt bzw weiter verfolgt wurden. Gibt es Ihrerseits Überlegungen, das Gesetz zu novellieren und sanitätspolizeiliche Obduktionen in ausreichender Anzahl zu ermöglichen?) 

Ich bitte um die Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Danke für diese Anfrage, denn Sie geben mir damit auch die Gelegenheit, einige in der Öffentlichkeit immer wieder falsch dargelegte Fakten klarzustellen. 

Zunächst: Es ist richtig, dass der Wiener Landtag im Juni 2007 eine Novelle des Leichen- und Bestattungsgesetzes beschlossen hat. Ich erinnere daran, und wir werden das ja auch in unserer nächsten Gemeinderatsausschusssitzung diskutieren können, dass damals ein überaus kritischer Rechnungshofbericht über die Gebarung des Departments für Gerichtliche Medizin der Medizinuniversität Wien dazu geführt hat und dass diese Gesetzesänderung der Landtag einstimmig beschlossen hat. 

Das Wiener Leichen- und Bestattungsgesetz hat, und darauf ist klar und deutlich hinzuweisen, zur primären Zielsetzung nicht die kriminalistische Aufklärung - das ist ganz klar eine Aufgabe des Bundes, des Innenministeriums und des Justizministeriums -, sondern dient vielmehr der Sicherstellung der Gesundheitsfürsorge für die Bevölkerung.

Ich erinnere auch daran, dass der Rechnungshof die Situation mehrfach kritisch beleuchtet hat und die Stadt Wien aufgefordert hat, die Obduktionen in KAV-Spitälern durchführen zu lassen - wie das übrigens nicht im KAV, aber in den anderen Trägern in allen anderen Bundesländern außer in Wien bisher schon der Fall war. Es wurde kritisiert, dass die Zahl der sanitätsbehördlichen Obduktionen im Vergleich zu anderen Bundesländern unverhältnismäßig hoch war - zum Beispiel hat Wien bei gleicher Bevölkerungszahl 60 Mal so viele Obduktionen gehabt, wie das in Niederösterreich der Fall war - und dass die sanitätsbehördlichen Obduktionen von Amtsärzten und Amtsärztinnen anzuordnen waren. 

Wir haben auf diese Vorwürfe oder Kritikpunkte des Rechnungshofes reagiert, beziehungsweise Sie haben reagiert und das Leichen- und Bestattungsgesetz den gesetzlichen Bestimmungen der anderen Bundesländer angepasst - also hier nicht eine strengere oder weniger strenge Regelung, als sie in irgendeinem anderen Bundesland besteht, gemacht. 

Und die immer wieder von Ihnen genannte Zahl - ich nehme an, dass Sie diese so wie ich auch aus den Medien haben, weil das die Gerichtsmediziner immer behaupten - von angeblich 100 unentdeckten Verdachtsfällen auf Fremdverschulden durch die Reduktion der Obduktionen ist weder nachvollziehbar noch irgendwie belegbar. Und wenn dem so wäre, läge hier die Zuständigkeit auch sicherlich beim Bundesministerium für Inneres.

Tatsache ist, dass es jetzt so ist, dass beim geringsten Verdacht auf Fremdverschulden die Totenbeschauärzte vor Ort die Beschau unterbrechen und die Bundespolizeidirektion Wien einschalten - und genau so ist es im Leichen- und Bestattungsgesetz geregelt - und die Polizei dann sagen muss, ja, wir brauchen in diesem Fall eine gerichtliche Obduktion, oder wir brauchen diese nicht. 

Ich verweise noch einmal auf die Zuständigkeit von uns, der Stadt Wien, bezüglich der Totenbeschau und allfälliger damit verbundener angeordneter gesundheitsbehördlicher Obduktionen, wie sie im Leichen- und Bestattungsgesetz auch vorgesehen sind. - Eine Zuständigkeit für die Abklärung forensischer Fragestellungen oder bei Verdacht auf Fremdverschulden ist auf Seiten des Landes Wien nicht gegeben. Diese Entscheidung muss von der Bundespolizeidirektion und der Staatsanwaltschaft getroffen werden. Und mir ist auch keine Initiative bekannt, dass das geändert werden sollte. Was wir jetzt in Wien haben, ist jene Regelung, die seit Jahrzehnten in acht anderen Bundesländern gilt. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke. - Die 1. Zusatz-
frage wird von Herrn Mag Ebinger gestellt. – Bitte, Herr Abgeordneter.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön, Frau Landesrätin. Was Sie mir jetzt erklärt haben, ist die Regelung, die Sie getroffen haben: Auf Grund des Rechnungshofberichtes haben Sie die sanitätsbehördlichen Obduktionen aus der Gerichtsmedizin abgezogen und machen sie jetzt in Spitälern des KAV. Sie haben aber auch immer wieder betont, dass Sie doch willens sind, wenn es ein Gerichtsmedizinisches Institut gibt, das wieder dort machen zu lassen.

Jetzt gibt es eine Arbeitsgruppe im Gesundheitsministerium, wo das Wissenschaftsministerium - das ja Mittel auf der Seite hat oder geplant hatte -, die Stadt Wien und andere teilnehmen. Und diesbezüglich ist den Medien zu entnehmen, dass im Herbst, also jetzt, ein Business- und Finanzierungsplan für ein neues Gerichtsmedizinisches Institut oder für eine Neuaufstellung der Gerichtsmedizin erstellt werden soll. 

Meine 1. Zusatzfrage ist: Gibt es bereits konkrete Ergebnisse? Und wenn ja, dann welche?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Der Neubeginn der Gerichtsmedizin in Wien ist meines Erachtens eine ganz, ganz wichtige Sache. Die Gerichtsmedizin, die immer ein Institut der Medizinischen Universität – früher der Universität Wien, dann der Medizinischen Universität Wien - war, hat eine große Tradition, und ich halte es für ein großes Versagen des Wissenschaftsministeriums, das zuzulassen, was hier passiert ist, insbesondere wenn man weiß - das war noch unter Gehrer -, dass unter Gehrer 16,5 Millionen EUR zur Sanierung des Instituts in der Sensengasse zur Verfügung gestellt worden sind, die dafür nicht verwendet worden sind. 

Es hat das Gesundheitsministerium hiezu eine Arbeitsgruppe eingerichtet, weil eben viele verschiedene Stellen des Bundes in diesem Zusammenhang Verantwortung tragen. Insbesondere sind in dieser Arbeitsgruppe das Ressort Wissenschaft und Forschung, die Medizinuniversität Wien, das Innenministerium und das Justizministerium vertreten; und wir haben uns dann als Land Wien auch hineinreklamiert, weil wir gesagt haben: Wir tragen zwar hier rechtlich keine Verantwortung, aber es ist ein wichtiger Punkt; und der Beitrag, den wir leisten würden, wäre, mit den Obduktionen wieder - entgegen dem, was der Rechnungshof möchte, das sage ich auch ganz offen - eine Gerichtsmedizin, wo sozusagen nicht die Ratten herumlaufen, zu beauftragen, auch wenn das mehr kostet. 

Wir haben uns hier aktiv daran beteiligt. Frau Bundesministerin Kdolsky hat für Herbst 2008 in Aussicht gestellt, dass es hiezu einmal einen Businessplan, den sie in Auftrag gegeben hat, geben wird. Ich habe ihn noch nicht - aber der Herbst ist noch nicht vorbei. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke. - Die 2. Zusatz-
frage stellt Frau Abg Mag Vassilakou. – Bitte, Frau Abgeordnete.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sie haben die Zusatzfrage, die ich stellen wollte, zum Teil bereits beantwortet. Nichtsdestotrotz: 

Nach meiner Interpretation der Geschehnisse, die durchaus sehr komplex sind, ist es so, dass die 16,5 Millionen EUR, die vom Wissenschaftsministerium einmal reserviert waren, deshalb nicht eingesetzt wurden, weil ja die Stadt Wien die sanitätsbehördlichen Obduktionen abgezogen hat, sodass die Finanzierungsbasis gefehlt hat. Und so musste dann die Gerichtsmedizin schließen. Die Situation, die wir jetzt für das Jahr 2008 und 2009 haben, halte ich für unbefriedigend, rudimentär und dem Stand der Dinge des 21. Jahrhunderts nicht entsprechend. 

Deshalb frage ich Sie einmal mehr: Was ist Ihr konkreter Beitrag und was sind Ihre Vorstellungen, wie wir es schaffen können, nach dem Jahr 2009 endlich Leichenöffnungen zu haben, die dem State of the Art entsprechen?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wir haben heute ein bisschen ein Raum-Zeit-Kontinuum-Problem, denn auch bei Ihrer Darstellung ist die Situation einfach nachweisbar nicht so, wie Sie das darstellen, weil die 16,5 Millionen - das ist in allen Aussendungen nachlesbar - von Ministerin Gehrer zur Verfügung gestellt wurden, also lange bevor der Landtag - jetzt vor ungefähr einem Jahr – hier auf Grund des Rechnungshofberichtes einstimmig beschlossen hat, die sanitätsbehördlichen Obduktionen in den Krankenhäusern vorzunehmen und die Zahl zu reduzieren. Zwischen dem Zeitpunkt, als die 16,5 Millionen zur Verfügung gestellt wurden, und jenem Zeitpunkt, als dieser Beschluss gefasst wurde, liegen ungefähr drei bis vier Jahre - drei bis vier Jahre, in denen die Universität diese Mittel nicht dafür verwendet hat, wofür sie sie bekommen hat. 

Die Gerichtsmedizin in Wien hat eine lange Tradition. Jeder, der sich kurz Zeit nimmt und sich den Rechnungshofbericht anschaut, sieht aber auch, was dort in den letzten Jahren – und zwar nicht in den letzten zwei Jahren, sondern seit 2002 macht der Rechnungshof die Universität Wien und das Wissenschaftsministerium darauf aufmerksam - für Zustände geherrscht haben; Zustände in unterschiedlicher Hinsicht. Und das, was wir als Land Wien tun, ist Folgendes - und das wurde von uns sowohl verschriftlicht als auch von mir allen Verantwortlichen gesagt -: Auch wenn ich weiß, dass ich da einen Vorschlag machen würde, der der Intention und den Vorschlägen des Rechnungshofes widerspricht, gibt es meine Zusage, dass in dem Moment, wo es eine Gerichtsmedizin gibt, die State of the Art ist, die sanitätsbehördlichen Obduktionen von der Stadt Wien auch wieder in der Gerichtsmedizin in Auftrag gegeben werden würden, auch wenn das - und ich sage jetzt gleich hier, dass das der Fall sein würde - mehr Geld kostet. Aber ich glaube, dass das ein guter und wichtiger Beitrag ist, den die Stadt Wien da leisten kann. 

Was mir nur wichtig erscheint, ist Folgendes, weil ich glaube, dass hier auch oft Dinge durcheinander gebracht werden und es in der Diskussion so zu sein scheint, als wären die sanitätsbehördlichen Obduktionen jene, die die für die Todesursachenstatistik relevanten sind; daher nur ein paar Zahlen: Im Jahr 2007 hat es in Österreich 75 000 Todesfälle gegeben. Davon sind 15 000 obduziert worden. Wir liegen damit, was die Obduktionsrate betrifft, weit über allen anderen europäischen Ländern. Und davon sind 81 Prozent im klinischen Bereich obduziert worden - also wenn Menschen im Spital versterben und dort obduziert werden -, 7 Prozent waren gerichtsmedizinische Obduktionen, und 12 Prozent waren behördlich angeordnete Obduktionen. Also der große Teil - und daran hat sich überhaupt nichts geändert - sind jene Obduktionen, die ganz normal im Spital vorgenommen werden, die nicht sanitätsbehördlich angeordnet sind. Und die Zahl der gerichtsmedizinischen Obduktionen, bei denen es darum geht, Verbrechen aufzuklären, ist und bleibt bei rund 500. Und auch daran hat sich überhaupt nichts geändert durch die Gesetzesänderung, die der Landtag vor einem Jahr einstimmig beschlossen hat. 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke. - Die 3. Zusatzfrage wird von Frau Abg Praniess-Kastner gestellt. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! Ihre Erklärung, die Sie soeben der Frau Abg Vassilakou gegeben haben, hatten wir ja auch schon im Gesundheitsausschuss diskutiert. Ich habe jetzt eine zusätzliche Frage, und zwar:

Die aktuellen Probleme der Gerichtsmedizin betreffen ja auch in erster Linie die Bereitstellung von Infrastruktur für die Sachverständigengutachten und nicht so sehr den Wissenschaftsbetrieb. Mittlerweile haben sich ja schwere Versäumnisse der Stadt, was die Kostendeckung für die geleistete forensische Tätigkeit betrifft, herausgestellt. Die Tarife, die 1990 zwischen der Stadt Wien und dem damals für Wissenschaftsbelange zuständigen Ministerium ausverhandelt wurden, sind ja bei Weitem nicht mehr kostendeckend. 

Und jetzt meine ganz konkrete Frage dazu: Werden Sie sich dafür einsetzen, die seit Langem geforderte Bereitstellung für Infrastruktur für Sachverständige in die Tat umzusetzen?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin. 

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wenn es wieder eine Gerichtsmedizin gibt, bin ich sehr gerne bereit, auch über die Tarife zu verhandeln, und zwar auch in Richtung einer Kostendeckung, um diesen Beitrag für die Stadt Wien zur Verfügung zu stellen. 

Präsident Heinz Hufnagl: Die 4. Zusatzfrage stellt Frau Abg Floigl. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Veronika Floigl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Was waren die Hauptkritikpunkte des Rechnungshofes, dass es letztendlich zur Schließung der Gerichtsmedizin gekommen ist? 

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Grundsätzlich muss man dazu sagen, dass der Rechnungshof ganz klar der Stadt Wien aufgetragen hat, die Obduktionen in den eigenen Häusern durchzuführen und deutlich zu reduzieren - die sanitätsbehördlichen Obduktionen, die ja der kleinste Teil sind -, und außerdem das Bundesministerium für Wissenschaft und die Medizinuniversität aufgefordert hat, ein Gesamtkonzept der Gerichtsmedizin zu erarbeiten. 

Die Kritikpunkte des Rechnungshofes waren nicht nur im letzten Rechnungshofbericht, der jetzt veröffentlicht wurde, zu lesen, sondern gehen bereits zurück auf das Jahr 2002. Die dort herrschenden katastrophalen baulichen und hygienischen Mängel wurden mehrfach aufgezeigt, und ich lese jetzt nur einige wenige vor: Die Leichen wurden aus Platzmangel übereinander gelagert, die Ratten aus dem Kanalsystem drangen bis zu den Leichen vor, die Leichen wurden aus Platzmangel ungekühlt gelagert, die Lüftung war mangelhaft, die Kühlplätze in den Seziersälen waren kaputt. - Um da Abhilfe zu schaffen, hat die Stadt Wien schon im Jahr 2004 Maßnahmen ergriffen, um die Situation zu verbessern. 

Darüber hinaus - und das ist der wesentliche Punkt, der auch die Finanzierung des Gerichtsmedizinischen Instituts so schwierig macht - kritisiert der Rechnungshof massiv die Finanzgebarung, denn: Die dort in Universitätsdiensten stehenden Medizinerinnen und Mediziner, also die Gerichtsmediziner, die jetzt sagen, sie wollen bitte schnell eine Gerichtsmedizin haben, haben private und gerichtliche Gutachtertätigkeit ausgeübt und die Honorare selbst kassiert, während sie aber diese Tätigkeit in der staatlichen Einrichtung durchgeführt haben. Daher wurde die Verrechnung der Sachverständigenleistungen durch die Universität sowie die Bezahlung des vollen Kostenersatzes an die Universität für die beanspruchten Ressourcen angeregt. 

Man muss sich das vorstellen: Die Gerichtsmediziner haben dort sozusagen eine Privattätigkeit gemacht und nicht ausreichend und kostendeckend auch dafür bezahlt. Die wissenschaftliche Tätigkeit ist auf der Strecke geblieben - das war auch einer der großen Kritikpunkte des Rechnungshofes -, die Sachverständigentätigkeit der Gerichtsmediziner sollte als Dienstpflicht und Pflichtaufgabe an der Universität festgeschrieben werden. Und abgesehen davon, dass festgestellt worden ist, dass die Stadt Wien viel zu lange, nämlich über Monate, auf Befunde im Bereich der Histologie und der Chemie warten musste, hat der Rechnungshof außerdem kritisiert, dass es Ungereimtheiten bezüglich der Abrechnung gegenüber der Stadt Wien gegeben hat. 

Anfügen möchte ich auch noch, dass der Rechnungshof kritisiert hat, dass das Department für Gerichtsmedizin viel zu wenig Forschungstätigkeit macht, und dass auf Grund der schlechten Situation und der schlechten Führung dieses Instituts, bevor die Stadt Wien diese Entscheidung getroffen hat, bereits die Polizei die Entscheidung getroffen hat, ihre chemischen Analysen nicht mehr dort durchführen zu lassen, sondern in Seibersdorf, und dass die Aufträge für DNA-Analysen bei Gewaltverbrechen seit nunmehr mehr als drei Jahren an die Gerichtsmedizin Innsbruck erteilt werden, weil eben die Zustände am Institut für Gerichtsmedizin in Wien so waren, wie sie waren. 

Präsident Heinz Hufnagl: Die fünfte und letzte Zusatzfrage wird wieder von Herrn Mag Ebinger gestellt. – Bitte, Herr Abgeordneter.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Landesrätin! Sie haben jetzt die Kritik des Rechnungshofes wiederholt, die uns an sich allen bekannt ist. Wir wissen auch, dass Sie auf Grund dieser Kritik dann beschlossen haben, die sanitätsbehördlichen Obduktionen von der Gerichtsmedizin abzuziehen und in den Spitälern des KAV durchführen zu lassen. 

Das ändert aber nichts an der grundsätzlichen Situation. Es ist einfach grundsätzlich nicht vorstellbar für eine Medizinstadt wie Wien, die einen Weltruf genießt, dass einerseits jetzt Forschung und Lehre auf der Strecke bleiben - es kann mir auch niemand erklären, dass man die Gerichtsmedizin nicht in irgendeiner Weise renovieren und auf modernen Standard bringen muss, denn ohne Leichenöffnung wird man in der Gerichtsmedizin wohl nicht forschen können. Dann können Sie das Institut gleich zusperren, denn dann gibt es das Institut nicht mehr. So gesehen kommt in dieser Frage sicher auch dem Bund eine Verantwortung zu - das ist ja keine Frage, das habe ich auch nie bestritten. 

Aber wenn ich Ihnen jetzt zuhöre, dann stellen Sie sich sozusagen argumentativ darauf ein, dass das jetzt alles immer von der Stadt Wien gemacht wird. Sie sagen zwar, es wird zurückkommen, aber Sie argumentieren schon, dass Sie auch bereit sind, das zu machen. 

Jetzt haben Sie erwähnt, zu Recht erwähnt, dass die Infrastruktur in diesem Gerichtsmedizinischen Institut in der Sensengasse katastrophal war, und Sie machen das jetzt in den Spitälern des KAV - wo es aber zum Teil nicht geht: In der Rudolfstiftung geht es zum Teil nicht. Und da Sie das Aufkommen an sanitätsbehördlichen Obduktionen nicht in den Spitälern bewältigen können, machen Sie jetzt ein Containerdorf – „Containerstadt" steht in den Artikeln - am Zentralfriedhof, speziell auch für Faulleichen. Was natürlich auch eine ganz - wie soll ich sagen - unwürdige Vorstellung ist, dass eine weltberühmte Medizinstadt wie Wien ...

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Bitte langsam zur Frage kommen!

Abg Mag Gerald Ebinger (fortsetzend): ... ja, ich komme ja langsam zur Frage! (Allgemeine Heiterkeit. – Lhptm Dr Michael Häupl in Richtung des Präsidenten Heinz Hufnagl: Das hast du davon, dass du höflich bist!)

Präsident Heinz Hufnagl (unterbrechend): Nicht zu langsam; angemessen langsam!

Abg Mag Gerald Ebinger (fortsetzend): … am Zentralfriedhof eine Containerstadt eröffnen muss. 

Meine konkrete Frage: Was passiert, wenn es in absehbarer Zeit keine Einigung gibt? Bleibt dann dieses Provisorium, welches auch nicht der bestmöglichen Infrastruktur entspricht, am Zentralfriedhof ewig bestehen? Oder was sind Ihre Lösungsvorschläge, wenn Sie in die Lage versetzt werden sollten, als Stadt Wien auf längere Zeit diese sanitätsbehördlichen Obduktionen durchführen zu müssen?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Schauen Sie, ich bin immer ein optimistischer Mensch, der davon ausgeht: Wenn man eine Lösung will, dann kann es auch eine Lösung geben. Der Punkt ist nur, dass hier fünf Player relevant sind, und die Stadt Wien ist nur einer davon. Und daher ist es notwendig, dass die anderen vier auch an einer Lösung arbeiten. Und ich weiß, dass ich mich wiederhole, aber manche Dinge müssen einfach gesagt werden: Wenn es bereits 16,5 Millionen EUR gegeben hat, möchte ich gerne wissen, warum sie nicht dafür eingesetzt worden sind, wofür sie vorgesehen waren. 

Und daher stellt sich natürlich - und Sie haben das jetzt auch gar nicht gesagt - die Frage der Verantwortung auch nicht, denn: Ich habe leider in meinem Budget noch kein Geld gefunden für Dinge, für die ich nicht zuständig bin. Also, wenn man 16,5 Millionen EUR zur Verfügung stellt, ist das einfach sozusagen schon von der normativen Kraft des Faktischen her auch die Tatsachenfeststellung, dass man dafür zuständig ist. 

Ich gehe davon aus, dass es eine Lösung geben wird. Ich habe das auch jetzt zunächst einmal damit festgeschrieben, dass der Vertrag, den die Stadt Wien mit dem Justizministerium abgeschlossen hat, durch den unsere Pathologien für gerichtsmedizinische Obduktionen zur Verfügung gestellt werden, kein unbefristeter Vertrag ist, sondern zunächst einmal ab 1. Jänner 2008 auf zwei Jahre abgeschlossen worden ist, um damit auch klarzumachen: Freundinnen und Freunde, das ist nicht die Lösung, die wir für die optimale halten. 

Ich muss nur garantieren, dass die Obduktionen in dieser Stadt so stattfinden können - und das muss man schon auch sagen -, wie sie in allen anderen Bundesländern auch stattfinden. In allen anderen Bundesländern finden die Obduktionen in den Pathologien der Häuser statt und auch in Einrichtungen, die unterschiedlich gestaltet sind, die in der Nähe von Friedhöfen sind, weil es da - das ist immer ein bisschen ein makaberes Thema - vor allem um Faulleichen geht, die ein bestimmtes Odeur haben und wo es daher auch gut ist, wenn sie schon dort sind, wo sie dann auch nachher hinkommen. 

Das ist also jetzt keine spezielle Wiener Lösung, die wir uns ganz neu ausgedacht haben - ich möchte dafür sozusagen auch nicht eine besondere Belobigung -, sondern wir machen genau das, was alle anderen Bundesländer tun. Ich könnte mich jetzt - ich tue das nicht - zurücklehnen und sagen, das ist jetzt die Lösung, und der Bund macht es oder macht es nicht. 

Die Tatsache, dass wir uns in diese Arbeitsgruppe hineinreklamiert haben und - da können Sie sicher sein - auch dranbleiben werden, dass ich, genau wie Sie, finde, dass es für die Medizinstadt Wien, die Wissenschaftsstadt Wien, mit einer Einrichtung wie der Gerichtsmedizin, die über 200 Jahre lang, bis auf die letzten fünf, sechs, sieben Jahre, hervorragende Dienste geleistet hat, kein Zustand ist, wenn diese Region - und da geht es ja auch um Niederösterreich und das Burgenland, nicht nur um Wien - keine Gerichtsmedizin hat, ist auch Gewähr dafür, dass ich dem Bund gegenüber weiter lästig und fordernd bleiben werde. Ich muss aber auch in aller Offenheit sagen: Das Problem kann Wien nicht lösen. Wien kann nur seinen Beitrag leisten, wenn der Wunsch auf Seiten des Bundes vorhanden ist - und den werden wir leisten.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön.

Die 4. Anfrage (FSP - 04224-2008/0001 - KGR/LM) wurde von Frau Abg Susanne Jerusalem gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Die 15. Novelle zum Wiener Schulgesetz regelt den Einsatz und Aufgabenbereich der Arbeitsmedizinerinnen und Arbeitsmediziner an Schulen, dazu gehören auch die Ermittlung und Untersuchung der Ursachen von arbeitsbedingten Erkrankungen und Gesundheitsgefahren. Welche Ergebnisse liegen bisher vor?) 

Bitte, Herr Dr Häupl, ich ersuche um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Ich habe natürlich Ihre Frage, als ich sie gelesen habe, verstanden - sie ist ja auch verständlich formuliert -, aber ich gebe zu, dass ich zunächst den Sinn der Fragestellung nicht verstanden habe. Im Zuge der Vorbereitung dieser Beantwortung habe ich ihn dann allerdings verstanden. 

Und es ist relativ einfach zu sagen und auch unumwunden zuzugeben: Hier wurde suboptimal gearbeitet. In meiner Sprache würde ich sagen: Da ist Mist gebaut worden. Das ist leider so. Aber es geht eigentlich im Prinzip darum, dass, wenn ein Gesetz 2004 als Bundesgesetz, 2006 als Landesgesetz, mit der von Ihnen zitierten Novelle, in Kraft tritt und man nachher über die Kosten zwei Jahre mit dem Bund verhandelt, das für mich nicht erklärbar und auch nicht tragbar ist. 

Wir haben daher gemeinsam - und „wir" heißt im gegenständlichen Fall die Frau Stadtschulratspräsidentin und ich - veranlasst, dass erstens diese Verhandlungen blitzartig abgeschlossen wurden. Die Einigung ist erzielt, der Antrag auf Bewilligung dieser Mittel beim Bundesministerium gestellt. Ich gehe davon aus, dass er ganz rasch beantwortet wird. Sobald diese Genehmigung vorliegt, wird ausgeschrieben. Und ich hoffe, bis Jahresende ist dieses Problem gelöst. 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte um die 1. Zusatz-
frage, Frau Abgeordnete.

Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Ich bin sehr dankbar für Ihre Antwort, denn das habe ich mir auch gedacht: Da wurde Mist gebaut. Und die Lehrerinnen und Lehrer denken sich das auch ständig. Sie haben mich dann gebeten, einmal nachzufragen. Im Grunde genommen erübrigt sich auch jede Nachfrage, wenn man so eine Antwort bekommt. 

Ich möchte nur jetzt die Gelegenheit nutzen und eine Bitte in eine Frage verwandeln und so formulieren – dann habe ich sie angebracht -: Und zwar geht es ja auch um solche Erscheinungen wie Stress und Burn-out und so weiter, die da untersucht gehören. Ich frage daher, ob in einem etwaigen Bericht, der vielleicht in einem Jahr oder in zwei Jahren erfolgen könnte, dann auch Erscheinungen wie Burn-out ausreichend Berücksichtigung finden werden. 

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Da diese Untersuchungen von Arbeitsmedizinern selbst in der Privatwirtschaft, insbesondere im Leitungs- und Managementbereich, angewandt werden, gehe ich davon aus, dass man dies in den Untersuchungen auch entsprechend berücksichtigen wird. Aber ich werde mich über dieses Detail auch noch schlaumachen. 

Präsident Heinz Hufnagl: Die 2. Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Aigner. - Bitte.

Abg Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Gibt es schon Überlegungen, aus welchem Bereich die Arbeitsmediziner in den Schulen zum Einsatz kommen? Und im Weiteren: Wird bei der entsprechenden Schulung der Arbeitsmediziner auch auf die schulbedingte Belastung der in den Schulen beschäftigten Lehrer Rücksicht genommen werden?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Davon gehe ich grundsätzlich aus. Aber das wird alles im Text der Ausschreibung, nehme ich einmal an, enthalten sein. Und daher kann ich diese Frage zur Stunde noch nicht beantworten.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 3. Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Ebinger. - Bitte.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Die Arbeitsmediziner sind laut der 15. Novelle des Schulgesetzes auch verpflichtet, Aufzeichnungen über Dienst- und Arbeitsunfälle zu führen. Beinhalten diese Aufzeichnungen auch Übergriffe von aggressiven Schülern auf Lehrer? Und wenn nicht: Warum nicht?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Grundsätzlich würde ich die Frage jetzt mit „no na" beantworten - Ihre eigentliche Frage, denn Sie haben es ja ganz richtig formuliert: über Unfälle, Vorfälle, wie immer man es dann bezeichnet. Daher sind natürlich auch solche Vorfälle in den Berichten sicherlich enthalten. 

Aber wenn Sie mich jetzt fragen, wie das Ergebnis ausschaut und was man jetzt gezählt hat, vor allem an Übergriffen aggressiver Schüler auf die Lehrer, dann kann ich Ihnen nur sagen: Es kann sich nur um eine so geringe Zahl handeln, dass man offensichtlich nicht einmal die Zeitungen damit füttern konnte, geschweige denn, dass man den Bürgermeister informieren würde. - Also, ich würde Ihnen diese Frage, falls Sie sie stellen würden, nicht beantworten können.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. - Die vierte und in diesem Fall letzte Zusatzfrage findet nicht statt, wird mir signalisiert. 

Wir kommen daher zur 5. Anfrage (FSP - 04221-2008/0001 - KVP/LM), die von Herrn Abg Dr Matthias Tschirf ebenfalls an den Herrn Landeshauptmann gerichtet ist. (Werden Sie sich für die Aufhebung des Wiener Valorisierungsgesetzes einsetzen, um die sozialen Belastungen der Wienerinnen und Wiener zu entschärfen?)
Ich ersuche um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Es wird Sie mäßig überraschen, Herr Klubobmann, wenn ich Ihnen sage, ich werde mich nicht für eine Änderung des Valorisierungsgesetzes einsetzen, ebenso wenig, wie der Finanzminister der Republik Österreich - und bis vor Kurzem Bundesparteivorsitzender der Österreichischen Volkspartei - sich für eine Änderung seines Valorisierungserlasses im Finanzministerium einsetzen wird. Das ist aus meiner Sicht allerdings ungleich, denn insbesondere, wenn er auch gemeinschaftliche Bundesabgaben wie Steuern betrifft, wäre das durchaus eine interessante Geschichte. Ich darf nur daran erinnern, dass vom Endpreis des Benzins heute mehr als die Hälfte öffentliche Steuern und Abgaben sind, von denen wir alle profitieren, also Länder und Gemeinden auch, da es gemeinschaftliche Bundesabgaben sind. 

Ich darf noch einmal darauf verweisen, dass es nicht gerade eine Vorfeldorganisation von uns war, sondern die Oesterreichische Nationalbank, die darauf hingewiesen hat, dass der Anteil der kommunalen Gebühren von ganz Österreich 0,05 Prozent beträgt. Ich bin daher der Meinung - derselben Meinung wie der Präsident des Österreichischen Gemeindebundes -, dass man die Gebühren und den Gebührenhaushalt der österreichischen Gemeinden, der Städte und sohin auch Wiens nicht verantwortlich machen kann für die Teuerung. Wir wissen ganz genau, wo es herkommt. Es ist ganz genau analysiert worden. Wir wissen haarscharf, wer die Verursacher sind. Alles, was - als einzige Antwort auf die Teuerungsdiskussion - an Monitoring vorgeschlagen wurde, ist im Prinzip überflüssig, weil man weiß, worin die Ursachen letztendlich liegen. Es handelt sich einerseits um beeinflussbare und andererseits um von uns nicht beeinflussbare Ursachen, denn mit Sicherheit werden wir nicht den Weltmarktpreis von Öl beeinflussen können. 

Ich sage daher ganz offen: Ich werde nicht in diese Falle gehen. Ich werde darauf achten, dass insbesondere auch die wichtigen Dienstleistungen von öffentlichem Interesse finanziell so ausgestattet sind, dass sie ihrer Aufgabe, wie die Bevölkerung und die Wirtschaft in Wien es erwarten, auch verlässlich nachkommen können.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 1. Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Tschirf. - Bitte, Herr Klubvorsitzender.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! Wir sind alle leider damit konfrontiert, dass derzeit die Gefahr einer Weltwirtschaftskrise auftaucht oder sie schon da ist, und die Wirtschaftsforscher gehen davon aus, dass die Inflationsrate zurückgeht. Das heißt, zum Zeitpunkt, zu dem mit 1. Jänner die Gebührenerhöhungen in saftigem Ausmaß von über 5 Prozent für die Wienerinnen und Wiener geltend werden, geht die Inflation zurück, und in Wien werden die Wienerinnen und Wiener mit beidem konfrontiert: einerseits mit einer schwierigen – um es euphemistisch auszudrücken - Wirtschaftlage und andererseits mit einer hohen Gebührenbelastung.

Wäre das nicht ein Grund für den Sozialdemokraten Michael Häupl, nachzudenken, ob dieses Gesetz nicht doch falsch ist?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich sage es noch einmal: Nein. Denn dieser Automatismus ist einer, den wir herbeiführen können, aber nicht müssen. Und daher schauen wir uns das sehr genau an. Ich bin momentan mit Wirtschaftsforschern, aber auch ganz real mit den Vertretern der österreichischen Geldwirtschaft – oder dem Gelddienstleistungsbereich, da sind die Versicherungen dazuzuzählen - in sehr, sehr gutem Kontakt, und es sind zur Stunde, das darf ich versichern, die Signale sehr unterschiedlich, sehr unterschiedlich vor dem jeweiligen Hintergrund des einzelnen Unternehmens. 

Wenn man sich beispielsweise - eine weitere Empfehlung für ein Gespräch - mit Herrn Stepic unterhält, dann hat dieser ganz andere Einschätzungen davon, wie sich die Auswirkungen dieser amerikanischen Finanzkrise auf die Weltwirtschaft darstellen, als sie etwa Herr Generaldirektor Treichl hat. Und daher ist es da ganz interessant, diesen Klärungsprozess, diesen Diskussionsprozess entsprechend abzuwarten - wir haben ja durchaus auch noch einen gewissen Zeitvorlauf -, sich sehr gut zu überlegen, was man hier tut, und dies dann tunlichst auch in Akkordanz zu machen.

Sie können mir glauben, ich bin in sehr gutem Kontakt etwa auch mit dem Grazer Bürgermeister, dessen Gebühren im Wesentlichen ebenso sind wie jene in Wien, in manchen Bereichen noch viel teurer, der sich als ein ordentlicher christlichsozialer Politiker natürlich auch Gedanken darüber macht, wie er mit seinem Gebührenhaushalt in der zweitgrößten Stadt Österreichs umgeht, und wir werden in solidarischer und sehr ordentlicher Form diese Fragen auch lösen. Auch er hat ein massives Interesse daran, dass die Dienstleistungen öffentlichen Interesses nicht finanziell vor die Hunde gehen.

Ich verstehe schon, dass Oppositionsparteien natürlich nicht für Gebührenerhöhungen sein können - ich meine, das würde mich echt überraschen; und allzu viel, glaube ich, kann mich nicht mehr überraschen in der Politik -, aber angesichts der Verantwortungsposition, in der sich die ÖVP bisher in der Regierung befunden hat - die selbst verantwortlich für einen Valorisierungserlass ist, der vom Finanzministerium herausgegeben worden ist, die auch in sehr vielen wichtigen Städten Österreichs und in sehr vielen Gemeinden die Bürgermeister stellt, den Präsidenten des Österreichischen Gemeindebundes stellt, die alle sehr gut wissen, was das In-Ordnung-Halten des Gebührenhaushaltes für die Kommunen und ihre Finanzkraft letztendlich bedeutet und auch für die daraus resultierende Verlässlichkeit ihrer kommunalen Dienstleistungen -, hätte ich mir von Ihnen, ehrlich gesagt, eine Spur mehr Differenziertheit in der ganzen letzten Diskussion erwartet. Aber gut, der 28. September ist vorbei, wir können eventuell natürlich schauen, dass wir in dieser heiklen Balance zwischen sozialer Verantwortung im Gebührenhaushalt und der Sicherung der Leistungsfähigkeit unserer kommunalen Dienstleistungsbetriebe da auch das eine oder andere wieder gemeinsam machen können.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 2. Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Günther. Ich erteile ihm das Wort.

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! Sie haben Dr Tschirf, wie nicht unerwartet, gesagt, dass Sie sich nicht vom Valorisierungsgesetz verabschieden werden. Das Valorisierungsgesetz sieht vor, dass, wenn bestimmte Parameter stimmen, die Gebühren höher werden, das heißt, eine Belastung des Bürgers. 

Was es aber nicht gibt, ist eine derartige Regelung zum Beispiel im Bereich der Armen, der Sozialhilfe-, der Pflegegeldempfänger; da gibt es kein Valorisierungsgesetz. Da gibt es dann die Situation, dass zehn Jahre lang das Pflegegeld nicht erhöht wurde. Da gibt es auch die Situation, dass die Sozialhilfe nicht erhöht wurde. 

Könnten Sie sich vorstellen, sich in Wien dafür einzusetzen, dass das ebenfalls in einer Art Valorisierungsgesetz für die Bürger gesichert wird?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ich mache Sie nur darauf aufmerksam, dass wir jetzt gerade alles erhöht haben, nämlich das Pflegegeld erhöht, die Sozialhilfe erhöht, den Heizkostenzuschuss verdoppelt - also all diese Dinge, von denen ich überzeugt bin, dass sie sehr punktgenau den sozial Schwächsten in unserer Gesellschaft helfen. Und das ist eben die kommunale Aufgabe. Genau dort setzen wir auch an und versuchen, das, was wir letztendlich tun können, entsprechend umzusetzen. 

Aber es gibt natürlich auch ein anderes Beispiel dafür. Leider ist mit Zustimmung auch der Sozialdemokraten vor nicht allzu langer Zeit der Mietzinsrichtwert heruntergesetzt worden von ursprünglich einer Inflation von 10 Prozent auf 5 Prozent, womit die Möglichkeit besteht, die Mieten um 5,8 Prozent zu erhöhen. Und wir werden das genau für jene 110 000 Gemeindewohnungsmieter, die da darunterfallen, nicht tun. Wir werden nicht von dieser Möglichkeit Gebrauch machen, diese Mieten entsprechend zu erhöhen. (Ruf: Bis wann?)

Sie fragen: „Bis wann?" - Bei den anderen passiert es jetzt schon! Und ich sage noch einmal: Leider haben unsere Freunde im Bund damals dieser Herabsetzung von 10 Prozent auch zugestimmt, was, sagen wir einmal, als mäßig erfreulich, gerade jetzt, zu sehen ist. Aber wir werden von dieser Möglichkeit nicht Gebrauch machen, weil wir genau jenen helfen wollen und genau wissen, dass wir jenen zu helfen haben, die in dieser Auseinandersetzung unter die Räder zu kommen drohen.

Das ist etwas, was in anderen Städten in dieser Form natürlich auch deswegen nicht passieren kann, weil es in anderen Städten nicht so eine große Zahl von Gemeindewohnungen gibt. Aber wir sind uns dieser sozialen Verantwortung bewusst, und wir nehmen sie auch wahr.

Präsident Heinz Hufnagl: Die 3. Zusatzfrage stellt Herr Abg Dipl-Ing Margulies. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Sie haben sich jetzt richtig schön um die Beantwortung der Frage des Kollegen Günther gedrückt – denn diese Frage war eigentlich mit Ja oder Nein zu beantworten. Beim Valorisierungsgesetz, wo es darum geht, die Gebühren einfach je nachdem, wie die Inflation sich entwickelt, zu erhöhen, da ist es selbstverständlich und da wird es gemacht. Überall dort aber, wo es darum geht, dass Menschen geholfen werden soll, gibt es keinen Automatismus. Und ich würde mir wünschen: Derselbe Automatismus, der zum Tragen kommt, wenn Menschen belastet werden, der sollte doch zumindest gegeben sein, um Menschen zu entlasten und zu unterstützen. 

Das heißt: Es muss selbstverständlich sein, dass die Sozialhilfe zumindest um die Inflationsrate erhöht wird; besser noch stärker. Es muss selbstverständlich sein, dass überall dort, wo es Bemessungsgrundlagen gibt, die für einen Anspruch sozusagen herangezogen werden, diese zumindest im Rahmen der Inflationsrate erhöht werden. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wir haben den Heizkostenzuschuss verdoppelt!)

Daher möchte ich die Frage des Kollegen Günther wiederholen: Sind Sie dafür, dass auch überall dort, wo Bürger und Bürgerinnen davon profitieren würden - meist im Sinne der Armutsbekämpfung und Armutsvermeidung -, Grenzen und Ansprüche durch eine Art Valorisierungsgesetz zumindest im Rahmen der Inflation jährlich angepasst und erhöht werden?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter! Erstens möchte ich Sie bitten, mir nicht vorzuschreiben, wie ich Fragen beantworte. Ich schreibe Ihnen ja auch nicht vor, welche Fragen Sie stellen!

Ich werde mir erlauben, Ihnen etwas zu erklären, außer man glaubt an das biblische Wort: „Eure Rede aber sei: Ja, ja; nein, nein. Was darüber ist, das ist von Übel.“ Wir beide tun das, glaube ich, nicht und daher möchte ich versuchen zu erläutern, was sich da tut.

Ich halte diese Diskussion teilweise schon für ein bisschen akademisch, und zwar gerade angesichts dessen, dass ganz klar festgelegt wurde, dass das Pflegegeld in Wien erhöht wird – jetzt Gott sei Dank auch im Bund auf Grund bestimmter Initiativen, die vor nicht allzu langer Zeit gesetzt wurden – und dass die Sozialhilfe im Gegensatz zum Beispiel zur Notstandshilfe entsprechend erhöht wird und noch dazu eine Versicherungsleistung und nicht eine soziale Transferleistung ist, weil sie aus der Arbeitslosenversicherung aufgebracht wird. Alles, was bisher zur Mindestsicherung in diesem Land getan wurde, geschah auf Initiative gerade der sozialdemokratisch regierten Länder und bedeutet de facto ausschließlich eine Vereinheitlichung der Sozialhilfe in den Ländern, und der Bund ist bisher nicht nachgezogen, was beispielsweise die Notstandshilfe betrifft, um diese Mindestsicherung insgesamt bund- und länderübergreifend einzubeziehen.

Ich wundere mich daher, ehrlich gesagt, gerade angesichts des Pakets, das wir in Wien ausschließlich zur Armutsbekämpfung geschnürt haben, wirklich darüber, dass man jetzt hergeht und das Ganze daran misst, ob in diesem Bereich formell ein Valorisierungsgesetz gemacht wird oder nicht. Ich werte das jetzt nicht, führe aber gerne eine Diskussion darüber!

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Die 4. Zusatzfrage kommt von Herrn Abg Dr Tschirf. – Bitte sehr.

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann! Seit die SPÖ hier mit absoluter Mehrheit regiert, sind die Gebühren in Wien um 21 Prozent gewachsen. Dieser Anstieg liegt also deutlich über der Inflationsrate. Im Hinblick darauf bedaure ich, dass Sie nicht an eine Aufhebung des Valorisierungsgesetzes denken. Ich erinnere daran, dass es in der Zeit der Koalitionsregierung einen Gebührenstopp gegeben hat, das heißt, damals ist noch eine Einbremsung gelungen.

Ich habe erfreut zur Kenntnis genommen, dass die Zeiten des Wahlkampfes vorbei sind und man gerade in einer wirtschaftlich schwierigen Situation wieder seriös mit Fragen des Steuerrechts umgeht. Meine Frage: Wird von Ihrer Seite die Idee der Mehrwertsteuersenkung, die wirklich nur unter dem Gesichtspunkt Wahlkampf zu sehen war, jetzt begraben?

Präsident Heinz Hufnagl: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Diese Fragestellung ist noch ein Nachhall des Wahlkampfes. Aber ich nehme auch das zur Kenntnis, denn wir alle haben es offensichtlich psychisch ein bisschen schwer, uns aus dieser Zeit wieder zu lösen.

Wofür ich eintrete, kann ich Ihnen im positiven Sinn schon formulieren: Ich vertrete natürlich die Auffassung, nachdem keineswegs gesichert ist beziehungsweise zur Stunde gesagt werden kann, dass die Inflationsrate in der Tat zurückgeht – dazu gibt es ja sehr widersprüchliche Aussagen etwa auch des Wirtschaftsforschungsinstitutes und anderer entsprechender Einrichtungen –, dass wir uns das weiterhin sehr genau anschauen und die Teuerungsbekämpfung nach wie vor eine Topposition hat. In diesem Zusammenhang geht es sehr wohl darum, dass man definitive Antworten gibt und nicht nur sagt, dass man das beobachten und ein Monitoring oder sonst irgendetwas machen wird.

Im Hinblick darauf bin ich selbstverständlich für ein ganzes Paket zur – wie ich betonen möchte – Linderung der Problematik der Teuerung für die Menschen, denn alles werden wir ohnehin nicht lösen können. Wir können den Erdölpreis nicht bestimmen, und daher können wir folgerichtig auch die Energiepreise nicht wirklich bestimmen, mit Ausnahme dessen, dass es natürlich einen gehörigen Polster von Steuern und Abgaben auf den Endpreis von Heizöl und natürlich auch von Benzin gibt. Das sind allerdings keine Gemeinde‑ oder Länderabgaben, um das auch gleich entsprechend hinzuzufügen.

Wir werden uns mit Sicherheit relativ schwer tun, im Bereich der Lebensmittel die Inflationsrate zu dämpfen. Ich bin sehr froh darüber, dass durch den Druck der öffentlichen Diskussion immerhin schon einmal bewirkt wurde, dass dieser so genannte Österreichaufschlag in den Supermärkten – wie das WIFO und die Nationalbank berichten – verschwunden ist. Damit ist im Prinzip auch schon etwas erreicht, denn es war wirklich nicht einzusehen, wieso der Bauer in Österreich für den Liter Milch weniger bekommt als in Deutschland, bei uns in den Supermärkten der Liter Milch aber teurer ist als in Deutschland; und damit meine ich natürlich auch Frischmilch und nicht nur die H-Milch, denn diese ist im Wesentlichen im Preis ja gleich, weil sie ganz anders lagerfähig und transportfähig ist. 

Ohne mich im Detail zu verlieren: Es geht mit Sicherheit um ein Paket, das die Armutsbekämpfung zum Thema hat, es geht dabei aber auch um mehr. Denn die Angst vor der Armut kriecht von den Rändern der Gesellschaft in den Mittelstand hinein. Wir alle spüren das, und das bekommen wir auch zu hören, wenn wir mit den Leuten reden. Daher ist es nicht entscheidend, dass eine Wachteleier-, Kaviar- oder Champagner-Diskussion geführt wird, sondern es geht darum, wie viel im Einkaufskörberl zu haben, sich heute ein einfacher Haushalt tatsächlich leisten kann. Es geht darum, inwiefern die Leute heute bereits schwer darüber nachdenken müssen, was sie sich noch leisten können, um ihre elementaren Lebensbedürfnisse zu befriedigen.

Das ist der Punkt, um den wir uns kümmern müssen. Mit diesem Grundverständnis nähere ich mich der Frage an, und daher ist mir ein diskussionswürdiger Vorschlag wie die Halbierung der Mehrwertsteuer noch allemal lieber als gar keiner.

Daher sage ich dazu: Ich entscheide das nicht. Die Mehrwertsteuer ist eine Bundesabgabe. Diese Diskussion ist auf Bundesebene zu führen, abgesehen davon, dass das Parlament entschieden hat, wie es eben entschieden hat und dass es in Österreich eine politische Gruppierung gibt, die offensichtlich mit großer Freude gegen ihr eigenes Volksbegehren stimmt; das werden sie aber mit sich selbst ausmachen müssen, das ist ihre Angelegenheit, das können wir da auch nicht diskutieren, denn dafür gibt es hier niemanden und wird es auch in Zukunft, wenn ich mir das anschaue, niemanden mehr geben.

Ich bin dafür, dass wir uns jetzt nach dieser Cool-down-Phase ernsthaft damit befassen, was wir abseits der großen Töne des Wahlkampfes, an dem ich mich auch beteiligt habe, tun können. Ich bin ja auch ein Kind der societas politica, und ich habe mich, wenngleich nicht immer in der unterstellten Form, natürlich auch daran beteiligt. Ein Kind von Traurigkeit bin ich auch da nicht.

Ich meine, wie gesagt, dass man sich zweifellos nach der Cool-down-Phase ernsthaft mit dieser Frage beschäftigen muss, wie sich die Leute mit schwachen Einkommensverhältnissen das Leben tatsächlich leisten können. Das wird der Punkt sein, und dazu werden wir unsere Beiträge liefern, wie wir es auch in der Vergangenheit getan haben.

Präsident Heinz Hufnagl: Danke, Herr Landeshauptmann. Die Fragestunde ist damit beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Nachhaltiger Erfolg durch Maßnahmen nach dem Wiener Reinhaltegesetz" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 69 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß unterstützt und beantragt.

Ich bitte den Erstredner, Herrn Abg Valentin, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. – Bitte, Herr Abg Valentin.

Abg Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident!

Wenn wir jetzt die Zeit zurückspulen und uns den 21. September des letzten Jahres ansehen, dann können wir feststellen, dass das Hohe Haus hier vor einem Jahr das Reinhaltegesetz beschlossen hat. Daher meine ich, dass das ein guter Anlass ist, etwas zu tun, was wir, wie ich meine, viel zu selten tun, nämlich uns anzusehen, wie dieses Gesetz gewirkt hat, ob dieses Gesetz die Ansprüche, die damals formuliert wurden und von der Frau Stadträtin in Gesetzesform eingebracht wurden, erfüllt hat und inwieweit wir heute damit zufrieden sein können oder auch nicht.

Meine Damen und Herren! Vorab müssen wir einige Parameter einfließen lassen. Sauberkeit ist in Wien ein Asset, also ein Gut, dem die Wienerinnen und Wiener, wie viele andere Bereiche, die in die Mercer-Studie einfließen, einen sehr hohen Stellenwert zuordnen. In der Mercer-Studie wurde einmal mehr konstatiert, dass wir in Europa die lebenswerteste Stadt sind. In der Mercer-Studie sind neben kulturellen Kriterien und Fragen der Sicherheit und der Lebensqualität auch Fragen der Daseinsvorsorge, der Sauberkeit und der Reinlichkeit wichtige Parameter. Auf diese Assets sind die Wienerinnen und Wiener stolz. Sie sind stolz darauf, dass sie ein hervorragendes Wasser haben, dass sie in einer sicheren und sozialen Stadt leben, sie sind aber auch stolz darauf, dass sie in einer sehr sauberen Stadt leben. 

Das zeigt sich nicht nur bei der Mercer-Studie, wenn man deren Ergebnisse analysiert, sondern auch dann, wenn man sich ansieht, was Wienerinnen und Wiener sagen, wenn sie befragt werden. – 90 Prozent der Wienerinnen und Wiener sagten im letzten Jahr nicht nur, dass sie die Sauberkeit in dieser Stadt als ein massiv positives Asset betrachten, sondern sie sagten auch, dass sie befürworten, dass die Einhaltung der Sauberkeit für den Fall, dass sich Einzelne nicht an entsprechende Vorschriften halten und diese Sauberkeit in Gefahr ist, auch seitens der Stadt überprüft wird.

Gleichzeitig mit der Äußerung dieses Bedürfnisses betonten sie aber auch, dass sie nicht wollen, dass das Aufgabe der Polizei ist. 81 Prozent sagten bei der Befragung, dass sie nicht glauben, dass die Polizei das kann, und sie sprachen sich deutlich dafür aus, dass auch kein Sicherheitsdienst das tun soll, sondern dass sich die Umweltgruppe der Stadt dieser Aufgabe stellen sollte. Das sagten die Wienerinnen und Wiener insbesondere auch im Hinblick auf die Hundstrümmerldiskussion, welche die Stadtpolitik seit Jahren beziehungsweise Jahrzehnten immer wieder beschäftigt.

Die Wienerinnen und Wiener haben damals aber auch etwas anderes sehr massiv angemerkt: Sie haben gesagt, dass sie den hohen Stellenwert der Müllentsorgung sehr schätzen. Die Stadträtin hat vor einem Jahr diesem Gremium nicht nur das Gesetz vorgestellt, sondern sie hat auch ein mannigfaltiges Programm dazu präsentiert, was begleitend im Bereich Reinhaltung getan werden kann. Dieses umfassende Maßnahmenpaket mit einer finanziellen Bewertung von 5 Millionen Eur war Bestandteil des Programms, und ein Teil dieses riesigen Paketes war auch der Umgang mit der Beobachtung und manchmal auch Abstrafung von Menschen, die sich nicht an diese Rahmenbedingungen halten wollen. 

Wenn wir uns jetzt ansehen, was bis zum heutigen Tag geschehen ist, dann können wir, wenn wir einerseits durch unsere Wahlkreise und Bezirke gehen und andererseits mit den Damen und Herren BezirksvorsteherInnen sprechen, feststellen, dass sich diesbezüglich viel verändert hat. Durch die Aufstockung der Zahl der MitarbeiterInnen der MA 48 stehen den Bezirken weitere Ressourcen zur Verfügung. Einmal im Monat wird in jedem Bezirk zusätzlich eine Schwerpunktaktion gesetzt. Viele Bezirksvorsteherinnen und Bezirksvorsteher sind nach ihrem Start dieser Aktion zu mir gekommen und haben mir erzählt, dass man es tatsächlich merkt. Sie haben berichtet, dass Bürgerinnen und Bürger anrufen und sagen, dass es klass ist, dass etwa im Park X oder am Platz Y plötzlich 20 bis 25 MitarbeiterInnen der 48er kommen und sehr konzertiert sauber machen. Das vermittle auch optisch ein sehr, sehr positives Bild.

Gleichzeitig wurden mit Beginn der Wirkung des neuen Reinhaltegesetzes ab 1. Februar 2008 30 „Waste Watcher“ in Dienst gestellt. Diese Organe haben sichtbar auf der Straße ihren Dienst angetreten und waren tatsächlich unterwegs, um sich mit denjenigen zu befassen, die sich nicht an die Ordnung gehalten haben. Sie waren in der ersten Zeit, im ersten Monat, lediglich belehrend, erklärend und sozusagen auf Goodwill unterwegs.

Wenn wir uns jetzt ansehen, wie diese Damen und Herren angekommen sind, dann erkennen wir auch in diesem Punkt einen Unterschied zu anderen Städten, die das gehandhabt haben. Bei uns handelte es sich durchwegs um Damen und Herren aus der Abschleppgruppe der MA 48, die schon im Kundendienst versiert waren und durchaus auch in prekären Situationen argumentativ gut mit den Menschen können. Diese Damen und Herren haben Hervorragendes geleistet. Sie haben sehr viel an Bewusstseinsarbeit geleistet und haben die Aufklärung vor die Strafe gestellt, wofür wir ihnen sehr dankbar sind!

Zusätzlich ist anzumerken, dass diese Gruppe durch weitere Mitarbeiter aus der MA 48 ergänzt wurde. Im Juni 2008 hatten wir 90 MitarbeiterInnen, die diese Ausbildung genossen haben. Derzeit sind MitarbeiterInnen der MA 42 in Schulung, und auch MitarbeiterInnen der MA 45 werden in Zukunft im Bereich der Beratung und –falls Bürgerinnen und Bürger uneinsichtig sind – auch als Ordnungsorgane tätig sein.

Meine Damen und Herren! Ich sagte bereits, dass diese Maßnahmen nicht allein zu sehen sind. Es ist kein Zufall, dass das, was die Frau Umweltstadträtin damals vorgestellt und als Gesetz eingebracht hat, nicht nur Gesetz geworden ist, sondern von den Wienerinnen und Wienern auch positiv angenommen wird.

Im Zuge dieser Maßnahmen wurden 200 neue MitarbeiterInnen in der MA 48 eingestellt. Es wurde die schnelle Eingreiftruppe beziehungsweise die mobile Stadtreinigung mit 28 MitarbeiterInnen gebildet. Dieser Faktor ist aus dem Bezirksleben aller Wiener Bezirke nicht mehr wegzudenken. Ferner wurden 1 000 neue Mistkübel sowie 150 neue Großraumpapierkübel angeschafft. Wesentlich ist außerdem, dass die bestehenden Mistkübel nicht mehr versteckt werden, sondern in Signalorange getaucht wurden, um deren Sichtbarkeit im Straßenbild zu gewährleisten.

Die Problemstoffsammelstelle ist näher zu den Bürgern gerückt. Wir haben 53 Problemstoffsammelstellen, davon 19 auf Mistplätzen. Die „Prosas“ werden vom Bürger tatsächlich sehr gut angenommen, und es gibt mehr Effizienz, weil die Aufteilung der zu säubernden Flächen zwischen einzelnen Magistratsabteilungen neu geregelt worden ist.

Meine Damen und Herren! Abschließend möchte ich, dass wir uns heute gemeinsam ansehen, was sich auf Grund der Kontrolle, die der eigentliche Bestandteil des Gesetzes war, tatsächlich verändert hat. – Die Veränderung ist augenfällig, wenn man durch die Straßen, Gassen und Parks dieser Stadt geht. Die Veränderung lässt sich aber auch in Zahlen fassen und präsentieren, wenn man sich die „Waste Watcher“-Statistik ansieht: Hundekot lag mit 550 Amtshandlungen, die aber im großen Maße nur in Ermahnungen gemündet haben, an erster Stelle. Die Diskussion betreffend Einkaufswagerl hat, seitdem es die „Waste Watcher“ und die Anstrengungen betreffend diesbezügliche Aufklärung gibt, ein jähes Ende gefunden. Es gibt jetzt wesentlich weniger herren- und frauenlose Einkaufswagerl auf den Straßen, was sehr erfreulich ist. Die Ablagerung von Sperrmüll wurde ebenfalls geahndet, wodurch auch dieses Problem in den öffentlichen Räumen massiv reduziert wurde.

Meine Damen und Herren! Wenn man die Müll- und Sauberkeitsproblematik nicht nur als eine ursächliche Frage der Sauberkeit und Reinhaltung begreift, sondern auch als eine Frage des subjektiven Sicherheitsgefühles der Wienerinnen und Wiener, dann ist einmal mehr festzustellen, dass sich dieses Gesetz bewährt hat, und zwar nicht nur deswegen, weil es ein gutes Gesetz ist, sondern weil dieses Gesetz auch mit vielen Maßnahmen flankiert war, die es den Wienerinnen und Wienern erleichtert hat, Müll sinnvoll und richtig zu entsorgen.

Ich meine, in diesem Sinne kann man heute nach einem Jahr sagen: Die Ziele sind erreicht worden! Die Intentionen der Frau Umweltstadträtin, die diese Materie eingebracht hat, sind zu 100 Prozent aufgegangen. Das ist ein Hinweis mehr darauf, dass die Wienerinnen und Wiener in dieser Stadt eine gut organisierte und in allen Bereichen perfekt ablaufende Stadtverwaltung vorfinden. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Im Hinblick auf weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass die Damen und Herren Abgeordneten sich nur einmal zu Wort melden dürfen und die Redezeit jeweils fünf Minuten beträgt.

Als nächste Rednerin hat sich Frau Abg Matiasek zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich bin jetzt fast ein bisschen erschlagen von diesen Eigenelogen des Kollegen Valentin, dass alles perfekt sei. Ich meine, es ist schon ein bisschen kühn, nach einem Jahr von einem nachhaltigen Erfolg zu sprechen! Man kann sagen, es ist dies der Beginn eines Erfolges, es ist aber wirklich etwas kühn, ein halbes Jahr nach Inkrafttreten eines Gesetzes und der Setzung entsprechender Maßnahmen von einem nachhaltigen Erfolg zu sprechen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Es stimmt: Wien ist im Großen und Ganzen eine saubere Stadt. Wir dürfen aber, wenn es auch nicht so gerne gehört wird, nicht übersehen, dass wir punktuell sehr wohl Probleme mit der Sauberkeit haben. Ich erinnere etwa an Teile der Westgürtelbezirke in dicht verbauten Bereichen oder an die Umgebung der Millennium-City im 20. Bezirk et cetera. Bei diesen punktuellen Problemen konnten das Gesetz und die Truppe die „Waste Watcher“ bisher noch nicht effektiv zu einer Änderung zum Positiven beitragen.

Es gibt nach wie vor Probleme an Altstoffsammelstellen. Sie haben laut ihren Angaben viel Geld in flankierende Maßnahmen investiert, daher stellt sich die Frage, warum Sie beispielsweise gerade bei den Altstoffsammelstellen eine relativ kostengünstige Maßnahme nach wie vor offensichtlich verweigern, nämlich deutliche Hinweise auf den nächsten Mistplatz und auf seine Öffnungszeiten zu geben, damit die Leute davon abgehalten werden, die Dinge, die dorthin gehören, irgendwo zu deponieren. Da gibt es zwar irgendwo in zwei Metern Höhe zum Teil schon ausgeblichene Mickey-Mouse-Tafeln, von denen das Mistmonster grinst, aber das ist nicht effizient genug. Es gibt also sehr wohl noch Bereiche, die man überprüfen und betreffend welche man sich Neues überlegen kann.

Wie wir erfahren mussten, weiß man in den Bezirken zum Teil nicht genau, wie all das funktioniert und wann sie diese Truppe einsetzen können. Ich kann nur aus meinem eigenen Bezirk sagen, dass es zwar Fixrouten für diese Truppe gibt. Was sie aber genau tun, konnte die Bezirksvorsteherin des 17. Bezirks auf eine Anfrage der freiheitlichen Mandatare nicht beantworten. Außerdem bin ich nicht überzeugt, dass alle Bezirksvorsteher all das immer ganz genau nehmen, denn manche sehen nicht einmal, wenn es rund um das Amtshaus mit der Sauberkeit absolut nicht stimmt.

Im Bereich der Hundekotproblematik ist sicherlich vieles besser geworden, wobei man ehrlicherweise sagen muss, dass auch die Bevölkerung selbst kontrollierend einwirkt, indem die Leute scharf schauen und Hundehalter auch auf die Sackerln hinweisen. Da gibt es ein Zusammenspiel, und es wäre ja auch nicht möglich, dass die öffentliche Hand allein ohne die Mithilfe der Bevölkerung hier wirksam tätig wird. 

Wir fordern schon lange, dass ein städtischer Ordnungsdienst eingerichtet wird, und da sind wir nicht allein, sondern das fordern auch die Kollegen von der Österreichischen Volkspartei. Man kann nämlich feststellen, dass sich die Probleme der Sauberkeit beziehungsweise der Verschmutzung oft fortsetzen in Richtung Verwahrlosung und sozialer Missstände bis hin zu Zuständen, bei denen polizeiliche Maßnahmen gefragt sind, und dafür sind natürlich diese Wachkörper oder Ordnungskörper nicht zuständig, damit sind sie überfordert. Es wird daher ein Gebot der Zukunft sein, dass wir einen städtischen Wachkörper oder Ordnungsdienst installieren, der die Polizei von Aufgaben entlastet, die sie nicht unbedingt wahrnehmen muss. Das wäre ein Beitrag zur Sicherheit. Dieser Ordnungsdienst könnte all diese Aufgaben zur Überwachung der Ordnung, Sauberkeit und auch der Sicherheit des öffentlichen Raums übernehmen. Sie streiten es bis heute noch ab, aber Sie haben dem in Wirklichkeit durch die Einsetzung dieser „Waste Watcher“-Truppe vorgegriffen beziehungsweise diesem Bedürfnis Rechnung getragen. Und es besteht ein Bedarf bei der Bevölkerung, dass Sicherheit, Ordnung und Sauberkeit im öffentlichen Raum erhöht werden. 

Ich betone, dass das nicht für alle Plätze in Wien flächendeckend gilt, punktuell gilt es aber sehr wohl, und dafür brauchen wir in Zukunft eine Einsatztruppe, die all diesen Fragen gerecht wird. Sie soll nicht nur auf Sauberkeit oder auf Verschmutzungsvorkommnisse reduziert sein, sondern diese Truppe soll in Zusammenarbeit mit den Behörden auch andere Bereiche bis hin zur Sicherheit kontrollieren und auch zur Ahndung berechtigt sein. 

Ein erster Schritt wurde getan. Wir haben dem ja zugestimmt. Über kurz oder lang wird sich aber ein städtischer Ordnungsdienst in Wien nicht vermeiden lassen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr Mag Maresch zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. – Bitte, Herr Abgeordneter.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Präsident! Meine Damen und Herren!

Zunächst möchte ich sagen: Wir haben diesem Gesetz nicht zugestimmt. Und ich möchte auch klarstellen, dass wir nicht der Meinung sind, dass die Stadt einen städtischen Ordnungsdienst braucht. 

Ich habe das interessant gefunden: Die Wahlen sind geschlagen, jetzt reden wir über das Reinhaltegesetz, und der Ablauf war wieder einmal klassisch: Es wird gesagt, dass in Wien alles bestens ist. Die Mercer-Studie wird erwähnt. Rundum wird gegähnt. Bei den Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen sehe ich auch nicht gerade massenhaft ZuhörerInnen. Ich meine also, dass das Gesetz hier im Raum offensichtlich wirklich niemanden enthusiasmiert. Und wenn man jetzt sagt, wie gut die Stadtverwaltung ist und wie gut alles läuft, dann meine ich, dass das in Wirklichkeit zum Wahlkampf gehört und wir uns jetzt anschauen sollten, was wirklich in Gang ist. 

Gestern wurde zum Beispiel der Subvention für die Naturwacht zugestimmt. – Die Naturwacht besteht aus nichts anderem als aus Freizeitsheriffs in einer netten Uniform, die auf der Donauinsel darauf schauen, dass die Papierln dort hinkommen, wo sie hinkommen sollen, die aber nichts anderes tun. Es gibt dort jetzt einen privaten Wachdienst. Die Stadt Wien hat das schon seit längerer Zeit angeordnet, aber wir lehnen das unter anderem auch deswegen ab, weil wir meinen, dass das Gewaltmonopol der Staat und niemand anderer haben soll. Das ist auch der Grund dafür, warum wir eine Stadtwache ablehnen, denn dazu ist der Staat da und sonst niemand anderer. 

Offensichtlich hat man sich in letzter Zeit oft „Star Wars“ angeschaut. „Jedi-Ritter“ durften sie allerdings anscheinend nicht genannt werden, daher hat man Anleihe bei den „Weight Watchers“ genommen und sie „Waste Watchers“ genannt, wobei „waste“ ja interessanterweise im Englischen eine Doppelbedeutung hat. Ich habe es auch interessant gefunden, dass die Straßenkehrer jetzt „Kehr-Force" heißen. Man hat sich eben zu viele Science Fiction-Filme angeschaut! Wir finden es allerdings richtig, dass die so genannte „Kehr-Force" jetzt verstärkt die Straßenreinigung übernimmt.

Betreffend „Waste Watchers“ sind wir nicht ganz dieser Meinung. Es hat da einen interessanten Fernsehbericht gegeben, den vielleicht einige von Ihnen gesehen haben: Es wurde „Am Schauplatz“ so quasi in Qualtinger-Manier beobachtet, wie Menschen mit der Tatsache umgingen, dass jemand illegal einen Autoreifen deponieren wollte. Die Autoverfolgung war irrsinnig spannend, der Verfolgte hat dann den Autoreifen wahrscheinlich anderswo deponiert, womit der Sache Genüge getan war.

Ich habe mir jetzt einmal angeschaut, was dieser Spaß kostet. – Dieser Spaß kostet uns monatlich 50 070 EUR. Die Verwaltung dieser „Waste Watcher“ kostet 11 173 EUR. Ich meine, mit diesem Geld hätte man auch mehr Personal bei der Straßenreinigung anstellen können. Das wäre eine Möglichkeit.

Zweitens meine ich, dass man das Littering damit nicht wirklich bekämpft hat. Littering ist, wenn die Leute Papierln wegschmeißen, zu Littering zählt auch der Hundekot, Littering ist aber vor allem auch, wenn beispielsweise Bierdosen auf der Straße liegenbleiben. Das ist immer ein Zeichen dafür, dass sich die Menschen mit dem Ort, an dem das gerade passiert, einfach nicht identifizieren. Sie haben das Gefühl, dass sie das nichts angeht, und schmeißen das Ding einfach weg. 

Unserer Meinung nach gibt es mehrere bessere Möglichkeiten, dagegen etwas zu tun. Das Problem mit den Dosen bekommt man in den Griff, wenn man ein Pfandsystem einführt. In der Bundesrepublik liegen zum Beispiel keine Dosen auf der Straße, denn da gibt es das Dosenpfand, in Österreich gibt es das nicht. Zudem ist es ganz wichtig, in Bildung zu investieren. Man muss den Menschen klarmachen, dass diese Stadt ihnen gehört. Dann muss die Stadt aber auch demokratischer werden, da muss es weniger Paternalismus geben und die Leute müssen das Gefühl haben, dass sie mitreden dürfen. Wenn nämlich alles wurscht ist – und das ist in Wien offensichtlich so –, dann wird alles weggeschmissen. Dann darf man sich nicht wundern, dass genau diese Dinge passieren! 

Das verhält sich auch in den Schulen und andernorts so: Wenn Menschen das Gefühl haben, dass Autoritäres herrscht und es keine Demokratie gibt, dann ändert sich nichts und sie werfen einfach alles weg. An dieser Tatsache werden auch die 30 oder 60 Sheriffs, die mit eigenartigen Kapperln und mit eigenartigen Autos unterwegs sind, nichts ändern!

Seien wir doch ehrlich: Jetzt hirschen zwei Personen gemeinsam im Auto durch die Stadt und stellen fest, dass irgendwo Mist oder ein Hauferl liegt, was sie dann per Anruf irgendwo melden. – Glauben Sie mir: Es wäre gescheiter, mehr in die Bewusstseinsbildung zu stecken. Wenn es viel mehr Demokratie gibt, dann werden die Leute begreifen, dass Littering nicht das ist, was wir wollen. Dann wird es uns allen mit diesem Thema weitaus besser gehen als mit eigenartigen Reinhaltegesetzen und Sheriffs auf der Donauinsel und sonst wo. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner ist Abg Dr Ulm zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Als Politiker der Opposition muss man ja geradezu dankbar sein, wenn einem von der Regierungspartei eine solche Aktuelle Stunde präsentiert wird, denn dann hat man eine Aktuelle Stunde mehr, um über die Missstände in dieser Stadt zu reden.

Ich darf gleich zu Beginn meiner Ausführungen meine Hauptthese voranstellen: Ich behaupte, das Wiener Reinhaltegesetz ist das meist übertretene und wirkungsloseste Gesetz in ganz Österreich. (Beifall bei der ÖVP.) 

Woran liegt das? – Das liegt nicht daran, dass das Gesetz schwach wäre, sondern daran, dass der Vollzug schlecht ist. Wir haben einfach viel zu wenig Überwachungsorgane, egal ob das 30 oder 90 sind. Wir brauchen eine Stadtwache, um zu einem wirkungsvollen Vollzug des Reinhaltegesetzes zu kommen. (Abg Godwin Schuster: Sie bekommen dafür nicht einmal Applaus von der eigenen Fraktion! – Beifall von Abgeordneten der ÖVP.) 

Es ist sehr schön, dass Sie sich um mich bemühen, Herr Kollege! Herzlichen Dank! Ich würde Sie bitten, auch ein bisserl mehr Druck in der eigenen Stadtverwaltung zu machen, damit wir zu einer effizienten Nutzung der Personalressourcen kommen! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von Abg Godwin Schuster.)

Herr Kollege Schuster! Sie können mir doch nicht erklären, warum Hunderte Blaukappler oder Weißkappler auf dem Gehsteig gehen und Autobesitzer abstrafen dürfen oder sollen, sich aber nicht darum kümmern dürfen, wenn es zu einer Verschmutzung des Gehsteiges kommt. Das ist doch für niemanden einsichtig! Das kann doch wirklich niemand verstehen! (Beifall bei der ÖVP.)

Sie haben ein katastrophales Personalmanagement! Wir haben es heute schon gehört. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir haben eine Naturwacht, wir haben Blaukappler, wir haben Weißkappler, wir haben eine Rathauswache, wir haben eine U-Bahn-Aufsicht, und wir haben viele andere Ordnungsdienste mehr. Sie sind jedoch nicht bereit, eine effiziente, schlagkräftige Stadtwache daraus zu machen, aus ideologischen Gründen oder weil einfach die politische Kraft und der politische Mut dazu fehlen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Offensichtlich ist es Herrn Kollegen Valentin in den letzten Tagen oder Wochen gelungen, dem Hundekot auf Wiens Gehsteigen auszuweichen, und da ist ihm die Idee gekommen, das gleich zum Anlass zu nehmen, um das Reinhaltegesetz und auch den Vollzug desselben über den grünen Klee zu loben. Wenn Sie aber mit offenen Augen durch diese Stadt gehen – wovon ich ausgehe –, dann können Sie doch nicht wirklich mit der Reinhaltesituation in dieser Stadt zufrieden sein! Ich bekomme immer wieder Anrufe von Bürgern und auch von Medien zum Beispiel betreffend das Jonas-Reindl, und es wird mir erzählt, wie dort die Papierln herumfliegen und auch anderer Müll abgelagert ist.

Schauen Sie sich doch einmal die öffentlichen Grünanlagen in den Außenbezirken an! Schauen Sie sich doch einmal die Grünanlagen in den Gemeindebauten an! Jetzt im Sommer war es ein bisserl besser, weil viel Grün einiges zugedeckt hat, aber wenn die stacheligen Sträucher jetzt im Herbst ihre Blätter verlieren, dann bleiben die ganzen Papierln, Papiertaschentücher und Plastiksackerl daran hängen, von den Dosen und Flaschen und, und, und ganz zu schweigen!

Es ist nicht sauber, es gelingt ihnen einfach nicht! Sie schaffen es nicht, entsprechendes Bewusstsein aufzubauen. Sie hängen Ihrer Laisser-faire-Politik an. Es gibt viel zu wenig Organe, die hier die Sauberkeit kontrollieren würden!

Ich nenne auch das Beispiel Kinderspielplätze: Ich kenne die Situation im 9. Bezirk genau, ich weiß, wie es manchmal auf dem Kinderspielplatz unterhalb der Wirtschaftsuniversität ausschaut. Er ist ganz verdreckt, und die Rutschen sind von den Tauben hergerichtet. Außerdem hatte ich im 10. Bezirk im Park gleich neben dem Bezirksgericht mit einer Bezirkszeitung einen Fototermin. Die Zustände spotten wirklich jeder Beschreibung!

Jetzt habe ich aber überhaupt noch nicht von den Graffiti-Schmierereien gesprochen. Ich habe den Eindruck, das ist für Sie überhaupt kein Problem! „Das Aufbringen von färbenden Stoffen“ an Mauern oder wo auch immer ist aber ausdrücklich im Reinhaltegesetz enthalten. Dem müsste man nachgehen, Sie kümmern sich aber nicht darum. Sie lassen ganze Stadtteile verwahrlosen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Sie wissen es ja eh, wie es in vielen Straßenzügen ausschaut. Ich möchte Ihnen trotzdem ein bisserl nachhelfen, denn ein Bild sagt mehr als tausend Worte. Sehen Sie sich das an! Leider Gottes haben wir wahnsinnig viele solcher leer stehender Geschäftslokale! Auch dagegen unternehmen Sie nichts! Stadtverschönerung ist für Sie ein Fremdwort.

Auch kommunale Kriminalitätsprävention ist für Sie ein Fremdwort. (Zwischenruf von Abg Christian Oxonitsch.) Sie unternehmen nichts dagegen und werden sicherlich wieder sagen, dass der Bund daran schuld ist. – Ich fordere Sie auf: Reißen Sie sich zusammen! Tun Sie etwas für die Schönheit, Sauberkeit und Sicherheit in dieser Stadt! (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Abgeordnete hat sich Kollegin Frank zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Herr Abg Valentin hat jetzt schon wie im Rechnungsabschluss zu beweisen versucht und wird es auch in der kommenden Budgetdebatte wieder zu beweisen versuchen, dass Wien die sicherste, sauberste und schönste Stadt ist, und ihm fallen noch viel mehr Superlative ein. (Zwischenruf bei der SPÖ.)

Herr Abg Valentin! Auch ich wohne in dieser Stadt, und ich kann Ihr Lob nicht in allen Punkten teilen. Allein schon Ihre Aussage, dass die 48er konzertiert auftreten, um den Müll zu beseitigen, zeigt ja indirekt, dass die „Waste Watchers“ ihrer Aufgabe nicht ganz gerecht werden. Es fehlt nämlich die Kontrolle, und es fehlen vor allem die Konsequenzen. Es hilft nämlich nichts, wenn man die Leute immer nur abmahnt und sie nicht auch einmal bestraft, wenn sie gegen ein Gesetz verstoßen. Darüber reden wir hier, denn es geht ja um ein Gesetz und nicht um irgendetwas Lustiges!

Ich darf Ihnen jetzt, weil schon so viel Allgemeines gesprochen wurde, auch die Situation auf einem bestimmten Platz einmal näher bringen. Wenn Sie 30 m entfernt vom Keplerpark in Favoriten unterwegs sind, dann sind Sie mindestens schon dreimal einem Hundekot ausgewichen, obwohl dort eine Hundezone ist, und dann sind sie schon an einem Einkaufswagerl vorbei gegangen, das dort in der Gegend steht. Und wenn Sie jetzt sagen, dass die Zahl der stehen gelassenen Einkaufswagerl geringer wird und das der große Verdienst der „Waste Watchers“ ist, dann entgegne ich: Das ist nicht ausschließlich deren Verdienst, denn es gibt bei den einzelnen Supermärkten ja auch schon technische Vorkehrungen, dass die Leute das Wagerl gar nicht mehr aus dem Geschäftslokal entfernen können. Heften Sie sich also nicht alles, was positiv ist, auf Ihre Kappen, es gibt da nämlich auch andere Möglichkeiten!

Wenn Sie dann endlich trotz aller Hürden, die es da gibt, am Keplerpark angelangt sind, dann kommt die große Katastrophe: Dort stehen nämlich Glascontainer und Plastikcontainer, und die Zwischenräume werden Tag und Nacht als Pissoir benutzt. Es ist für jeden, der den Müll trennend entsorgen will, eine Zumutung, wenn er dorthin gehen muss, denn die Geruchsbelästigung ist unerträglich. Dasselbe gilt auch für die Entlüftungsschächte bei den U-Bahnen. Dass Sie das nicht hören wollen und lieber eine lustige Diskussion führen, kann ich verstehen, denn es ist peinlich für diese Stadt, wenn die Kinder jeden Tag sehen müssen, wie dort die erwachsenen Männer stehen und ihre Notdurft verrichten, das Ganze dann durch die Gegend rinnt und stinkt. Das ist nicht lustig! Die Bezirksvorsteherin sieht aber anscheinend überhaupt keine Notwendigkeit, Anträge in diese Richtung zu behandeln oder ihnen nachzugehen. Rühmen Sie sich daher nicht einer Tatsache, die in dieser Form überhaupt nicht zutrifft!

Was aber besonders auffällt, ist, dass in den Grünanlagen, in denen diese ganzen Hundetaferl und Taubentaferl stehen, die Hunde frei herumrennen und die restlichen Grünflächen auch noch für ihre Zwecke benutzen. – Ich glaube, man sollte einmal im Kleinen anfangen und sich weniger mit neuen Projekten präsentieren, sondern darauf achten, dass die bestehenden Vorschriften durchgesetzt werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Smolik. Lassen Sie sich durch das rote Licht nicht irritieren, es lässt sich momentan nicht ausschalten. 

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Vielen Dank für den Hinweis auf das rote Licht! Kein politisches Statement würde so gut zu dieser Aktuellen Stunde passen! – Ich finde es etwas verwunderlich, dass in Zeiten wie diesen, nachdem wir eine geschlagene Nationalratswahl hinter uns haben, in denen es einige Probleme in diesem Land gibt und die Welt über die Finanz‑ und Wirtschaftskrise spricht, die SPÖ hier eine Aktuelle Stunde zum Thema Nachhaltigkeit durch das Wiener Reinhaltegesetz abhalten lässt, in der Kollege Valentin eine Vorlesung darüber hält, wie es im letzten Jahr war und was die Frau Umweltstadträtin Gutes getan hat. Zur Nachhaltigkeit hat er allerdings nichts gesagt, was mich wundert, denn das steht ja im Titel der Aktuellen Stunde, aber vielleicht wird Kollege Wutzlhofer noch näher darauf eingehen. Ich bin schon sehr gespannt, wie Sie uns die Nachhaltigkeit dieses tollen Gesetzes noch erklären werden!

Es stimmt: Die Anzahl der Hunde-Set-Automaten ist in dieser Stadt gestiegen, und das ist auch gut so, denn das haben wir jahrelang gefordert. Man kann auch feststellen, dass die HundehalterInnen, die in den Genuss kommen, zu einem gefüllten Hunde-Set-Automaten zu kommen, diesen auch in Anspruch nehmen. Das hat geklappt. Wir fordern Sie aber trotzdem nach wie vor auf, hier noch verstärkt zu investieren und nicht immer darauf hinzuweisen, dass die Bezirke dabei mitfinanzieren sollen, denn die Bezirke haben, wie wir wissen, auch noch andere Dinge zu finanzieren. Es ist Aufgabe der Stadt, dafür zu sorgen, dass die Thematik des Hundekots auf den Gehsteigen endlich nicht mehr so viel diskutiert werden muss wie im Moment. 

Ich habe gestern in der Fragestunde schon darauf hingewiesen, dass vor allem auf der Donauinsel, aber auch in anderen Naherholungsgebieten das Thema Hundekot nach wie vor sehr prekär ist. Es gibt dort viel zu wenig Hunde-Set-Automaten, und wenn es welche gibt, dann sind sie dort nicht so ausreichend gefüllt wie in den Innenstadtbezirken. Es ist daher viel mehr Engagement nötig, damit die Leute gerade in den Naherholungsgebieten nicht so wie in der Stadt gezwungen sind, einen Slalom durch den Hundekot, der herumliegt, zu machen.

Besonders interessant finde ich die Ausbeute der „Waste Watcher“ im Hinblick auf Anzeigen und Organstrafen bezüglich Hundekot: Sie haben großartigerweise die Bilanz vorzuweisen, dass es alle 15 Tage eine Organstrafe oder Anzeige pro „Waste Watcher“ gibt. Das ist etwas mickrig, wenn man behauptet, dass das ja so toll funktioniert! Wenn das die gesamte Nachhaltigkeit ist, die Sie in der Frage des Hundekots zu präsentieren haben, dann möchte ich sagen, dass hier noch viel mehr gemacht werden muss!

Kollege Valentin hat auch davon gesprochen, dass 90 Prozent der WienerInnen Sauberkeit wollen, dass ihnen Reinlichkeit besonders wichtig ist und dass sie sich gewünscht haben, dass das die Stadt selbst macht. – Jetzt frage ich Sie: Wie schaut es mit dem Bedürfnis der WienerInnen aus, in dieser Stadt ein öffentliches WC, das sauber ist, besuchen zu können? Diesbezüglich sind die Zustände nämlich wirklich katastrophal! Jeder, der schon einmal mit einem Kind auf ein öffentliches WC gegangen ist, ist versucht, das nicht mehr zu tun, denn der Zustand der öffentlichen WCs in dieser Stadt ist eine Zumutung! Man kann es wirklich niemandem zumuten, weder den WienerInnen noch den TouristInnen, in dieser Stadt ein WC aufzusuchen. Natürlich sind dafür die Bezirke zuständig. Das wissen wir. Aber die Bezirksbudgets sind, wie schon erwähnt, nicht dergestalt, dass die Bezirke das allein bewältigen können. 

Wir können natürlich gerne noch einmal über alles reden. Kollege Wutzlhofer wird dann wahrscheinlich noch einmal erklären, wie super dieses Gesetz ist und wie dankbar wir alle der Frau Stadträtin sind, dass Sie uns dieses tolle Reinhaltegesetz ermöglicht hat. – Wir glauben, es gibt noch viel zu tun in dieser Sache, und ich hoffe, dass wir in einem Jahr nicht wieder eine solche Aktuelle Stunde haben werden. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gelangt Herr Abg Parzer.

Abg Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landtagspräsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Meine sehr geehrten Zuschauer! Danke, dass Sie alle gekommen sind!

Es wurde heute seitens der SPÖ ein wirklich wunderbarer Text für die Aktuelle Stunde gewählt! Allerdings hat uns das alle sehr überrascht, denn ich meine, wir haben jetzt nach der Wahl ganz andere Sorgen!

Mir ist vollkommen klar: Wien war einmal sauberer. Das können Sie mir glauben. Und es sollte wieder sauber werden, aber da genügt es nicht, dass der liebe Kollege Valentin und nachher wahrscheinlich auch Herr Wutzlhofer das Reinhaltegesetz als das Non-plus-Ultra herstellen! Es ist ja wunderschön, was da alles geschehen ist. Aber wenn wir uns ehrlich sind, gibt es noch vieles, was nicht dem Anspruch auf Sauberkeit entspricht.

Erst als der Druck auch von unserer Seite groß wurde, dass einiges erneuert werden muss, hat man sich plötzlich dazu entschlossen, neue Sondertrupps ins Leben zu rufen. Es begann mit den „Waste Watchern“ beziehungsweise mit der „Kehr-Force“-Truppe. Es gab auch diese Mobiltruppe, die noch unter Kollegin Kossina ins Leben gerufen wurde. Es gab auch noch andere Projekte, die aber, wie ich denke, nicht wirklich den Ausschlag gaben. Wir haben ja gehört, dass die „Waste Watcher“ insgesamt 50 Strafen in einem Zeitraum verhängt haben, in dem viel mehr notwendig wäre.

Ich will jetzt nicht speziell auf den Hundekot eingehen, aber Sie wissen alle, dass das ein großes Problem ist. Das war schon unter Zilk ein Problem, und das wird auch weiterhin ein Problem sein, denn wir haben immerhin in Wien – das darf man nicht vergessen – 100 000 Hundebesitzer, und 100 000 Hundebesitzer muss man erst so weit bringen, dass sie ihrem Hund beibringen, wo er hinmachen darf, damit man das auch wegräumen kann.

Da bin ich schon bei den Taferln, die aufgestellt wurden: Sie sind wunderbar, aber oft gibt es bei solchen Taferln keine Automaten für das Sackerl und man muss das Sackerl selbst mitnehmen, und dafür gibt es oft auch keine Entsorgungsplätze. Auch das ist ein großes Manko! Es gibt zwar einige, trotzdem muss ich jetzt sagen, dass es viel zu wenige sind.

Meine Damen und Herren! Wenn ich jetzt schon dabei bin zu erwähnen, was zu wenig ist, dann komme ich gleich zu den „Waste Watchern“ beziehungsweise zur „Waste Management“-Truppe. Warum? – Ganz einfach: Wir haben jetzt 30 Personen. Wir haben gehört, dass diese Zahl auf 90 aufgestockt werden wird. Wunderbar! Aber mit 30 wurde begonnen, und Wien ist ja nicht gerade eine wahnsinnig kleine Stadt. Wir haben 23 Bezirke, und Bezirke wie Donaustadt und Floridsdorf sind so groß wie Graz. Da werden wir mit 30 „Waste Watchern“ kein wahnsinnig tolles Auslangen finden, obwohl Sie das behaupten. Ich war direkt hingerissen, dass wir so viele „Waste Watcher“ auf einmal bekommen haben. Und auch die „Kehr-Force“-Truppe muss erst einmal agieren. 

Wenn wir uns in Wien umsehen, dann werden wir merken, dass das Reinhaltegesetz nicht ganz dem entspricht, was wir gerne hätten. Es ist fast gescheitert, wie wir nach unserem Gespräch über die Gehsteigsauberkeit jetzt festgestellt haben. Kollege Ulm hat schon verschiedene andere Truppen erwähnt, und Herr Maresch hat von der Naturwacht gesprochen. Denken wir an die Grillplatzwächter, die für die zehn Grillplätze an der Alten Donau beziehungsweise am Entlassungsgerinne neu eingestellt wurden: Es wären wesentlich mehr Personen vonnöten, wenn wir dort wirklich Reinheit schaffen wollen!

Außerdem gibt es auch noch andere Beobachter, die auf Reinhaltung achten sollen. Ich denke jetzt an die Parkwächter, die auch nicht immer so arbeiten, wie wir es gerne hätten. Ich denke jetzt auch an das Graffiti-Problem, das Kollege Ulm schon erwähnt hat.

Meine Damen und Herren! Für all das würden wir das brauchen, was wir schon lange immer wieder fordern. Was fordern wir? – Wir fordern eine Stadtwache, die all das verbindet. All diese einzelnen Trupps, die mit unterschiedlichen Uniformen durch die Gegend laufen und viel zu wenig Organmacht haben, sollten in eine Stadtwache vereint werden. 

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine halbe Minute.

Abg Robert Parzer (fortsetzend): Danke.

Die SPÖ zieht das immer wieder ins Lächerliche, bringt das mit Gewalt in Verbindung und sagt, das könne sie nicht machen. – Wenn es aber eine „Waste Management“- und eine „Kehr-Force“-Truppe geben kann, dann frage ich mich, warum es denn keine einheitliche Stadtwache geben sollte. Das ist unsere Forderung! Jetzt ist die Wahl vorbei, wir brauchen keine Wahlschlager mehr, daher bitte ich Sie, wirklich noch einmal zu überdenken, eine solche Einheit zu schaffen! – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Johann Hatzl: Als Letzter gelangt Herr Abg Wutzlhofer zu Wort!

Abg Mag Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Präsident! Meine Damen und Herren!

Ich habe mir während der letzten Reden die ganze Zeit überlegt, ob es ein Gegenteil zu einer rosaroten Brille gibt. Mir ist nichts eingefallen. Aber ich habe diese Überlegung bei den Wortmeldungen der Opposition zumindest angestellt.

Ich würde bei Ihnen von einer Art politischen Autoaggression sprechen. Sie gehen die ganze Zeit herum und sagen: Es ist alles so schiach! Alles ist grauslich! Wien ist die grauslichste Stadt! – Meine Damen und Herren! Das gesamte Datenmaterial zeigt dasselbe, was jeder auch mit freiem Auge erkennen kann, wenn er vom Urlaub nach Wien zurückkommt: Wien ist eine sehr saubere Stadt. (Abg DDr Eduard Schock: Wenn er aus der Dritten Welt kommt!)

Im internationalen Städtevergleich haben wir Spitzenwerte. Bezüglich Straßenreinigung besteht eine sehr hohe Zufriedenheit. Das zeigt jede KundInnenbefragung. Auch diesbezüglich haben wir Spitzenwerte im internationalen Bereich. Und das ist kein Pimperlthema, sondern das ist sehr relevant, weil Sauberkeit letztlich Sicherheit bedeutet und weil Sauberkeit auch ein Schlüssel zu Lebensqualität ist. Das ist eine der wesentlichsten Standortfragen unserer Stadt.

Trotzdem gab es Probleme, überhaupt keine Frage. Wir haben vor einem Jahr schon darüber diskutiert, angefangen von den gesplitteten Kompetenzen hin zum Littering, wie Kollege Maresch schon richtig erkannt hat. Wir müssen uns mit dem Problem der stehen gelassenen Einkaufswagerl und dem Problem des Hundekots befassen. Daher haben wir uns überlegt: Was können wir tun? Was ist der Schlüssel zur Eigenverantwortung? Frau Kollegin Smolik! Wir haben über Methoden nachgedacht, die Eigenverantwortung der Bürgerinnen und Bürger zu stärken und dafür zu sorgen, dass Wegräumen oder eigentlich Gar-nichts-Wegwerfen zur Selbstverständlichkeit wird.

Damit Wien weiterhin an der Spitze bleiben kann und wir diesen Platz noch weiter ausbauen können, gab es große Anstrengungen und eine Vielzahl an Maßnahmen seitens der Stadt selbst zur Aktivierung der Bürger, nämlich die Aktion „Saubere Stadt“. Kollege Valentin hat das schon erwähnt. Ich meine, wir haben ein klassisches Beispiel dafür gesetzt, dass wir das Problem erkannt und unter gemeinsamer Anstrengung aller schnell gehandelt haben. Es gab einen Investitionsschub von 5 Millionen EUR. Das ist ein Musterbeispiel einer Politik, die dazu geführt hat und dazu führt, dass Wien in der Lebensqualität Spitze ist, und darauf können wir stolz sein! (Beifall bei der SPÖ.)

Herr Kollege Maresch! Im Hinblick auf 5 Millio-
nen EUR sagen Sie, dass damit nicht das eigentliche Problem angegangen wird, weil das Problem die Naturwacht ist. Ich habe noch einmal nachgeschaut. Wir haben gestern über eine Subvention von 24 600 EUR diskutiert. Man muss darüber diskutieren, aber dass Sie jetzt sagen, dass die 5 Millionen EUR nicht die Problemlösung sind und uns originelle Prioritätensetzung vorwerfen, das finde ich – gelinde gesagt – ausgesprochen originell!

Die vielen Maßnahmen, die getroffen wurden, sind schon erwähnt worden. Ich muss mich beeilen, sonst komme ich mit meinen fünf Minuten nicht zu Rande. Die Tatsache, dass es 200 Mitarbeiter mehr gibt, die Eingreiftruppe, die „Prosas“ und so weiter und so fort wurden schon angesprochen.

Es gibt natürlich auch mehr Dog Stations, liebe Claudia Smolik, momentan sind es 1 900, und es werden laufend mehr, natürlich auch im Rahmen der Aktion. Die verstärkte Überwachung von Littering, Sperrmüll und Hundekot ist auch schon erwähnt worden. Dahinter stehen 90 Prozent der Bürgerinnen und Bürger. Im Hinblick darauf fällt es sehr leicht, die Kritik der GRÜNEN einzustecken, wenn man weiß, dass man zu 90 Prozent Rückendeckung hat und nur Kollege Maresch damit ein Problem hat. 
Herr Kollege Ulm! Die Bürgerinnen und Bürger waren zu 90 Prozent für die „Waste Watchers“ und nicht für die Stadtwache. Die Bürgerinnen und Bürger wissen sehr genau, was in Wien fehlt, nämlich 1 000 Polizistinnen und Polizisten. Dass Sie jetzt die Stadtwache fordern, zeigt zwar, dass Sie das Problem erkannt haben, aber wo ist denn die Lösung? Die Lösung ist, dass Ihre Innenministerinnen und Innenminister selbst einmal einsehen, dass wir 1 000 Polizistinnen und Polizisten in unserer Stadt brauchen. 

Zurück zum eigentlichen Thema, nämlich zur Frage, ob das Ganze jetzt eine Erfolgs-Story ist oder nicht. Wir behaupten und sagen gut begründet, dass dem so ist. Das Reinhaltegesetz ist vor einem halben Jahr in Kraft getreten, und wir können heute schon sagen, dass alle Bewusstseinsmaßnahmen von der Kampagne bis zu den Steckern et cetera einen riesengroßen Impact haben, eine viel größere Wirkung als vergleichbare Werbekampagnen. Wir können sagen, dass das Problem selbst stark zurückgegangen ist.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Sie haben noch eine Minute.

Abg Mag Jürgen Wutzlhofer (fortsetzend): Das bestätigen auch unsere größten Kritikerinnen und Kritiker. Das sagt zum Beispiel Petra Jens, die vor zwei Jahren die große Unterschriftenaktion gestartet hat, und das sagte auch die Kolumnistin Doris Knecht vor zirka drei Wochen im „Falter“. – Ich habe zwar genüsslich, aber doch kritisch gelesen, was Doris Knecht an Problemen sieht. Den Falterkommentar vom 8.9. beginnt sie allerdings mit folgenden Worten: „Eines muss ich jetzt einmal sagen: Es ist besser geworden mit dem Hundekot. Applaus.“ – Natürlich gilt dieser Applaus den vielen engagierten Bürgerinnen und Bürgern, die jetzt ein Sackerl haben, wenn sie mit ihrem Hund spazieren gehen. Der Applaus gilt den Bürgerinnen und Bürgern, die auf das Problem überhaupt aufmerksam geworden sind.

Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Bitte zum Schlusssatz kommen! 

Abg Mag Jürgen Wutzlhofer (fortsetzend): Der Applaus gilt den BesitzerInnen von Kühlschränken, die diese nicht mehr irgendwohin stellen, sondern zu den Mistplätzen bringen, er gilt aber auch dem beherzten und engagierten Vorgehen und dem riesengroßen Investitionsschub. Das ist ein großer Erfolg für die Umweltpolitik, auf den wir stolz sein können! (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Johann Hatzl: Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 in Zusammenhalt mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass eine schriftliche Anfrage von Abgeordneten des Klubs der Wiener Freiheitlichen eingelangt ist. Vor Sitzungsbeginn sind von Landtagsabgeordneten des Klubs der Wiener Freiheitlichen zwei Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden diese Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Wir würden jetzt zur Postnummer 1 kommen. Ich habe aber in der Präsidiale darauf aufmerksam gemacht, dass sich das ein bisschen verzögert, und ich bitte, das ganz einfach zur Kenntnis zu nehmen. 

Hohes Haus! Gestatten Sie mir, bevor wir in die eigentliche Tagesordnung eingehen, eine Mitteilung in eigener Sache, die ich, wie erwähnt, in der Präsidiale bereits angekündigt habe. Gleichzeitig bitte ich um Verständnis, dass ich an diese offizielle Mitteilung auch noch etwas Persönliches anhängen werde, wobei ich hoffe, Sie nicht allzu stark damit zu überfordern, und ich entschuldige mich jetzt schon, dass heute ausnahmsweise ich einen Beitrag zur Verlängerung einer Landtagssitzung leiste. – Aber manchmal ist auch das Schicksal so, dass die Technik anzeigt, wann es Zeit ist, auszuscheiden, und ich nehme die rote Lampe, die momentan nicht abstellbar ist, quasi als ein Zeichen für mich in diesem Zusammenhang. Diese Orientierungshilfe passt jetzt zugegebenermaßen wirklich dazu!

Nun zur Mitteilung: Ich hatte bereits am Beginn dieser Funktionsperiode, weil ich immer der Meinung war, dass man sich mit offenen Karten dokumentieren soll, die Klubvorsitzenden des Hauses darauf aufmerksam gemacht, dass ich keine gesamte Funktionsperiode als Abgeordneter und damit auch als Landtagspräsident zur Verfügung stehen werde. Ich war schon damals der Ansicht, man soll wissen, wenn man jemanden wählt, ob das für eine gesamte Funktionsperiode oder nur für einen Teilzeitbereich ist.

Nun ist es so weit: Ich werde am Mittwoch, dem 29. Oktober um 8 Uhr morgens – das Schriftstück hat der Herr Landeshauptmann und Bürgermeister noch nicht, aber er wird es zeitgerecht bekommen – mein Mandat als Gemeinderat und Landtagsabgeordneter zurücklegen, sodass in der für den gleichen Tag anberaumten Landtagssitzung, die um 9 Uhr beginnen wird, neben der Fragestunde, Aktuellen Stunde und Tagesordnung ein erster Punkt die Wahl des neuen Ersten Präsidenten sein wird. 

Soweit zum Formalen mit der Bitte um Kenntnisnahme dieser Mitteilung. Ich sage das vor allem deshalb jetzt, weil ich annehme, dass das meine letzte Landtagssitzung sein wird, der ich präsidiere. Ich gehe davon aus, dass wir im Oktober nicht so wie in den letzten Wochen noch einige Sondersitzungen durchführen werden, beziehungsweise würde davon jedenfalls abraten.

Nun noch etwas Formales: Seit meiner Wahl zum Ersten Landtagspräsidenten am 27. April 2001 – ich konnte mir das Datum immer gut merken, denn das ist der Geburtstag meiner Gattin – hat es bis heute beinahe 50 Landtagssitzungen mit einer Unzahl von Gesetzesbeschlüssen, aber auch Berichten, Mitteilungen und Debatten gegeben. Dazu kommen leider auch Trauersitzungen, aber auch Gedenksitzungen aus besonderen politischen Anlässen.

Es war das für mich eine interessante und spannende Zeit, und ich habe mich bemüht – aber das haben Sie zu beurteilen –, ein möglichst korrekter Präsident zu sein. Ich hoffe, dass es mir aber auch gelungen ist, ein politischer Präsident zu sein, der ohne Verletzung der Geschäftsordnung und der Verfassung nicht einen engen Weg geht, sondern eine breite Straße der politischen Diskussion und Beschäftigung des Wiener Landtages mit politischer Auseinandersetzung ermöglicht. Ich gebe zu, dass manchmal in Österreich und über Österreich hinaus bei Regierungsmitgliedern diese breite Straße nicht immer gerne gesehen wird. Ich glaube, hier bei uns in Wien ist das kein Problem von Seiten der Regierung. Aber der Landtag ist natürlich in erster Linie ein Organ der Abgeordneten, und dem wollte ich auch gerecht werden. Dazu kommt meine feste Überzeugung, dass Diskussionen, die nicht im Landtag geführt werden können, trotzdem geführt werden und es daher besser ist, wenn die Auseinersetzung in den gewählten politischen Gremien und Körperschaften der Bürgerinnen und Bürger, daher im Landtag oder im Gemeinderat, stattfindet.

Umgekehrt habe ich mir aber sehr wohl auch vorgenommen, die Geschäftsordnung und die Verfassung nicht zu verletzen. Auch hier gebe ich zu, dass ich sehr oft gehört habe, dass der Vorsitz im Landtag strenger als im Gemeinderat gehandhabt wird; zumindest ist das früher gelegentlich so ausgesprochen worden. Ich meine, der Landtag ist ein gesetzgebendes Organ und hat daher die Regeln, die aufgestellt wurden, genauer zu beachten. – Das war einmal meine Aussage zum formalen Bereich.

Nun mein persönlicher Nachschlag: Mit Ende Oktober beende ich eine politische Aufgabe, die vor allem – lassen Sie mich das sagen – durch das Vertrauen meiner Simmeringer Frauen und Männer beziehungsweise meiner Partei und letztlich auch von vielen, welche nicht meiner Partei, aber diesem Haus angehören, gestützt war. Ich habe mir nicht die Mühe gemacht, genau herauszufinden, wie viele Mandatare es im republikanischen und demokratischen Wien seit 1918 bis jetzt gegeben hat, die etwas mehr als 35 Jahre im Wiener Rathaus tätig waren. Es gibt vielleicht einige, mir ist in Wirklichkeit nur ein Einziger bekannt, der mich in der Zeitlänge etwas überdauert hat, und das ist der vor Kurzem verstorbene Hubert Pfoch, der auch Stadtrat, Gemeinderat und Erster Präsident des Hauses war. – Viele mehr sind mir nicht bekannt. 

Ich wurde im Juli 1973 an einem politisch nicht ganz uninteressanten Tag als junger Landtagsabgeordneter und Gemeinderat angelobt. An diesem Tag war in der Früh noch Felix Slavik Bürgermeister. Als ich dann später weggegangen bin, war Leopold Gratz mein neuer Bürgermeister. So bin ich, wenn auch knapp, während meiner aktiven Funktionszeit hier auf insgesamt vier Bürgermeister und Landeshauptleute gekommen.

Im April des Jahres 1969 wurde ich Bezirksrat in Simmering. Somit sind es fast 40 Jahre aktiver politisch gewählter Arbeit und kommunalpolitischer Mitgestaltung. Zugegebenermaßen muss man, wenn man es genau betrachtet, den Zeitraum von Juni 1976 bis Februar 1979 wegrechnen, denn da war ich als „Rathausflüchtling“ im Hohen Haus des Parlaments als Abgeordneter zum Nationalrat tätig und habe angenommen, dass es für mich nur mehr die Bundespolitik gibt. Wenn man diese Zeit wegrechnet, verbleiben aber immer noch 32 beziehungsweise 37 Jahre.

Von 1973 bis 1976 musste ich mich als junger Gemeinderat in einem Kreis von Mandataren in diesem Haus, das in seiner politischen Struktur damals völlig anders war als heute, zuerst einmal behaupten, um als Ansprechpartner anerkannt zu werden. Die politischen Klubs sind in der Form, wie wir sie heute kennen, im Wesentlichen erst unter Leopold Gratz eingerichtet worden. Heute würde ich sagen, dass es mir, wie ich glaube, durch einige Reden und Ausschussdebatten ganz gut gelungen ist, mich zu profilieren, obwohl ich nachdenklich bin, wenn ich das eine oder andere in meinen ersten Reden nachlese. Ich bin selbstkritisch genug zu erkennen, dass ich heute vielleicht die eine oder andere Formulierung oder Aussage nicht ganz so treffen würde. Aber das ist jetzt nicht so wichtig.

Ich gebe gerne zu, dass ich meine politischen Aufgaben, wenn es auch zeitweilig Enttäuschungen, Verärgerung oder auch bewusste Missverständnisse gegeben hat, sehr gerne erfüllt habe. Jedenfalls hatte ich das Glück, durch verschiedene Aufgaben, die mir übertragen wurden, auch einiges – wie ich hoffe – bewegen zu dürfen. Das geschah selbstverständlich nicht immer mit der Zustimmung aller, aber das wäre auch vermessen und in einer Demokratie nicht korrekt und auch nicht möglich.

Eine Herausforderung ganz besonderer Art hat es sicherlich 1979 mit meiner Rückkehr ins Rathaus als amtsführender Stadtrat für Wohnen und Stadterneuerung gegeben. Mein persönliches Motto – lassen Sie mir das jetzt bitte auch sagen – war „Soziale Politik der wohnlichen Stadt“.

In den fast fünf Jahren meiner damaligen Verantwortung habe ich erreicht, dass rund 25 000 Wohnungen durch gemeinnützige Wohnbauvereinigungen und etwa 10 000 städtische Wohnungen im Neubausektor geschaffen wurden. Wichtig waren mir die Einführung der ersten Mietermitbestimmung und die Verstärkung der Instandsetzung städtischer Wohnbauten. Der nachträgliche Aufzugseinbau ist damals richtig gestartet worden, es kam zur Entwicklung der Stadterneuerungsgebiete, und natürlich hat es auch Einzelstücke wie das „Hundertwasserhaus“ in Erdberg gegeben, über das wir sehr viel politisch diskutiert haben. Großen Wert habe ich natürlich auch auf leistbare Mieten gelegt.

Ich sage auch heute noch: Einfach war es mit den Architekten damals nicht, und ich bekenne mich dazu, dass ich diesbezüglich einige Schwierigkeiten hatte, weil mir die Qualität der Wohnungen wichtiger war als die Schaffung planerischer Baudenkmäler. Das bedeutete natürlich auch einen starken Eingriff in die Entscheidungsfreiheit der Architekten, was von diesen damals nicht immer verstanden wurde.

1983 kam für mich dann eine völlig andere Aufgabe, ich erhielt mein Wunschressort, nämlich Verkehr und Energie. Als meine Hauptaufgaben betrachtete ich damals, die zweite U-Bahn-Bauwelle zu starten, also den Bau der U3 und der U6, und den radikalen Ausbau des Fernwärmenetzes vornehmen zu lassen, und zwar auch aus Umweltgründen. Ich konnte den erste Einbau modernster Umwelttechnik in die Kraftwerksbauten der 
E-Werke und bei der Fernwärme veranlassen. Ferner waren mir die Verstärkung des Liniennetzes von Straßenbahnen und Autobussen, Betriebszeitenveränderungen und die Inbetriebnahme von Niederflurfahrzeugen ein Anliegen. Erste Maßnahmen zum Nachtlinienverkehr wurden getroffen, und ein ständiger Konfliktstoff waren insbesondere die Bevorrangungsmaßnahmen für den öffentlichen Verkehr gegenüber den Autofahrerklubs, gelegentlich in allen Parteien, auch in meiner eigenen Partei, und mit den Bezirksvorstehern.

Eine Sonderaktion, auf die ich auch heute noch sehr stolz bin, war die Einrichtung des „Tramwaymuseums“, das eines der besten und größten ist. Wir konnten auch ein „Waschküchenmuseum“ verwirklichen, und außerdem haben wir auch ein „Heizkesselmuseum“ zustande gebracht. Aber das Tramwaymuseum ist natürlich das bedeutendste und wurde auch am meisten anerkannt.

Dafür hat es dann wiederum eine Auseinandersetzung um die Einführung von Tempo 30-Zonen gegeben. Ich war damals der Auffassung, dass es diese in Wien nicht generell geben soll, sondern nur in Übereinstimmung mit den Wünschen der Bezirksvorstehungen: Ich vertrat die Auffassung, dass es diese Tempo 30-Zonen nur auf Grund entsprechender Beschlüsse in den Bezirksvertretungen geben soll, und das wurde auch so umgesetzt.

Es war immer spannend, dass ich zeitweilig auch andere Aufgaben hatte. 1991 bis 1996 erfolgten der Ausbau des Bürgerdienstes und die totale Erneuerung der Kinderfreibäder, was mir sehr wichtig war. Außerdem möchte ich erwähnen – lassen Sie mich das ganz offen sagen –, dass die Aufbahrungshallen der städtischen Friedhöfe der damaligen Zeit eine Schande für jene waren, die zur Verabschiedung ihrer Toten dort hingehen mussten. Es wurden daher auf allen Friedhöfen innerhalb von 10 Jahren insgesamt 25 Aufbahrungshallen entsprechend saniert, gestaltet und – wie ich sagen möchte – der Aufgabe gerecht gemacht.

Das Zuckerl war natürlich die Renovierung und Restaurierung der so genannten „Lueger-Kirche“ auf dem Wiener Zentralfriedhof. Diese war sehr teuer, aber sehr wichtig. Ich halte diese Kirche für genauso bedeutsam wie jene am Steinhof. Ich sage das hier mit aller Offenherzigkeit.

Völlig anders war dann die Aufgabenstellung von 1996 bis 2001. In dieser Zeit hatte ich als Klubobmann die zweifelhafte Ehre, der Erste meiner Partei zu sein, und zwar in einer Koalition, die zwingend notwendig war. Frühere Klubobleute hatten bei früheren Koalitionen immerhin gewusst, dass sie die absolute Mehrheit der Fraktion hinter sich haben, hier ging es aber darum, doch in ganz anderer Form tätig zu werden. Und ich glaube heute – lassen Sie mich das sagen –, dass wir in diesen fünf Jahren in Wien bewiesen haben, dass es auch anders geht, als man das in den letzten zwei Jahren bei einer Koalition gesehen hat. Das möchte ich auch erwähnen, und damit bin ich sehr zufrieden.

Im Laufe dieser Zeit hat es Verfassungsreformen, Geschäftsordnungsreformen und einen Ausbau der Minderheitenrechte gegeben. Es wurden Lösungen getroffen, bei denen sich die zwei Regierungsparteien auch dessen bewusst waren, was sie den Oppositionsparteien schuldig sind, und das ist ein Punkt, der neben der alltäglichen Praxis auch angesprochen werden soll.

Ab April 2001 trug ich als Landtagspräsident mit der gebotenen Aktivität und Klarheit natürlich gegenüber dem Parlament des Hauses auch die Verantwortung, dieses Haus auch nach außen zu vertreten. Ich hoffe, das ist mir gelungen!

Wenn man mehr als 35 Jahre in diesem Haus arbeitet, gibt es manches, über das man jetzt reden könnte. Ich tue es nicht, denn erstens würde das zu lange dauern und wäre zu viel, zweitens wäre es gelegentlich nicht immer vorteilhaft, drittens sieht man Dinge in der Nachschau von einer anderen Perspektive, viertens muss nicht alles ausgeplaudert werden, was man weiß, und fünftens möchte ich es mir für die Zukunft nicht mit manchen Mandataren, auch der eigenen Partei, verderben. – Das ist auch eine sehr offene Ansage. (Allgemeine Heiterkeit.)

Es waren sehr interessante Jahre, auch im Verhältnis zu den Mandataren anderer Fraktionen, ebenso wie zu den Mandataren und Freunden der eigenen Fraktion, wobei ich mir noch nicht ganz klar bin, weil ich ja in den letzten sieben Jahren zu den schweigsamen Gemeinderäten und Abgeordneten gehört habe, wie das beurteilt wird. Im Landtag spricht man als Präsident nicht oder selten, im Gemeinderat meiner Meinung nach auch seltener. Richtig eingeteilt als Redner wurde ich in den letzten Jahren nicht. Ich weiß noch nicht genau, was der Grund dafür war, entweder spreche ich schlecht oder aus Gründen der Schonung; wenn es Schonung war, bedanke ich mich beim Klubobmann! (Allgemeine Heiterkeit.) Das soll in diesem Zusammenhang auch erwähnt werden.

Eine kleine Nebenbemerkung: Einer empfindet es wahrscheinlich – wie ich vermute – auf jeden Fall als traurig, dass ich heute ausscheide, und zwar mein Freund Harwanegg, denn er ist jetzt der Älteste in der Fraktion geworden. (Allgemeine Heiterkeit.) Ich verstehe, dass ich zumindest seinerseits eine Unterstützung hätte, noch länger zu bleiben, aber ich habe mich so entschieden.

Da ich – um jetzt wieder ein bisschen ernsthafter zu werden – zu den ganz wenigen der heute Gewählten gehöre, dessen Geburtsurkunde als Geburtsort zwar Wien, aber nicht Österreich ausweist, weil ich in eine Zeit hinein geboren wurde, in der Österreich verboten beziehungsweise gelöscht war, habe ich klarerweise als Älterer im Unterschied zu den meisten hier Anwesenden noch eine persönliche Erinnerung als Kind an das Nachkriegs-Wien, an die Zerstörung und an den Wiederaufbau. Ich sage ganz offen: Diese Entwicklung Wiens macht einen stolz, weil diese auch ein Bild der Leistungen, des Schaffens und der Ideen zeigt. Ich meine, darauf kann man wirklich auch bei aller politischen Unterscheidbarkeit stolz sein!

Im gleichen Sinn besteht die Verpflichtung für die Zukunft, unsere Stadt weiterzuentwickeln, und zwar weder durch Kleinreden noch durch Übertreibung. Vielmehr sollten wir uns behutsam, aber wirkungsvoll mit den Menschen verständigen, die wir zu vertreten haben. Natürlich sollen die Meinungen unterschiedlich sein. Das ist, wie ich schon sagte, das Schöne, denn das ist spannend, lebendig, politisch anregend, interessant und auch bewertend. Wir müssen aber genau aufpassen, dass wir uns in unserer politischen Arbeit nicht diskriminierend oder verachtend verhalten. – Ich persönlich habe mir immer Klarheit in der politischen Position gewünscht, nicht ein Wischiwaschi, sondern Deutlichkeit, aber auch Handschlagqualität, und ich war immer bereit, diese auch zu geben.

Bleiben wir – entschuldigen Sie! – bei einer aktuellen Situation, sonst spreche ich sie nicht an. Ich verniedliche nicht und spreche die Thematik der Ausländer jetzt allgemein an: Hüten wir uns auf jeden Fall, Unterscheidungen zu neuen Österreichern oder schon länger die österreichische Staatsbürgerschaft Innehabenden oder jenen, die zur Zeit in Österreich leben und möglicherweise noch Österreicher werden, zu treffen und Zusammenhänge zur sozialen Situation oder zu Fragen der Sicherheit herzustellen. Denn ich sage Ihnen: All die Probleme, die wir mit diesen Menschen haben, haben wir auch mit den „Ureinwohnern“ Wiens in gleicher Art, wir müssen sie nur von einem andern Blickwinkel sehen. 

Ich meine, wir sollten die Diskussion anders führen. In Wahlzeiten ist das immer ein bisschen schwierig, aber nach den Wahlen ist es leichter. Ich meine, dass das nicht zu etwas führen soll, was in anderen Ländern dann leider sehr oft passiert, dass es nämlich zu Explosionen kommt. – Ich behaupte, keiner der 100 hier anwesenden Abgeordneten will dies. Das ist meine ganz feste Überzeugung! (Beifall bei SPÖ, ÖVP und GRÜNEN und von Abgeordneten der FPÖ.)
Auf Grund eines persönlichen Erlebnisses möchte ich noch eine Bemerkung machen, weil mich das bis heute ärgert und ich noch immer sozusagen daran kiefle. Ich habe es dreimal in meiner aktiven Zeit als Stadtrat erlebt, dass Abgeordnete dieses Hauses den Weg zum Staatsanwalt gegangen sind, um mich quasi – ich übertreibe es jetzt – anzuzeigen. Das Ergebnis war jeweils, dass es selbstverständlich nichts Rechtswidriges gegeben hat, sehr wohl aber eine Zeit lang einige Schlagzeilen, und ich sage ganz offen: Damit habe ich bis heute noch zu kämpfen!

Mein Credo ist: Politische Diskussionen soll man nicht vors Gericht verlagern, weil damit automatisch Ehre und Redlichkeit eines anderen kurzfristig in Frage gestellt wird, auch wenn er unter dem Schutz der Immunität steht. Ich bin froh, dass das in Wien im Vergleich zu anderen Städten und Ländern nicht das Hauptziel der politischen Auseinandersetzungen ist, und ich bitte sehr darum, auch in Zukunft dazu beizutragen, dass das so bleibt!

Natürlich hat man bei der letzten Rede auch Dank zu sagen. Ich tue das aus vollem Herzen. Ich danke allen, egal, ob in politischer Freundschaft oder in politischer Herausforderung, für die Akzeptanz, die ich genossen habe, und für die Unterstützung in meinen Aufgaben! Dankbar bin ich aber auch dafür, dass ich ständig zum Nachdenken gezwungen wurde, denn auch wenn ich das nicht immer gezeigt habe und etwas verborgen gehalten habe, war es für mich immer eine Herausforderung herauszufinden, warum der eine oder die andere diese oder jene Meinung hat. Damit habe ich mich beschäftigt, und davon wurde ich gefordert.

Ich danke aber auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Präsidialbereich, in der Landtagskanzlei sowie jenen Damen und Herren, die für klaglose Sitzungsabläufe und dafür sorgen, dass der Landtag seinen Verpflichtungen nachkommen kann. Damit meine ich alle Bediensteten, egal, ob sie für die Reinigung oder das Wasser zuständig sind. Ich sage allen, von den Amtsgehilfen über die Rathauswache bis zu den Beamten einfach ein Dankeschön!

Ich möchte heute aber auch den Gewerkschaftsvertretern der GdG recht herzlich für die vielen beinharten Auseinandersetzungen und Gespräche danken, die ich als Stadtrat mit ihnen zu führen hatte, und das war nicht wenige. Wir haben es nicht so sehr nach außen kolportiert, aber die Auseinandersetzungen waren beinhart. Was mich freut, ist, dass man mir immer wieder bis heute sagt, dass man mich schätzt, und dass es sehr viele gibt, mit denen ich beinhart verhandelt habe, und die mir trotzdem echte Freunde geworden sind. Das ist ein gutes Zeichen, denn man kann Auseinandersetzungen auch in einer korrekten Form führen und immer Lösungen finden.

Ich danke meinen Mitarbeitern, jenen aus der Vergangenheit und jenen, die heute anwesend und noch für mich aktiv sind. Sie alle waren leistungsstark. An dieser Stelle möchte ich auch sagen: Sie waren zu mir korrekt, ich glaube aber, sie waren auch korrekt zu allen Abgeordneten, die in den Ausschüssen bei mir tätig waren, denn sie waren immer Ansprechpartner und haben sich bemüht, den Aufgaben der Abgeordneten nachzukommen und die entsprechenden Informationen zu geben. Das gilt auch für jene, die in Abteilungen oder in den Unternehmungen tätig waren. Ich danke somit vielen Mitarbeitern, die mir im Laufe dieser langen Zeit in meinen verschiedensten Aufgabenbereichen zur Verfügung standen. 

Mein Dank gilt natürlich auch meinen persönlichen Freunden, die mir gelegentlich im Meinungsaustausch und mit Informationen geholfen haben. Ich danke meiner Familie und – lassen Sie es mich sagen – meiner Frau, die mir vor 15 bis 18 Jahren in einer für mich sehr schwierigen Situation, die ich, wie nur wenige in diesem Haus wissen, zu bewältigen hatte, sehr geholfen hat. Selbstverständlich danke ich auch noch vielen anderen mehr, ich kann leider nicht alle erwähnen, die Liste wäre zu lang.

Ganz besonders danke ich aber auch den Klubobleuten und Klubdirektoren für die herausfordernde und interessante Zeit und die gemeinsame Arbeit in der Präsidiale, die interessant und spannend war. Manche fragen sich wahrscheinlich manchmal: Ist die Tätigkeit als Landtagspräsident eigentlich so interessant wie die frühere als Stadtrat? Vor 20 Jahren hat bei einem Wechsel im Ressort einmal ein Mitarbeiter gesagt: Wenn jemand glaubt, wir können mit einer neuen Aufgabe nicht dokumentieren, dass es spannend sein kann, dann irrt er sich! Ich habe meine jeweilige Tätigkeit immer von dieser Seite betrachtet und als Herausforderung gesehen.

Ich komme schon zum Schluss. – Zuletzt haben mich einige gefragt, was ich tun werden und wie es mir künftig gehen wird. Ich versuche, das kurz zu beantworten: Erstens bin ich seit rund fünf Jahren als Vorsitzender in der Volkshilfe Wien engagiert und habe dort einiges zu tun. Ich werde mich noch mehr im Kampf gegen Armut engagieren. Ich habe dort in den letzten Jahren erlebt, wie die Armut gestiegen ist und dass Menschen trotz sicherer, guter sozialer Netze dennoch spezielle Hilfe brauchen. Ich sage ganz offen, das entspricht auch meinen Vorstellungen davon, wo man noch etwas erreichen kann. Und Sie können sicher sein: Ich werde lästig sein, denn ich werde oft die Hilfe der Stadt auch in diesem Bereich brauchen, und dann werde ich kommen. Daher bitte ich heute schon um wohlwollende Abstimmungsergebnisse und Unterstützung!

Ich werde mich natürlich auch um manches Privates kümmern, wofür ich bisher weniger Zeit hatte. Auch unser Hund wird merken, dass es mich öfter gibt. (Allgemeine Heiterkeit.)

Möglicherweise wird in Zukunft meine Frau darunter leiden, wenn ich mich noch störender in den Haushalt einbringe, aber das ist halt die Situation aus meinem Verständnis. Ich werde mich natürlich auch weiterhin für die Ergebnisse dieses Hauses interessieren und gelegentlich etwas dazu sagen, ohne Teil der Muppet-Show zu werden, das sage ich gleich dazu. Diese Herausforderung würde ich nicht gerne annehmen.

Ich werde natürlich in Simmering viel mehr spazieren gehen als zuletzt, obwohl ich das schon jetzt sehr oft getan habe, und ich werde noch mehr mit den Menschen reden, denn ich wünsche mir natürlich auch für die Gemeinderatswahl 2010, dass wir in Simmering auf jeden Fall über die 50 Prozent-Grenze springen, weil das eine wichtige Voraussetzung für die Zusammensetzung dieses Hauses ist.

Ich glaube aber, jetzt habe ich Ihnen schon genug verraten! Ich danke Ihnen und wünsche Ihnen viel Glück und Erfolg bei Ihrer Arbeit für die Wienerinnen und Wiener und viel gegenseitiges Verständnis auch zwischen den Fraktionen für unsere so schöne, stolze, liebenswerte Heimatstadt. 

Meine Damen und Herren! Damit sind wir nunmehr bei der Postnummer 1 der Tagesordnung. (Anhaltender allgemeiner, im Stehen gespendeter Beifall.)

Danke. Danke schön. Sie müssen nicht länger klatschen, ich lasse mich nicht zum Bleiben überreden! (Allgemeiner Beifall.)

Aber ich gebe zu, es ist angenehmer, so aus dem Haus zu gehen als anders! (Allgemeine Heiterkeit.)

Nebenbei bemerkt: Sie haben mich ja noch bis zum 29., zwar nicht in Sitzungen, aber da oder dort vielleicht doch noch erkennbar und auf jeden Fall noch in einer Präsidiale. 

Ich bedanke mich recht herzlich für Ihre Zustimmung und für Ihre Sympathie! 

Wir sind jetzt aber doch bei der Tagesordnung. Postnummer 1 der Tagesordnung betrifft den 29. Bericht der Volksanwaltschaft 2007 an den Wiener Landtag. 

Frau Volksanwältin Dr Gertrude Brinek ist anwesend, ich darf sie recht herzlich willkommen heißen und bitten, Platz zu nehmen. (Allgemeiner Beifall.) 

Frau Volksanwältin Stoisits und Herr Volksanwalt Kostelka haben sich entschuldigen müssen.

Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich als Erster Herr Abg Dr Günther gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Volksanwältin! Es ist vereinbart, dass zuerst eine kurze Antwort auf die Abschiedsrede des Herrn Präsidenten gegeben wird, und ich darf damit beginnen. 

Herr Stadtrat! Herr Klubvorsitzender! Herr Präsident! In genau diesen drei Funktionen hab ich Herrn Präsident Hatzl seit 1991 kennengelernt. Es war für mich interessant, als er als Stadtrat für Personal und für Rechtsfragen seine Tätigkeit sehr aufgabenbezogen durchgeführt hat. Ich kann mich an einige Ausschusssitzungen erinnern, in denen ihm etwas gelungen ist, was einem Stadtrat normalerweise nicht gelingt: Er hat die Opposition davon überzeugt, dass seine Einstellung die richtige war und dass wir uns geirrt haben. Das hat nachher niemand mehr versucht, und es wurde einfach mit der Kraft der Stimmen abgestimmt. Ihm ist es gelungen – und dafür gebührt ihm auch unser Dank – zu zeigen, dass es ihm ein Anliegen war, seine Überlegungen und Vorstellungen auch umzusetzen.

Seine Zeit als Klubobmann war eher von ideologischen Debatten und auch von der Erhaltung der Kraft und der Macht der Sozialdemokratie in diesem Hause geprägt. Ich kann mich an ideologische Debatten in dem Haus erinnern, die zwischen uns sehr kontroversiell geführt wurden, in denen Hatzl nicht immer die feine Klinge geführt, sondern eher den Dreschflegel oder auch die Faschismuskeule verwendet hat. Aber eines muss man Hatzl zugestehen: Er hat immer seine Linie beibehalten, und das ist ihm hoch anzurechnen. Die Diskussionen waren hart, kontroversiell, aber fair im Umgang.

Sein Streben nach Machterhaltung für die SPÖ haben wir bei seinen Diskussionsbeiträgen zur Geschäftsordnungsänderung und zur Einrichtung von Rechten für die Opposition bemerkt. Da wurde schon einiges verbessert, aber natürlich hätte man sich als Opposition immer mehr erwartet, und ich glaube, Letzteres ist aus der Sicht der Opposition mehr als rechtens!

Jetzt zur dritten Funktion: Mit der Übernahme des Amtes des Präsidenten konnte er seine Tätigkeit für alle Abgeordneten dieses Hauses entfalten. Diese war durch eine sehr korrekte Vorsitzführung gekennzeichnet.

Außerdem hat er eine Vorliebe für Gedenkfeiern gezeigt. Ich kenne niemanden, der so viele bis zu 200 Jahre zurückliegende Anlässe für Gedenkfeiern wusste, die dieses Haus durchführen könnte. Er hat aber alle in einem guten und für dieses Haus ehrenhaften Stil durchgeführt.

Heute hat Hatzl seinen Rücktritt mit Ende des Monats angekündigt und verlässt nach 32 Jahren – ebenso wie Erwin Hirnschall, der ebenfalls 32 Jahre in diesem Hohen Hause tätig war – dieses Haus. Mit Hatzl verliert dieses Haus einen gefestigten Sozialdemokraten, dem man eines konzedieren muss: Er zeichnete sich immer – und das ist heute in der Politik nicht mehr so klar – durch Handschlagqualität aus, dafür gebührt ihm die Hochachtung des gesamten Hauses. (Allgemeiner Beifall.) 

Herr Präsident! Für Ihren weiteren Lebensweg, von dem Sie gesagt haben, dass Sie nicht gleich die Politik verlassen und sich für die Armen dieser Stadt einsetzen werden, wünschen wir Ihnen alles, alles Gute und viel Erfolg! Wir hoffen aber, dass Sie nach 40 Jahren intensiver politischer Tätigkeit auch Zeit finden werden, privat etwas mehr zu unternehmen und manche Dinge, die in den letzten 40 Jahren vielleicht liegengeblieben sind, jetzt durchzuführen. Alles, alles Gute! (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident Johann Hatzl: Ich darf mich recht herzlich für die Wünsche bedanken! Es gibt in der Tat einiges, das ich erledigen muss, auch privat. Hoffentlich ist da nicht getratscht worden! Ich verrate nicht, wie viele Aufgaben ich noch zu erledigen habe. 

Frau Abgeordnete und Klubobfrau Vassilakou ist die Nächste am Wort.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus!

Ich habe gestern leider erfolglos in meinem Archiv gesucht: Es gibt da nämlich einen ehemaligen Mandatar des Hauses, der literarisch begabt war – das kommt immer wieder vor, wie mir in letzter Zeit auffällt –, der nach seinem Ausscheiden in einem kurzen Essay dieses Haus mit einem Aquarium verglichen hat. Ich weiß nicht, wie viele von Ihnen diesen Text kennen, er ist sehr unterhaltsam. Vielleicht ist es aber ohnedies besser, dass ich ihn nicht gefunden habe, denn er mag für manche in manchen Momenten vielleicht auch ein bisschen schmerzhaft sein.

An einer Stelle in diesem Text meint er, dass es, wenn ein besonders wichtiger großer Fisch sich zu Wort meldet, plötzlich seltsam still im Aquarium wird. – Ich meine, dass dieser Vergleich in diesem Fall passend ist. Er erinnert mich nämlich an den Herrn Präsidenten, der sich zwar, wie er selbst sagt, in den letzten Jahren nicht sehr häufig zu Wort gemeldet hat. Wenn er sich aber zu Wort gemeldet hat, dann ist es immer gespenstisch ruhig geworden, so wie jetzt eben bei seiner Abschiedsrede.

Das hat sehr viel mit seiner Persönlichkeit und mit seiner Art, diesen Vorsitz zu führen, sich zu äußern und Politik zu machen zu tun. Ich selbst habe ihn kennengelernt, als er Stadtrat war. Er war damals auch für den Bereich Niederlassungsrecht zuständig. Ich war damals noch in der Hochschülerschaft. Wir waren anderer Meinung, und das ist auch in den Folgejahren häufig so gewesen.

Einmal hatten wir einen Termin, wir sind mit einer kleinen Delegation von der Hochschülerschaft gekommen und hatten uns gut vorbereitet. Wir hofften, einiges zur Sprache zu bringen und erreichen zu können. Aber der Herr Stadtrat hat sich mit seiner unverwechselbaren Art durchgesetzt. Wir hatten keinen Erfolg, zogen etwas frustriert von dannen, und das war’s dann auch wieder. Viel sind wir nicht zum Reden gekommen, wir waren ganz lang ganz still.

Als ich ungefähr ein Jahr später als Mandatarin in dieses Haus eingezogen bin, konnte ich ihn allerdings in einer neuen Rolle erleben. Ich wurde 1996 Landtagsabgeordnete, da war Herr Hatzl Klubobmann. Und spätestens, als er Landtagspräsident wurde, habe ich ihn sehr schätzen gelernt. 

Wir hatten in den zwölf Jahren, in denen ich selbst in diesem Haus bin, in vielen Bereichen nicht häufig dieselbe Meinung. Aber zwei Dinge verbinden uns, und deswegen möchte ich kurz darauf zu reden kommen: Das eine ist unsere Liebe zu Simmering. Er ist langjähriger Vorsitzender der Bezirksorganisation. Ich selbst hatte diese Ehre auch eine Zeit lang, ich war ja einmal Spitzenkandidatin in Simmering. Und da habe ich ihn wiederum vollkommen anders kennen gelernt. Es stimmt! Für diesen Bezirk hat er eine besondere Leidenschaft! Wenn sich jemand um Simmering kümmern und in Simmering und für Simmering Politik machen möchte, dann lernt er einen vollkommen anderen Hatzl kennen. Da entfaltet er meiner Meinung nach sozusagen seine komplette Wirkung. 

Die zweite Eigenschaft, die ich erwähnen möchte, versehe ich allerdings etwas weniger mit Schmunzeln, aber dafür schätze ihn nicht nur ich, sondern unsere gesamte Fraktion: Uns verbindet eine ganz tiefe, ehrliche antifaschistische Gesinnung, und für diese, Herr Präsident, möchte ich Ihnen von Herzen danken! Ich möchte Ihnen dafür nicht nur als Kind einer Widerstandsfamilie danken, die im Zweiten Weltkrieg sehr viel gelitten hat, sondern ich möchte Ihnen dafür auch als Österreicherin einer jüngeren Generation danken, und ich glaube, auch im Namen vieler jüngerer Menschen in dieser Stadt zu sprechen, wenn ich sage: Ich danke Ihnen dafür, dass es Ihnen diesbezüglich nie an klaren Worten gemangelt hat! Ich danke Ihnen für die vielen Initiativen, die Sie in diesem Bereich gestartet haben. Ich bin wirklich dankbar dafür, dass es Politiker dieses Zuschnitts gibt, die klare Worte finden und Dinge bezeichnen, die schrecklich sind, die sich niemals wiederholen dürfen und die es in unserem Land nie wieder geben darf! (Allgemeiner Beifall.)

Ich sage Ihnen ehrlich: Ich werde Sie in dieser Rolle auf jeden Fall vermissen, und ich hoffe sehr, dass sich jemand findet, der diesbezüglich in Ihre Fußstapfen tritt. 

Nunmehr komme ich zu den Fußstapfen in Sachen Vorsitzführung. Ja. Auch wir haben Ihre Vorsitzführung schätzen gelernt. Sie war durchaus streng, aber korrekt und fair und auch unterstützend. Ich möchte betonen, dass ich in meiner Funktion als frisch gebackene Klubobfrau Ihre freundschaftliche Art, darauf hinzuweisen, dass etwas, was wir uns manchmal eingebildet haben, schlicht und einfach nicht geht, sehr geschätzt habe, ebenso aber auch die freundliche Belehrung, wie man es machen muss, damit es das nächste Mal gehen kann. – Ich hoffe sehr, dass das Ihr Nachfolger ebenfalls so handhaben wird! Das ist nämlich im Sinne der Opposition durchaus sehr hilfreich. In der Tat wird auch hier der Nachfolger relativ große Fußstapfen vorfinden, in die er hineinwachsen muss. Wir werden ja sehen.

Auch ich wünsche Ihnen das Allerbeste für Ihr weiteres Leben, gute Erholung, viel Spaß im Kreise der Familie und viel Spaß auch mit dem Hund. Ich weiß ja, wovon ich rede, denn wenn man selbst einen Hund hat, kann man das nachempfinden! 

Tun Sie weiterhin Ihr Bestes für diese Stadt, und geben Sie Ihr Bestes auch für unser geliebtes Simmering! Nicht zuletzt wünsche ich Ihnen von Herzen auch viel Erfolg in Sachen Bekämpfung der Armut. Sie können immer damit rechnen, dass Sie bei den GRÜNEN feste Partner in diesem Kampf haben werden. – Danke. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident Johann Hatzl: Ich darf mich dafür recht herzlich bedanken! Ich würde das mit der Schuhgröße trotzdem lieber wieder wegstreichen, denn zugegebenermaßen befinde ich mich wirklich irgendwo im Grenzbereich des 48ers, und das ist eine etwas außergewöhnliche Sache, die mir gelegentlich zu schaffen macht. (Allgemeine Heiterkeit.)

Lassen Sie mich noch Frau Volksanwältin Stoisits recht herzlich begrüßen, die sich vorher entschuldigt hat, nunmehr aber doch dabei sein kann. (Allgemeiner Beifall.)
Herr Klubobmann Abg Dr Tschirf ist der Nächste. 

Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Herr Präsident Hatzl ist Gott sei Dank sehr streng in der Vorsitzführung. Er legt auch Wert darauf, dass man zu den Tagesordnungspunkten spricht.

Ich möchte damit beginnen – ohne inhaltlich sehr viel vorweg zu nehmen –, zu betonen, dass wir sehr froh über die Leistungen sind, die die Volksanwaltschaft bringt. Ich freue mich ganz persönlich, dass jetzt wieder eine Wienerin in der Volksanwaltschaft ist und dass das Gertrude Brinek ist, mit der ich schon zu Anfang meiner Tätigkeit hier in der letzten Bank gesessen bin. Liebe Gertrude! Herzlich willkommen hier! (Beifall bei der ÖVP.)

Herr Präsident Hatzl! Heute schreibt in einer Tageszeitung einer der Doyens der Wien‑Journalistik, Hans Werner Scheidl, über Sie. Die Überschrift lautet: „Schlosser, Juso, Stadtrat, sogar Präsident." Und er stellt einen Politiker ganz besonderen Zuschnitts dar, für den man zwei Begriffe als Überschrift verwenden könnte: Authentizität und Geradlinigkeit.

Johann Hatzl ist ein Sozialdemokrat, so wie man ihn sich wahrscheinlich einmal vorgestellt hat. Er ist nicht einer, der mit dem Brioni-Anzug kommt, und auch nicht einer, der in den Villengegenden Wiens wohnt, sondern er ist einer, den man in der U3-Bahn trifft und dem die Sorgen der kleinen Leute wirklich ein Anliegen sind. – Das sage ich mit großem Respekt als jemand, der sich selbst aus der christlichen Soziallehre definiert, und so habe ich Sie in 16 Jahren hier im Gemeinderat erlebt.

Ich bin zu Ihnen in den Ausschuss gekommen, weil man gemeint hat, man setzt einen jungen Juristen am besten in einen Ausschuss, der auch für Inneres zuständig ist. Sie haben ja davon gesprochen, dass Ihnen Bürgerdienst, Personal und innere Angelegenheiten ein Anliegen waren. Und ich war damals fasziniert davon, wie Sie rechtliche Fragen beurteilen, was für ein Kenner der Geschäftsordnung Sie sind und vor allem davon, dass Sie praktisch jeden Akt im Ausschuss selbst referieren konnten und nur ganz selten einen Beamten um irgendeine Zusatzstellungnahme gebeten haben.

Es war aber nicht so, dass wir immer einer Meinung gewesen wären. Ich erinnere mich an Diskussionen beispielsweise über das Wahlrecht: Da waren Sie zugegebenermaßen zwar sehr kreativ, was die Zusammensetzung der Wahlkreise betrifft, dass wir als Opposition das aber nicht so geschätzt haben, steht außer Frage. Es war jedoch durchaus interessant, was man aus den Möglichkeiten, die die österreichische Bundesverfassung für eine Landesverfassung vorsieht, alles herausholen kann!

Nach der Zeit der Opposition, in der Regierungszeit, habe ich im Bereich der Stadtwerke auch so manchen Strauß mit Ihnen ausgefochten, weil Sie ein anderes Verständnis von Gemeinwirtschaft und Kommunalwirtschaft haben, als wir das gehabt haben. Etwas zeichnete Johann Hatzl aber immer aus, nämlich die Handschlagqualität. Sein Wort hat gegolten. Außerdem hat er wirklich stets versucht, einen von dem zu überzeugen, wofür er steht und wofür er mit Leib und Seele eintritt. 

Eine Facette, die mich auch besonders fasziniert, ist sein Verständnis für Andersdenkende. Sie haben vorhin davon gesprochen, dass gerade die Lueger-Kirche, die tatsächlich ein Jugendstiljuwel ist, in der ganzen Welt bewundert wird, insbesondere auch auf Grund des Zustands, in dem sie sich heute befindet. – Es hat mich wirklich beeindruckt, mit welchem Respekt Sie beispielsweise gerade als Stadtrat für das Friedhofswesen Religionsgemeinschaften gegenübergetreten sind. Auf Grund der Sensibilität, wie Sie mit diesen Fragen umgehen und umgegangen sind, haben Sie auch den Respekt aller Religionsgemeinschaften dieser Stadt immer wieder gefunden. Ich erinnere mich beispielsweise an die Worte, die sie bei einer Festsitzung, als gerade Papst Johannes Paul II gestorben war, gefunden haben.

Herr Präsident Hatzl! Sie haben auf die wesentlichen Momente in der Geschichte dieser Stadt und dieses Landes immer wieder zu Recht hingewiesen. Diese sollen nicht in Vergessenheit geraten, auch wenn sie schon lange vergangen sind. Sie waren und sind einer, der weiß, auf welchen Fundamenten diese Republik Österreich steht und wie glücklich wir uns schätzen können, in dieser Zeit leben zu können.

Als Präsident haben Sie in den letzten siebeneinhalb Jahren nie verleugnet, woher Sie kommen und wo Sie ideologisch stehen, dass aber das Einhalten von Geschäftsordnungen und Regeln ein ganz wesentliches Moment dafür ist, dass dieses Gemeinwesen funktioniert. Dafür sage ich von unserer Seite ein ganz, ganz herzliches Dankeschön!

Diese Jahre, die ich Sie hier als Stadtrat, als Klubobmann des Koalitionspartners und als Präsident erlebt habe, haben tatsächlich für mich und für meine Fraktion gezeigt, wie ein Andersdenkender, aber einer, der tatsächlich in erster Linie Demokrat ist, den Respekt aller erringen kann. Das ist gelungen. Ich wünsche Ihnen alles, alles Gute, vor allem auch Gesundheit. Das Einzige, was ich Ihnen nicht wünsche, ist, dass Sie am Wahlabend der nächsten Gemeinderatswahl ein fröhliches Gesicht haben werden! (Heiterkeit und allgemeiner Beifall.)
Präsident Johann Hatzl: Herr Dr Tschirf! Ich darf mich auch bei Ihnen recht herzlich für Ihre offiziellen, aber auch persönlichen Worte bedanken. Ich werde mich allerdings sehr anstrengen, dass ich dann lache! Das sage ich Ihnen ganz offen. (Heiterkeit und allgemeiner Beifall.)

Zum Wort gelangt Herr Klubobmann Oxonitsch, der, wie ich hoffe, jetzt einen kleinen Versuch unternimmt, mich wieder ein bisschen von den Wolken herunterzuholen! 

Abg Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Das werde ich nicht tun!

Ganz brav argumentierend auf Basis unserer Geschäftsordnung – und es wurde ja schon mehrmals darauf hingewiesen, dass du ein treuer Wächter über diese Geschäftsordnung warst – kann ich nur sagen: Würde es, sehr geehrte Damen Volksanwältinnen, eine Prüfkompetenz der Volksanwaltschaft für die Tätigkeit eines Landtagspräsidenten geben, dann würden wir den heutigen Tagesordnungspunkt nicht diskutieren, denn ich bin sicher, es würde über diese vergangenen sieben Jahre, in denen du, lieber Hans, diesem Hohen Haus vorgesessen bist, sicherlich keinerlei Beanstandungen geben!

Das zeichnet diese Tätigkeit, wie du sie in den vergangenen Jahren ausgefüllt hast, sehr deutlich aus. Das zeigt sich darin, dass eine Person wie du, die nie einen Hehl gemacht hat, sich einer politischen Gemeinschaft zugehörig zu fühlen, trotz alledem über alle Parteigrenzen hinweg im Wiener Landtag wegen fairer Vorsitzführung Anerkennung findet. Bei dieser Vorsitzführung wurde gerade auch von den Oppositionsparteien immer wieder vieles gelobt, was für die Mehrheitsfraktion gar nicht so einfach zur Kenntnis zu nehmen ist. Und das zeigt uns einfach deine Stärke, die du in den vergangenen Jahrzehnten in deiner politischen Arbeit für die Wienerinnen und Wiener gezeigt hast, sei es in deinem politischen Heimatbezirk, sei es in den verschiedenen Funktionen in der Wiener Landesregierung, sei es in deiner Funktion als Klubobmann, in der ich dich am besten kennenlernen durfte, als ich selbst im Jahr 1996 in den Wiener Gemeinderat eingezogen bin, und schließlich in der Funktion des Landtagspräsidenten. 

In all diesen Funktionen – und das gilt sicherlich für alle Mitglieder meiner Fraktion – warst du nicht nur immer ein hervorragender Ratgeber, sondern einfach auch, was ganz wesentlich ist, immer ein guter Freund. Du warst stets ein guter Freund, an den man sich wenden konnte, wenn man Unterstützung brauchte, wenn man einmal nicht so genau gewusst hat, wie man weitermachen kann, und das war für mich gerade in der Einstiegsphase als Klubobmann ganz wesentlich. Man wusste immer, dass man die entsprechenden Hinweise und jene Tipps bekommen wird, die man schlicht und ergreifend jeweils braucht.

Als du in deiner Antrittsrede als neuer Landtagspräsident gesagt hat, dass du dieses Amt, den Vorsitz des Wiener Landtages und die Präsidentenfunktion ernst nehmen wirst, habe einige gewusst, was auf sie zukommt. Viele haben dich ja als Stadtrat und als Klubobmann kennengelernt und haben gewusst: Wenn der Hansi sagt, dass er etwas ernst nimmt, dann ist das nicht immer bequem, sondern das kann manchmal auch unbequem sein und da wird es auch Diskussionen geben. Und du hast zweifelsohne diese Funktion wie auch alle anderen Funktionen ernst genommen, und deshalb sind auch deine politischen Spuren in dieser Stadt – du hast einige selbst ja erwähnt – sicherlich unauslöschlich.

Ich führe mir jetzt vor Augen, dass in deiner Zeit 30 neue öffentliche Linien in Betrieb genommen wurden und dass sich die Stadterneuerungsoffensive flächendeckend über Wien ausgeweitet hat. Den Ausbau des Fernwärmenetzes hast du selbst angesprochen. Es kam zu einer Vervierfachung der Radwege zu einem Zeitpunkt, als der Umweltgedanke noch nicht so sehr im Mittelpunkt der Auseinandersetzung stand. Kurzum: Es gibt viele Bereiche in der Stadt – die Liste ließe sich noch endlos fortsetzen und wir werden ja noch die eine oder andere Gelegenheit haben, all das noch mehr in den Mittelpunkt zu rücken, was du für die Wienerinnen und Wiener geleistet hast –, an denen man die Leistungen sieht, die du vollbracht hast. Und dafür will ich dir namens meiner Fraktion, aber auch, wie ich glaube, namens aller Wienerinnen und Wiener ganz, ganz herzlich danken!

Jeder, der dich kennt, weiß, dass das kein Abschied ist. Du hast das ja schon ein bisschen angedeutet. Wir sind sicher, das du dich weiter ins politische Geschehen einbringen wirst und immer wieder auch in diesem Haus zu sehen sein wirst. Wir wissen natürlich, dass ein politischer Mensch sein politisches Engagement nicht mit einer Funktion beendet, sondern dieses fortsetzt. Und das ist wichtig.

Kollegin Vassilakou hat schon auf deine mahnende Stimme, die immer zu hören war, wenn es um Fragen der Demokratie, der Solidarität und des Antifaschismus ging, hingewiesen. Deine mahnenden Worte sind heute genauso gefragt wie in den vergangenen Jahren, und sie werden vielleicht in Zukunft noch etwas wichtiger sein. Auch dafür und für deine Freundschaft, deine Unterstützung und für deine Leistungen sage ich dir namens meiner Fraktion ein ganz herzliches Dankeschön.

Da du mich auch ganz persönlich angesprochen hast, sage ich: Keine Sorge, es ging wirklich nicht um die Redequalität, sondern um die Schonung, vielleicht manchmal auch um die Zeitökonomie. Ich hoffe aber, dass unsere Freundschaft mit deiner Funktion nicht endet, und da spreche ich jetzt für die ganze Fraktion. Lieber Hansi! Ein ganz, ganz herzliches Dankeschön für die Leistungen im Interesse unserer Wähler! (Allgemeiner Beifall. – Abg Christian Oxonitsch überreicht Präsident Johann Hatzl einen Blumenstrauß.)
Präsident Johann Hatzl: Ich darf mich für diese Würdigung recht herzlich bedanken, und zwar ganz besonders bei jenen, die kürzer im Haus sind und mich seltener gehört haben, dass offensichtlich der Grund dafür, dass ich geschont wurde, in der früheren Länge meiner Reden zu finden ist, obwohl ich mir immer eingebildet habe, dass ich an und für sich kurz rede. (Allgemeine Heiterkeit.) 

Drei Fraktionen haben ja ein bisschen Glück, die vierte, die größte, nicht ganz so, denn ich bin ja noch immer im Landesparteivorstand, im Präsidium und auch im Bundesparteivorstand. Ich möchte jetzt nicht sagen, dass man sich da auf etwas gefasst machen kann! Das stimmt sicherlich nicht! Aber man wird mich mit voller Verantwortung öfter hören.

Ich freue mich auf viele Gespräche und Begegnungen auch in Zukunft. Glauben Sie mir, ich habe eine Grundsatz: Ich schaue immer ganz genau, wenn ich jemandem, den ich kenne, begegne, ob er auf die andere Straßenseite flüchtet – dann ist es für mich schlecht! – oder ob er mich anspricht oder sich ansprechen lässt, was natürlich gut ist. Darum bitte ich Sie: Ich möchte nicht, dass Sie flüchten, sondern dass wir miteinander plaudern!

Aber jetzt genug der Worte.

Wir kommen nun zum eigentlichen Thema der Tagesordnung, und Herr Abg Dr Günther gelangt zu Wort. Es ist ja eine Seltenheit, dass man bei einem Punkt gleich zweimal redet, diesenfalls ist es aber völlig verständlich. 

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Frau Volksanwältin Brinek! Frau Volksanwältin Stoisits! Herzlich willkommen hier im Hohen Haus, im Rathaus!

Wir diskutieren heute den 29. Bericht der Volksanwaltschaft, den die Volksanwälte heute vorgelegt haben. Dieser zeigt sehr deutlich, welch wichtige Einrichtung für die Rechtssicherheit des Bürgers die Volksanwaltschaft darstellt. Interessant bei diesem Bericht ist, dass laut Statistik 695 Beschwerden eingebracht, aber nur 60 davon als Missstände behandelt wurden. Der Rest ist in verschiedenen Bereichen nicht zum Zuge gekommen, 422 Fälle wurden nicht als Missstand anerkannt. Ich glaube, es ist zum einem guten Teil auch der Qualität der Tätigkeit der Wiener Verwaltung zu verdanken, dass sich das so verhält.

Was mich mehr stört, ist, dass durch die Ausgliederungen die Möglichkeiten der Volksanwaltschaft immer mehr eingeschränkt werden. Durch die Ausgliederung der Wiener Stadtwerke und der Wiener Linien, von Wienstrom und Wien Energie, aber auch von Wiener Wohnen und des Fonds Soziales Wien sowie jetzt auch der Friedhöfe wird die Prüfkompetenz immer weiter zurückgenommen, und wenn man der „Wiener Zeitung“ glauben kann, werden möglicherweise bald auch die MA 30 und die MA 48 ausgegliedert, obwohl die zuständige Stadträtin es jetzt noch so dargestellt, dass das nicht geschehen wird.

Im Hinblick darauf beklagt die Volksanwaltschaft gleich im ersten Tagesordnungspunkt bei den Friedhöfen, die von 14 Punkten, die im Bereich der Finanzen und Wirtschaft behandelt wurden, acht ausmachen, durchaus zu Recht die Einschränkung ihrer Prüfkompetenz, weil diese Ausgliederung stattgefunden hat. Frau Volksanwältin Stoisits hat zwar gesagt, dass angedeutet wurde, dass hinsichtlich der Fragen, die diesen Bereich betreffen, durchaus auch Auskünfte gegeben werden, und somit besteht das Problem darin, dass es nun am Goodwill der zuständigen Abteilungen liegt; wenn dieser einmal nicht gegeben ist, dann gibt es leider keine Möglichkeit, diesbezüglich tätig zu werden.

Wir bringen daher einen Antrag ein, dass das Land Wien an den Bundesverfassungsgesetzgeber herantritt, um im Achten Hauptstück, im Artikel 148a eine Änderung durchzuführen und die Prüfkompetenz nicht nur auf die Verwaltung, sondern auch auf ausgegliederte Bereiche auszudehnen. – Diesen Antrag bringen wir heute in der jetzigen Sitzung ein. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren! Durch den Bericht der Volksanwaltschaft ziehen sich vor allem im Sozial‑, aber auch im Pflegebereich, das heißt, im Bereich der Magistratsabteilung 11 beziehungsweise der Magistratsabteilung 15, eine Sorge und ein Aufschrei: Es heißt, dass viele Beschwerdeführer beanstanden, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor allem in diesen beiden Abteilungen nicht besonders gut informiert sind, nicht ordnungsgemäß Auskunft geben können und dass sie auch unfreundlich sind. – Ich habe für Mitarbeiter, die täglich mit der Not und dem Leid, das es in der MA 11 im Behindertenbereich und im Pflegebereich zu sehen gibt, durchaus viel Verständnis, denn das ist eine schwierige Aufgabe. Ich glaube aber, dass es notwendig wäre, für diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eigene Schulungen durchzuführen, um ihnen die Möglichkeit zu geben, auf dermaßen strapaziöse Anforderungen reagieren zu können und ihre Aufgabe leichter zu bewältigen.

Wir haben daher den dringenden Wunsch an die zuständigen Stadträtinnen Laska beziehungsweise Wehsely, dass sie dafür Sorge tragen, dass die diesbezüglich Schulung für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter besser wird. Das ist gerade in diesem Fall wichtig, denn Notsituationen und Pflegebedürftigkeit sind Themen, bei denen der Bürger und die Bürgerin einen Anspruch darauf hat, ordnungsgemäß informiert zu werden und nicht aus Unwissenheit, aber auch aus Unfreundlichkeit abgewiesen zu werden.

Meine Damen und Herren! In vielen Aufgabenbereichen hat die Stadt Wien bei einzelnen Aufgaben durchaus auf die Anregungen der Volksanwaltschaft reagiert und ist dabei deren Anregungen gefolgt und hat entsprechende Änderung durchgeführt. In einigen Bereichen steht das noch aus, und ich hoffe, dass auch dort ein Umdenken stattfinden wird und die nötigen Änderungen herbeigeführt werden. 

Zum Schluss meiner Rede bleibt mir an sich nur noch, der Volksanwaltschaft für ihre Tätigkeit zu danken, und zwar nicht nur den beiden Damen, die heute gekommen sind, sondern selbstverständlich auch Herrn Dr Kostelka und den beiden im Vorjahr noch tätigen Volksanwälten, dem bis Mitte Juli 2007 noch tätigen Volksanwalt Mag Kabas und der bis Ende 2007 beziehungsweise sogar noch darüber hinaus tätigen Volksanwältin Dr Fekter. Auch diesen beiden spreche ich herzlichen Dank für ihre Tätigkeit für die Bürgerinnen und Bürger in Wien und in Österreich aus, denn diese profitieren viel davon, dass es diese Stelle in Österreich gibt, an die man sich mit seinen Sorgen und Anliegen, die man mit der Verwaltung in Wien und in Österreich haben kann, jederzeit wenden kann. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Smolik. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Volksanwältin! Meine Damen und Herren!

Ich möchte mich in meiner Rede auf ein paar Beispiele konzentrieren, die in dem aktuellen Bericht der Volksanwaltschaft zu den großen Beschwerden im Bereich Menschen mit Behinderungen angeführt sind.

Ein Fall ist unter dem Titel Stadtschulrat unter Punkt 6.4 angeführt. Ich bin froh, dass es zu einer Lösung gekommen ist, mit der sich die Situation für das betreffende Kind zum Guten gewendet hat. Trotzdem kann man an der Vorgehensweise, die in diesem Fall an den Tag gelegt wurde, doch einige Kritik üben. Dieser Fall ist sehr typisch dafür, wie in Wien nach wie vor mit Menschen mit Behinderungen und vor allem auch mit Kindern, die eine Behinderung haben, umgegangen wird: Sehr oft steht nicht das Wohl der Betroffenen im Vordergrund, sondern sehr oft wir zuerst mit dem Gesetz und mit Umständen der Bürokratie argumentiert, und oft wird erst ganz am Schluss eingelenkt, wenn es darum geht, für den Betreffenden – diesfalls für ein betroffenes Kind – doch die beste Lösung im Hinblick auf seine Zukunftschancen zu treffen. 

Es ist traurig, dass sich eine Familie, die das Beste für ihr behindertes Kind will, nämlich die beste Schulbildung mit den besten Fördermöglichkeiten, diesfalls in Schwechat, letztlich an die Volksanwaltschaft wenden muss, um das zu bekommen, was hier in diesem Haus eigentlich immer das Ziel aller Fraktionen war, dass nämlich Kinder mit Behinderung bestmöglich gefördert werden. Es stimmt, dass es in diesem Fall eine finanzielle Mehrbelastung gibt, weil das Schulgeld nach Schwechat überwiesen wird, ich meine aber, dass in solchen Fällen nicht die Finanzierung im Vordergrund stehen und das noch gar kein Grund sein sollte, dass das Kind nicht in eine Schule seiner Wahl gehen kann.

Besonders bemerkenswert finde ich dann den Appell an die Gemeinde Wien zur besseren Ausstattung der eigenen Schulen. Denn es ist Tatsache, dass wir gerade für Kinder mit Behinderungen sehr, sehr wenige Schulen haben, die auf Förderungen so ausgerichtet sind, wie es offensichtlich die Schule in Schwechat ist, und ich bin schon gespannt, ob es hier eine Initiative geben wird, damit man nicht nach Niederösterreich ausweichen muss, wenn man für sein Kind eine gute Schule haben möchte, sondern dass es dann auch die Möglichkeit gibt, solche Schulen in Wien zu finden.

Ein weiteres Beispiel, das zeigt, wie auch mit dem Thema Barrierefreiheit umgegangen wird, ist das Wilhelminenspital. Wir haben schon mehrmals darauf hingewiesen, dass wir im Zuge des Behindertengleichstellungsgesetzes bis 2015 gesetzlich verpflichtet sind, öffentliche Einrichtungen, zu denen auch die Spitäler gehören, barrierefrei zu machen, und dass es dazu einen Plan braucht, wie wir dort hinkommen. Dieser Antrag, den wir damals gestellt haben auf Einführung eines Etappenplanes, wonach absehbar ist, in welchem Zeitraum öffentliche Einrichtungen, aber auch Spitäler barrierefrei sein werden, sodass wirklich ein jeder und eine jede Zugang zu diesen Einrichtungen hat, wurde abgelehnt.

Hier ist jetzt ein Beispiel angeführt, nämlich das Wilhelminenspital, wo der Zugang zur Schmerzambulanz für gehbehinderte Menschen nicht möglich war. Jetzt hat man zwar eine Zwischenlösung gefunden, aber auch das ist typisch, dass sich Menschen mit Behinderungen immer zuerst beschweren müssen, damit es dann eine Zwischenlösung gibt, aber dass sie einfach nicht gleich behandelt werden, dass sie immer wieder darauf drängen müssen, dass ihre Bedürfnisse gleichberechtigt zum Zug kommen zu anderen Bedürfnissen. Und es ist eigentlich nicht erträglich, dass ein Spital wie das Wilhelminenspital zu dieser Zeit noch immer nicht einen ungehinderten und barrierefreien Zugang zu allen Einrichtungen und zu allen Ambulanzen hat. 

Ja, es ist gut, dass es diese Zwischenlösung gibt, aber ich hoffe, es wird nach wie vor darauf geachtet, dass es auch in anderen Spitälern, wo es diese Probleme ja auch gibt, schneller dazu kommt, dass sie barrierefrei sind und dass nicht Menschen sich wiederum an die Volksanwaltschaft wenden müssen, um zu ihrem Recht zu kommen, denn diese Menschen haben das Recht, ihre Behandlungen auch ohne mühsame Umleitungen und in Zimmern, die dafür geeignet sind, zu bekommen, sie haben das Recht, dass sie genauso wie alle anderen die Ambulanzen und andere Abteilungen von Spitälern aufsuchen können.

Auch der Fall, der sich mit dem Entzug eines Gehbehindertenausweises beschäftigt, zeigt, dass die Bürokratie in dieser Stadt offensichtlich doch eine sehr, sehr vorherrschende ist. In diesem Fall hat sich dann zum Schluss, soweit ich mich erinnern kann, sogar der Bürgermeister einschalten müssen, um jenem Menschen zu seinem Ausweis zu verhelfen, weil die Bürokratie hier einfach gewiehert hat, wie es so schön heißt. Hier hat sich ein Amtsarzt trotz aller anderen Gutachten dazu verstanden, dass er einfach anderer Meinung ist. Daraufhin wurde dem Betroffenen sein Gehbehindertenausweis entzogen, obwohl mehrere Ärzte die Berechtigung für diesen Ausweis bestätigt haben.

Jetzt ist es schon gut, mehrere Meinungen einzuholen, und man hat natürlich immer wieder, wenn man mehrere Ärzte aufsucht, unterschiedliche Meinungen. Das machen ja auch viele, sich mehrere Meinungen einzuholen, aber wenn es so eindeutig ist, wie in diesem Fall, dass dann ein anderer Amtsarzt, der zugezogen wurde, auch diese Ansicht der anderen niedergelassenen Ärzte teilt, da frage ich mich schon, welchen Aspekt Amtsärzte hier in den Vordergrund stellen, wenn nicht das Wohl beziehungsweise die Hilfe für Menschen, die solche Ausweise, Gehbehindertenausweise oder andere, brauchen.

Zum Schluss möchte ich noch auf einen Fall kommen, der sich mit dem Pensionistenwohnhaus Liebhartstal beschäftigt. Als Ottakringerin ist mir bekannt, dass dieses Pensionistenwohnheim umgebaut wird, dass sich hier sehr viele OttakringerInnen angemeldet haben, seit Jahren, wenn nicht seit Jahrzehnten auf Wartelisten stehen, um in dieses Pensionistenwohnheim aufgenommen zu werden. Jetzt wird es umgebaut, abgerissen, neu gebaut und jene, die auf den Wartelisten stehen, sind nach wie vor nicht informiert, dass sie vielleicht nicht in den Genuss dieses Pensionistenwohnheimes kommen können, weil es nicht mehr existiert in dieser Übergangsphase beziehungsweise dass das mit der Aufnahme vielleicht nicht klappt. 

Auch hier hat es wieder eine Kulanzlösung – unter Anführungszeichen – gegeben, denn erst als sich der betroffene Pensionist dann an die Volksanwaltschaft gewendet hat, ist es offensichtlich dazu gekommen, dass er zumindest in Wohnumgebung untergebracht werden kann, zwar nicht im Pensionistenwohnheim Liebhartstal, aber trotzdem zumindest in der Nähe seines Wohnbezirks, in dem er sich schon seit sehr, sehr langer Zeit aufgehalten hat.

Ich glaube, wir müssen viel sensibler umgehen mit jenen, die sich oft sehr bewusst aussuchen, in welches Pensionistenwohnheim sie sich im Alter begeben. Das ist keine Entscheidung, die man einfach so trifft, sondern viele Menschen, vor allem ältere Menschen tun dies, um in ihrem Wohnbezirk und ihrer gewohnten Umgebung bleiben zu können. Ihnen dann nicht einmal eine Möglichkeit zur Information zu geben, dass das vielleicht nicht gehen wird, halte ich, gelinde gesagt, für unmenschlich. Denn, wie gesagt, es gibt nach wie vor jene, die sich seit über zehn Jahren angemeldet haben, aber sie erhalten keine Information, dass das in den nächsten Jahren nichts wird mit dem Haus Liebhartstal, und auch keine Information darüber, wohin sie denn sonst gehen könnten.

Ich glaube, hier haben die Frau Stadträtin und die Stadt Wien einen enormen Aufholbedarf an Informationsleistung. Es ist gut, dass die Pensionistenwohnheime laufend umgebaut werden, aber wir sollten nicht aus den Augen verlieren, dass die Menschen neben der Information, dass es umgebaut wird, auch darüber informiert werden müssen, dass sie dort nicht einziehen können. Denn das ist ja das, was diese Menschen interessiert.

Zum Schluss auch von mir und meiner Fraktion einen Dank an die Volksanwaltschaft für den umfassenden Bericht. Wir freuen uns jedes Mal, wenn Volksanwältinnen hier anwesend sind, und sind auch diesmal froh, dass beide Volksanwältinnen hier sein können und mit uns diskutieren. – Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als nächste Rednerin ist Frau Abg Praniess-Kastner gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Volksanwältinnen! Herzlich willkommen bei uns! Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich hätte hier gerne einige Worte an die Stadtregierung gerichtet und einige Beispiele genannt, wo wir gerne im Sinne einer Verbesserung für die Bürgerinnen und Bürger, aber auch vor allem für behinderte Menschen in dieser Stadt zusammenarbeiten könnten. Da die Mitglieder der Stadtregierung hier nicht anwesend sind, nehme ich einmal an, dass sie sich den Bericht eingehend zu Gemüte geführt haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sehr verehrte Volksanwältinnen! Herzlichen Dank von meiner ÖVP-Fraktion für den uns vorliegenden sehr ausführlichen Bericht. Bitte geben Sie unseren Dank auch an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Volksanwaltschaft weiter. (Beifall bei der ÖVP.) 

Sinn und Zweck der Kontrolle der Volksanwaltschaft ist es ja, die Verwaltung effizienter, besser und vor allem bürgerInnenfreundlicher zu machen. 

Zum Inhaltlichen: Uns liegen einige Einzelfälle vor, die ja auch schon von meinen VorrednerInnen angesprochen wurden, doch kann man aus diesem Bericht trotz der Einzelfälle einen roten Faden der Missstände in dieser Stadt feststellen, die aber zugegebenermaßen nicht immer in ihrer Verantwortung liegen. 

Die Volksanwaltschaft verhilft den BürgerInnen sehr oft zu ihrem Recht. Es werden Missverständnisse aufgeklärt, es werden Systemfehler aufgezeigt, es werden vor allem auch Anregungen an die Stadtverwaltung gemacht und oft – und das möchte ich hier noch einmal positiv vermerken – werden gemeinsam in Einzelfällen Lösungen herbeigeführt, aber Systemfehler werden sehr oft nicht gelöst. 

Hierzu möchte ich Ihnen – über die Beispiele hinaus, die ja bereits von meinen VorrednerInnen angesprochen wurden – einige Beispiele aufzählen.

Zum Beispiel das große Thema Diskriminierung. Die Volksanwaltschaft stellt fest – unter dem Kapitel 5.1 nachzulesen –, dass rassistische Diskriminierungen kein Bagatelldelikt sind, und führt ein Fallbeispiel an, dass dieser Bereich stark verbesserungswürdig ist. Wörtlich heißt es dazu im Bericht: „Aus dieser umfangreichen Überprüfung ergab sich der Befund, dass die Behörden bei der Anwendung des Diskriminierungsverbotes völlig uneinheitlich vorgehen. Verletzungen des Diskriminierungsverbotes werden von den Behörden oft als Bagatelldelikte gesehen und dementsprechend nicht ausreichend verfolgt und bestraft."

Meine Damen und Herren! Dieser Umstand, der hier schwarz auf weiß vorliegt im Bericht der Volksanwaltschaft, ist schockierend und für mich und meine Fraktion völlig unakzeptabel. (Beifall bei der ÖVP.)
Und, meine Damen und Herren, der kritische Befund in punkto Diskriminierung auf Grund von Behinderungen würde wohl noch deutlicher ausfallen, denn bei dem Beschluss des Gesetzes zur Bekämpfung von Diskriminierungen, das zuletzt 2007 novelliert wurde, wurde auf den Tatbestand der Diskriminierung auf Grund der Behinderung vollkommen vergessen.

Kollege Stürzenbecher – er ist leider nicht da, aber ich hatte heute schon die Gelegenheit, das zu diskutieren – hat ja damals in der Debatte des Landtages gemeint, dass die Behindertenverbände angeblich seinerzeit geradezu darauf gedrängt hätten, die Behinderung nicht als Diskriminierungstatbestand in das Gesetz aufzunehmen. Und das, meine Damen und Herren, war damals schon nicht richtig und das ist heute auch nicht richtig. 

Wir nehmen erfreut zur Kenntnis, dass es hier bei der SPÖ-Fraktion einen Denkumschwung gegeben hat und dass Sie heute unserem Antrag auch beitreten werden. Daher bringen meine Wenigkeit, Ing Bernhard Dworak, Dr Wolfgang Ulm, Prof Erika Stubenvoll, Gabriele Mörk, Kurt Wagner und Frau Kollegin Smolik von den Grünen einen gemeinsamen Antrag ein betreffend Berücksichtigung von Menschen mit Behinderung im Wiener Antidiskriminierungsgesetz. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Antidiskriminierung für behinderte Menschen ist ein sehr wichtiger Punkt, und damit komme ich gleich zum nächsten sehr leidigen Thema, wo es um Integration behinderter Kinder geht. 

Die Volksanwaltschaft hat im Rahmen des vorigen Tätigkeitsberichtes, nämlich jenem für 2006, an den Wiener Landtag ausführlich über die Problematik der Integration behinderter Kinder in Wiener Kindergärten und Horten berichtet. In diesem Zusammenhang wurde von Seiten der Volksanwaltschaft gefordert, dass die Stadt Wien in Zusammenarbeit mit den Eltern die Integration von chronisch kranken Kindern in Kindergärten und Horten zu ermöglichen und sicherzustellen hat und Eltern bei der Integration ihrer Kinder unterstützen und auch dazu ermutigen soll. Die Übernahme der medizinischen Hilfeleistungen durch PädagogInnen und KindergärtnerInnen soll auf freiwilliger Basis erfolgen, und zur Absicherung der dort tätigen PädagogInnen soll eine Haftpflichtversicherung abgeschlossen werden. 

Nun, nach langem Hin und Her hat sich die Stadt Wien endlich dazu aufgerafft, dieser damaligen Empfehlung der Volksanwaltschaft nachzukommen. Es gibt jetzt Gott sei Dank diese lang geforderte Haftpflichtversicherung für die betriebliche Tätigkeit der Kindergartenkräfte der Magistratsabteilung 10 bei medizinischen Tätigkeiten. Aber das ist auch leider schon alles, was sich im Punkt der Umsetzung getan hat, denn wie wir von Betroffenen wissen, hapert es in der Praxis, sobald die Zuständigkeit zwischen den Magistratsabteilungen wechselt. Das heißt, wenn ein Kind vom Kindergarten in die Schule kommt, wird von der MA 10 das zwar sichergestellt, aber offensichtlich noch nicht von der MA 56, der Schulverwaltung. 

Für die Nachmittagsbetreuung musste eine Mutter, die mir unlängst ihren Fall geschildert hat, wieder eine Krankenschwester selbst finanzieren, weil sich die PädagogInnen vor Ort nicht dazu bereit erklärt haben, die Nahrung mittels Sonde zu verabreichen. Warum die Nahrungsaufnahme mittels Sonde nicht unter den Begriff „Essen" fällt, sondern unter den Begriff „medizinische Tätigkeit", das wäre ebenfalls zu klären. 

Hier sollte auf jeden Fall eine Gleichbehandlung im Sinne der behinderten Kinder und ihrer Eltern in dieser Stadt sichergestellt werden. Denn Krankenschwestern sind ja, wie schon der Name sagt, für Kranke da und nicht dazu, Essen oder Nahrung zu verabreichen. (Beifall bei der ÖVP.)

Fakt ist, hier bedarf es einer rechtlich sauberen Lösung zur Absicherung aller Beteiligten, unabhängig von den zuständigen Magistratsabteilungen. Ich fordere die Stadtregierung und den zuständigen Landeshauptmann auf, hier rasch tätig zu werden, denn mit jedem Jahr, das ohne Verbesserung der gesetzlichen Regelung für die Betroffenen verstreicht, nehmen wir vielen Kindern die Chance zur erfolgreichen Integration und damit einen wichtigen Teil für die Zukunft dieses Landes.

Meine Damen und Herren! Die Sozialhilfe wurde auch schon angesprochen. Da gab es einen Fall, wo zum Beispiel einem Sozialhilfeempfänger, einem Akademiker mit Hauptwohnsitz in Wien, die Sozialhilfe gestrichen wurde, weil er zugleich in Niederösterreich bei seinen Eltern als Zweitwohnsitz gemeldet ist. Die Betreuerin im Sozialamt, die neu war, war der Ansicht, dass dies nicht sein darf. Hier wurde von der MA 40 einfach vorschnell gehandelt und rasch zum Abmelden gedrängt, ohne genau zu prüfen, ob es sich um einen Nebenwohnsitz handelt oder ob Gründe für die Notwendigkeit dieses Nebenwohnsitzes vorliegen. 

Wieder ein Appell an die Stadtregierung: BetreuerInnen des Sozialamtes sollten hinsichtlich der rechtlichen Gegebenheiten, ob ein Zweitwohnsitz oder eine spätere Übernahme der elterlichen Wohnung sozusagen gewährleistet ist, entsprechend geschult werden, um künftig diese vorschnellen Entscheidungen, wie sie in diesem Fall erfolgte, zu vermeiden.

Zum Thema Sozialhilfe liegen uns mehrere Fälle vor, die ich jetzt nicht einzeln aufzählen will. Aber einen sehr schweren Missstand möchte ich hier von dieser Stelle noch anmerken, und zwar geht es da um die Auszahlung der Mietbeihilfe. Hier kommt es zu Schwierigkeiten, weil BezieherInnen der Mietbeihilfe teilweise acht Monate auf Aufzahlung warten. Sozialstadträtin Wehsely führte an, dass es auf Grund der starken Zunahme von AntragstellerInnen zu längeren Wartezeiten kommen kann.

Meine Damen und Herren! Wieder einmal müssen wir feststellen: Wer auf Missstände nicht nur reagiert, sondern agiert, der würde sich vermutlich all die Fälle und vor allem die Gründe dazu ansehen, weshalb es zu einer immer höheren Anzahl von SozialhilfeempfängerInnen, speziell in Wien, kommt. Mehr Personal ist die eine Seite, aber was tut denn die Stadt, um die Jahr für Jahr steigende Zahl der Fälle zu senken? Investitionen in Ausbildung und Wirtschaftsstandort, wie wir sie immer wieder fordern, wären eine wichtige Grundvoraussetzung für eine moderne Sozial- und Wirtschaftspolitik, gerade in Wien. 

Und auch der Umgang mit Sozialhilfewerbern ist verbesserungswürdig. Die Volksanwaltschaft kritisiert im vorliegenden Bericht, dass im Gespräch mit hilfesuchenden Menschen auf die damit verbundenen Rechtsfolgen mehr geachtet werden müsste. Zum Beispiel: Wann wurde der Antrag gestellt? Warum ist die Einhaltung der vereinbarten Termine wichtig? Welche Fristen laufen ab wann?

Frau StRin Wehsely entgegnete, dass ein Informationsblatt auf alle Fristen und Besonderheiten hinweist. Wir als ÖVP-Fraktion haben mehrmals darauf hingewiesen, dass die Bescheidausstellung bei Sozialhilfe nur schriftlich erfolgen sollte, um die von der Volksanwaltschaft aufgezeigten Probleme in der Praxis erst gar nicht entstehen zu lassen. Die Betroffenen sind teilweise überfordert oder auch nervös – denn Sozialhilfe zu beziehen, ist ja nicht gerade angenehm –, wenn sie sozusagen vor dem Amt sitzen und entscheiden sollen zwischen rechtlich verbindlichen Auskünften und rechtlich verbindlichen mündlichen und schriftlichen Bescheiden. 

Gegen Bescheide ist ja bekanntlich innerhalb einer gewissen Frist Berufung möglich, und daher bringen wir, meine Damen und Herren, zur effektiven Sicherung der rechtlichen Möglichkeiten für Wiener SozialhilfewerberInnen folgenden Beschlussantrag ein:

„Der Landtag möge beschließen: Die positive Satzung und Verankerung der Bescheidausstellung betreffend die Zuerkennung beziehungsweise Ablehnung von Sozialhilfeleistungen wird wieder in den Text des Wiener Sozialhilfegesetzes aufgenommen. 

Der zweite Satz möge daher lauten: Sowohl die Zuerkennung als auch die Ablehnung hat durch schriftlichen Bescheid zu erfolgen. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung.“ (Beifall bei der ÖVP.)

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Entzug des Gehbehindertenausweises wurde von meiner Kollegin Smolik bereits angesprochen. Darüber hinaus möchte ich gern anmerken: Erst die Order des Herrn Bürgermeisters war notwendig, um dem Anliegen des Betroffenen stattzugeben, obwohl mehrere ärztliche Gutachten bestätigt hatten, dass eine Gehbehinderung vorgelegen ist. Das ist für mich, meine sehr verehrten Damen und Herren, Sozialpolitik der Gutsherrenart, wenn Betroffene erst zum Bittsteller werden müssen und zum Stadtoberhaupt pilgern müssen, bevor sie bekommen, was ihnen per Gesetz zusteht. 

Darüber hinaus, meine sehr verehrten Damen und Herren, erlaube ich mir die Frage: Welchen Stellenwert haben eigentlich fachärztliche Gutachten, die von AntragstellerInnen beigebracht werden, für die Entscheidungsfindung des Magistrats? Offenbar keinen allzu hohen, wenn AmtsärztInnen medizinisch fundierte und begründete Fakten einfach vom Tisch wischen. Es ist für mich vollkommen unverständlich, dass mehrere Fachärzte eine Gehbehinderung feststellen, und für die Bewilligung einzig und allein das Urteil eines Amtsarztes bindend ist, und noch dazu, wie wir ja in dem vorliegenden Fall wissen, ein anderer Amtsarzt die Gehbehinderung dann ebenfalls festgestellt hat.

Ein weiterer Fall, der von der Volksanwaltschaft beanstandet wurde und den ich von dieser Seite bereits thematisiert habe, ist die rechtswidrige Abweisung des Antrages auf Bescheiderlassung bei der erhöhten ambulanten monatlichen Pauschale. Der Unabhängige Verwaltungssenat erklärte, dies habe zur Folge, dass auf die Frage, ob eine beantragte Leistung nach dem Wiener Behindertenhilfegesetz gewährt werden kann beziehungsweise in einer der vorgesehenen Maßnahme Deckung findet, nicht im Verfahren oder die Zulässigkeit einer Bescheiderstellung zu prüfen ist, sondern über diese Frage selbst ein Bescheid zu ergehen habe.

Nun, meine Damen und Herren, die erhöhte ambulante monatliche Pauschale gehört der Vergangenheit an. Sie wurde durch die Pflegegeldergänzungsleistung der Persönlichen Assistenz ersetzt. Nichtsdestotrotz verlangen wir in diesen Fällen eine automatische, unverzügliche Bescheidausstellung im Falle einer Ablehnung und bringen daher folgenden Beschlussantrag zur Novellierung des Wiener Behindertengesetzes ein:

„Der Landtag wolle beschließen, unter Einbeziehung von ExpertInnen und Betroffenen, speziell aus dem Bereich der Interessensvertretung behinderter Menschen, einen Entwurf für die Novelle des Wiener Behindertengesetzes zu erarbeiten, um dadurch Menschen mit Behinderung die Ausübung ihrer in der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderung bereits anerkannte Rechte im vollen Umfang zu sichern. Vor allem sollten die oben genannten Aspekte in die Novelle Eingang finden.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den Herrn Landeshauptmann verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 
Die fehlende Barrierefreiheit im Wilhelminenspital hat die Frau Kollegin Smolik ebenfalls bereits erwähnt. Ich möchte nur darauf hinweisen, dass die Grünen und wir gemeinsam einen Antrag eingebracht haben zur Evaluierung aller öffentlichen Gebäude, aber auch der zur Stadt Wien gehörenden Spitäler. Der wurde leider abgelehnt, aber wir werden nicht lockerlassen. Es braucht einen Etappenplan, um dem Behindertengleichstellungsgesetz bis 2016 im vollen Umfang Rechnung zu tragen. 

Meine Damen und Herren! Man liest auch schaurige Einzelfälle über den Umgang mit Menschen, die auf Pflegegeld angewiesen sind. Auch im aktuellen Rechnungshofbericht erfährt man, dass diese von der Volksanwaltschaft aufgezeigten Versäumnisse und Mängel keine bedauerlichen Einzelfälle sind, sondern Mängel im System darstellen. 

Da gab es ein Beispiel, dass die ärztliche Untersuchung einer minderjährigen Patientin erst vier Monate nach Antragsstellung erfolgt ist, und der positive Bescheid über die Erhöhung des Pflegegeldes traf erst nach fünfeinhalb Monaten ein. 

Frau StRin Wehsely hat dem Rechnungshof entgegnet, die Verzögerung wäre auf die Urlaubszeit und die Umstrukturierung der MA 15 sowie die Übersiedlung der gesamten Abteilung zustande gekommen, aber die wahren Gründe kann man ebenfalls im aktuellen Rechnungshofbericht lesen: Fünfeinhalb Monate von der Antragsstellung bis zum Bescheid liegen in Wien leider im Schnitt. Dazu wörtlich: „Die durchschnittliche Gesamtverfahrensdauer lag gemäß der jeweils zur Verfügung stehenden Auswertung in der MA 15 bei 152 Tagen, außerdem würde bei über einem Viertel der Anträge die Erledigung länger als ein halbes Jahr dauern." Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist für Betroffene schlichtweg untragbar. 

Die Volksanwaltschaft bringt es in ihrem Bericht auf den Punkt: „Eine überlange Verfahrensdauer führt somit wesensmäßig dazu, dass pflegebedürftige Menschen, die über keine finanziellen Reserven verfügen, in eine finanzielle Notlage gedrängt werden oder mangels finanzieller Ressourcen auf die Inanspruchnahme dringend benötigter gesundheitsrelevanter Leistungen sogar zeitweise verzichten müssen, was die Gefahr einer – Klammer: weiteren - Verschlechterung ihres Gesundheitszustandes oder ihrer Verwahrlosung in sich birgt." 

Wie wenig die Gemeinde Wien in der Lage ist, sich in die Lage mancher pflegebedürftiger oder behinderter Menschen zu versetzen, zeigt auch der Rechnungshofbericht, der kritisiert, dass Eltern zum Teil schwerstbehinderter Kinder die Außenstelle zur medizinischen Untersuchung im 20. Bezirk besuchen müssen. Hausbesuche gibt es hier nicht. 

Meine Damen und Herren! Ein weiterer Bereich, den wir auch seit Langem, und zwar alle Oppositionsparteien gemeinsam, angesprochen haben, ist das leidige Thema der Auslagerungen in dieser Stadt. Dadurch, dass die Gemeinde immer mehr in den Fonds oder in sonstige Unternehmen auslagert, die dann nicht der Kontrolle durch die Volksanwaltschaft im direkten Weg unterliegen, kann es zu entsprechenden Defiziten kommen. Das möchte ich an dieser Stelle, meine sehr verehrten Damen und Herren, noch einmal ausdrücklich erwähnen.

Ich erneuere daher unsere Forderungen, auch wenn es offenkundig auf Basis einer nicht wirklich sicheren Rechtslage funktionieren würde, dass man die gesetzliche Prüfungsbefugnis der Volksanwaltschaft für den Bereich des Fonds Soziales Wien verankert, sodass man wirklich alles tut, dass die Volksanwaltschaft nicht auf den angesprochenen Goodwill angewiesen ist, sondern hier auf gesetzlicher Basis agieren kann. 

Meine Damen und Herren! Ich komme damit auch schon zum Ende. Wir werden den Bericht der Volksanwaltschaft selbstverständlich zur Kenntnis nehmen. Ich hoffe, die Stadtregierung hat ihn sehr aufmerksam gelesen und nimmt diesen Bericht als Auftrag und sieht ihn als Arbeitsprogramm an für die kommende und nächste Legislaturperiode. 

Herzlichen Dank noch einmal den anwesenden Volksanwältinnen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. 

Bevor ich Frau Abg Klicka das Wort gebe, darf ich mich noch von Frau Volksanwältin Stoisits verabschieden. Sie muss leider wieder weg, aber ich denke, sie hat doch einen Eindruck von unserer Debatte hier mitgenommen, und ich wünsche ihr auch weiterhin alles, alles Gute. (Allgemeiner Beifall.) 

Frau Abg Klicka.

Abg Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Danke vielmals. – Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Volksanwältinnen! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Der Bericht der Volksanwaltschaft gibt uns natürlich als Stadt und als Politiker und natürlich auch für die Mitarbeiter wieder einige Empfehlungen, vor allem, wenn es in Richtung Sozialhilfebezieher geht, welche Maßnahmen noch verbesserungswürdig wären. 

Auf der anderen Seite können wir feststellen, dass es keine große Zahl von Missständen gibt, denn man muss ja auch die Relationen beachten. Unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Stadt Wien bearbeiten im Jahr 90 000 Fälle von Sozialhilfebezieherinnen und Sozialhilfebeziehern. Jene unglücklichen Fälle, die dann hier von der Volksanwaltschaft auch aufgezeigt werden und wo es Probleme gab, sind an zwei Händen abzuzählen. Das heißt, die Relation jener Klientinnen und Klienten, die zufrieden sind mit der Arbeit im Magistrat der Stadt Wien, ist sehr, sehr groß, und wir sind stolz darauf als Stadt Wien, unseren Bürgerinnen und Bürgern, die einer Hilfe und Unterstützung bedürfen, diese auch gewähren zu können. 

Die Unterstützung von so vielen Menschen erfordert natürlich auch Personal und gut funktionierende Abläufe. Deshalb wurde vor einigen Jahren in den Sozialzentren und Sozialreferaten schon ein Terminsystem eingeführt, um die Wartezeit für die Kundinnen und Kunden zu verkürzen und um ohne Druck im Hinblick auf andere wartende Personen, die dann schon angestellt sind, die Gespräche durchführen zu können. 

Bei den Fällen, die die Volksanwaltschaft aufgezeigt hat, ist es auch immer wieder zur Verzögerung gekommen, weil die Klienten selbst ihre Termine nicht in Anspruch genommen haben, weshalb es zu zwei oder drei Ersatzterminen kommen musste, um endlich diesen Fall auch bewältigen und abschließen zu können. Diese Notfallstermine und Ersatztermine werden auch umgehend vergeben, um den Lebensunterhalt der Antragsteller sichern zu können. 

Es ist auch so, dass eine einheitliche Auskunftserteilung und die Richtlinien bereits in den Informationsblättern niedergeschrieben sind, genauso wie die Richtlinien für die Bescheiderstellung und die Beeinspruchung. 

Viele Vorschläge sind umgesetzt, viele sind noch in Bearbeitung, um zur Verkürzung der Verfahrensdauer zu kommen. So werden in der MA 40 derzeit sämtliche Arbeitsprozesse durchforstet, überarbeitet und optimiert, und die EDV-mäßige Erfassung, um eine schriftliche Bescheiderstellung auch umsetzen zu können, ist derzeit im Gange. Die Tests dafür laufen bereits in einzelnen Zentren, und ab dem 1. Jänner 2009 werden alle Zentren am Netz sein. Dies bedeutet nicht nur eine Erleichterung für die Referentinnen und Referenten, weil eben einzelne Arbeitsschritte automatisiert durch die EDV durchgeführt werden, sondern es bedeutet auch viele Vorteile für die Kundinnen und Kunden. Einerseits verkürzt es die Wartezeit, weil diese Bescheide automatisiert sehr schnell ausgedruckt werden können, auf der anderen Seite bleibt dann aber auch mehr Zeit in dieser halben Stunde für ein Gespräch, das eben auch in einer sehr guten Atmosphäre durchgeführt werden soll. 

Ab Jänner 2009 wird auch mehr Personal zur Verfügung stehen – derzeit sind bereits die Gespräche für die Aufnahme im Gange –, sodass wir zuversichtlich sein können, dass jene Teile, die noch verbesserungswürdig sind, in Zukunft auch verbessert werden. 

Im Bereich der Mietbeihilfe, die Frau Kollegin Praniess-Kastner angesprochen hat, ist es auch so, dass das natürlich eine Nachberechnung ist. Diese Nachberechnungen entstehen dadurch, dass neue Mietenvorschreibungen kommen durch Betriebskostenabrechnungen oder Mietenveränderungen. Diese Nachberechnungen nehmen dann eine gewisse Zeit in Anspruch, aber auch da wird es durch die EDV-mäßige Erfassung zu Verbesserungen kommen. 

Weiters wurde noch der barrierefreie Zugang in den Spitälern und in den Amtshäusern angesprochen. Es ist für uns natürlich auch ein sehr, sehr großes Anliegen, dass das so rasch wie möglich durchgeführt wird. Die einzelnen Spitäler und einzelnen Häuser sind da auch sehr bemüht. Wir kennen aber alle unsere Einrichtungen, von denen manche über hundert Jahre alt sind, sodass es nicht ganz so einfach möglich ist, sofort eine Umrüstung vorzunehmen. Es wird aber in allen kollegialen Führungen darauf Rücksicht genommen, und diese Verbesserungsmaßnahmen werden in die Zielpläne eingebracht. 

Zur Bescheiderstellung für die Pflegegeldeinstufung möchte ich noch sagen, dass die MA 40 für die Bescheiderstellung nur fünf Tage benötigt. Das ist auch nachgewiesen und dokumentiert. Leider kommt es bei Beantragung einer Pflegegeldeinstufung immer wieder auch zum unvollständigen Vorliegen von Dokumenten oder es fehlt der Befund des Arztes, sodass dann auch eine längere Wartezeit in Bezug auf die amtsärztliche Begutachtung zustande kommt. Wir sind jedoch bemüht, diese Einstufungen so rasch wie möglich durchzuführen. 

In Bezug auf das Pensionistenwohnheim möchte ich nur noch mitteilen, dass der Neubau und die Veränderungen ein einstimmiger Beschluss im Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser war, der von allen Parteien gefasst wurde, und dass es bei solchen Neubauten oder Umbauten immer wieder auch zu individuellen Lösungen kommen muss. Es ist aber so, dass mit jedem Klienten und jeder Klientin, die ein Ansuchen aufleben lässt, dass sie in ein Wohnhaus einziehen möchte, individuelle Lösungen gefunden werden, weil es natürlich auch von der Möglichkeit des Einzuges abhängt, ob in kurzfristiger Zeit ein Appartement frei wird oder nicht. Wir haben aber Sozialarbeiterinnen in der Direktion in der Seegasse, die bei einem Auflebenlassen eines Antrages sofort die Gespräche aufnehmen und nach individuellen Lösungen suchen. 

Abschließend möchte ich mich ganz herzlich bei der Volksanwaltschaft und bei der Frau Volksanwältin bedanken für die gute Dokumentation auch der Einzelfälle, denn Einzelfälle helfen uns, daraus zu lernen und für alle Bürgerinnen und Bürger eine Verbesserung herbeizuführen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön. – Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Jung. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Frau Volksanwältin! Meine Damen und Herren! Ich kann mich kurz halten, obwohl das Thema, das angesprochen wird, für die Betroffenen ein sehr wichtiges ist. 

Es handelt sich hier um die Adoption von Kindern aus dem Ausland. Da sind in letzter Zeit einige sehr tragische Vorkommnisse bekannt geworden, die teilweise zumindest dubiose Praktiken und manchmal sogar kriminelle Praktiken in diesem Zusammenhang aufgezeigt haben.

Uns geht es darum, vor allem für die betroffenen Kinder, die man nicht hin- und herverschieben kann, eine ordentliche rechtliche Regelung herbeizuführen, denn die gegenwärtige ist im europäischen Rahmen unzureichend. In diesem Zusammenhang bringe ich den Beschlussantrag der Abgen Gudenus und Jung betreffend staatliche Organisation der Adoption ein. 

„Der Landtag möge beschließen: Das zuständige Mitglied der Landesregierung für Bildung, Jugend, Information und Sport wird aufgefordert, jene rechtlichen Voraussetzungen zu initiieren, damit die Adoption von Kindern aus EU-Ländern ausschließlich durch die staatlichen Stellen durchgeführt, erleichtert und beschleunigt werden kann, wobei sichergestellt sein muss, dass das Instrumentarium der Adoption weder für Zwecke des Kinderhandels noch der Entführung missbraucht wird. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung beantragt.“ – Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile ihm das Wort. 

StR David Ellensohn: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Ich möchte mich nur mit dem Kapitel Sozialhilfe beschäftigen und dabei auf zwei Punkte hinweisen, nämlich auf falsche Auskünfte zum einen und den Umgang mit Sozialhilfewerbern und -werberinnen zum anderen. 

Da gibt es mehrere Punkte, die vorkommen im Bericht des Herrn Dr Peter Kostelka über falsche Auskünfte, das inkludiert die Einstellung der Sozialhilfe wegen Nichtabmeldung eines Nebenwohnsitzes. – Das war falsch, denn es ist nicht notwendig, den Nebenwohnsitz abzumelden. 

Noch einmal eine falsche Auskunft wegen Scheidung. Also Weiterbezug der Sozialhilfe nur dann, wenn eine Scheidung erfolgt. – Falsche Auskunft. War nicht notwendig. 

Dann das Versagen der Sozialhilfe wegen eines Eintrags in ein Firmenbuch. – Falsche Auskunft. Ein Firmenbucheintrag spielt keine Rolle bei der Erteilung der Sozialhilfe. 

Das sind nicht alle Fälle, das sind einmal drei exemplarische Fälle, die hier als drei Einzelfälle stehen, und die Frau Klicka hat in ihrer Wortmeldung gemeint, man kann die Fälle, bei denen sich Menschen beschweren über den Umgang mit ihnen oder über Fehler, die passieren, an zwei Händen abzählen. An zwei Händen schon, aber von vielen Leuten. Natürlich kommt nicht jede Person, die ein Problem hat, zur Volksanwaltschaft, aber alleine – ich nehme an, es geht den anderen Oppositionsparteien auch nicht anders als den Grünen – die Fälle, die wir alle hören zwischendurch, wo sich jemand beschwert und wo man auf kurzem Weg einzugreifen versucht – es ist ja nicht alles eine mediale Geschichte –, das sind nicht fünf oder zehn im Jahr, sondern natürlich ein Vielfaches davon. Und das ist ja immer nur die Spitze des Eisberges, die sich da wiederfindet.

Diese falschen Auskünfte passieren ja nicht absichtlich. Man sollte, bevor man die Augen verschließt davor und sagt, es kommt eh nicht vor oder es ist ganz selten, überlegen, warum das passiert. Da sitzt ja nicht ein Beamter oder eine Beamtin, die absichtlich sagen, heute will ich jemandem schaden, dem sage ich heute, wenn du dich nicht scheiden lässt, bekommst du keine Sozialhilfe. Das passiert ja aus anderen Gründen. 

Was ich besonders traurig finde, ist, der „Umgang mit Sozialhilfewerbern ist verbesserungsbedürftig" – so heißt das Kapitel –, und der Herr Kostelka, der ja der Sozialdemokratie zuzurechnen ist, formuliert das sehr verklausuliert, nämlich so, dass ich es gerne zitierten möchte: 

„Wenngleich derartige Beschwerdevorwürfe im Rahmen volksanwaltschaftlicher Prüfungsverfahren teilweise nur schwer zu objektivieren sind, so ist doch festzuhalten, dass die der Volksanwaltschaft vorgelegten Verwaltungsakten tatsächlich mitunter darauf hindeuten, dass in der Kommunikation mit den Hilfe suchenden Menschen in einigen Fällen durchaus Verbesserungspotenzial vorhanden ist, das im Sinne einer bürgerfreundlichen Verwaltung auch ausgeschöpft werden muss." 

Das hat er sehr freundlich gesagt. Was er meint, ist: Bitte, mit den Leuten nicht so umgehen! Und wenn man es dann genauer nachliest, was er sagt, so heißt es da: „unfreundliches Verhalten", „missverständliche Auskünfte", „unzureichende Berücksichtigungen individueller Lebenssituationen". Und das sagen viele Leute. Das sagen ein paar den Volksanwälten und den Volksanwältinnen, das sagen ein paar den anderen Parteien, wahrscheinlich auch ganz viele der Sozialdemokratie selbst – die Fälle, die wir bearbeiten, sind ja nicht die einzigen Fälle –, und die Frage ist: Wie löst man das jetzt? Und wenn sich die Zahl der SozialhilfeempfängerInnen in Wien seit dem Jahr 2000 verdoppelt hat, dann muss man sich überlegen, ob man mit dem bestehenden Personal auskommt oder nicht. 

Ein gutes Beispiel ist dafür immer die SchuldnerInnenberatung. Die hat einfach ihr Modell umgestellt, denn so viel mehr Leute hat sie nicht bekommen, wie sie Kundschaft bekommen hat. Jetzt geht es schnell dort. Jetzt gibt es nur noch eine Konkursberatung. Nicht weil die MitarbeiterInnen dort nicht wollen, aber da geht sich nichts anderes mehr aus. Da gibt es keine SchuldnerInnenberatung, sondern es gibt noch mehr oder weniger ein Formular mit einer kleinen Hilfe, wie man das schnell ausfüllt. Fertig! Viel mehr als zehn Minuten pro Person gibt es dort nicht. 

Wenn man mit einer so hohen Zahl von SozialhilfeempfängerInnen konfrontiert ist – ich möchte mich jetzt gar nicht darüber auslassen, wer da aller zuständig ist dafür –, dann hat man zu überlegen, ob man mit dem bestehenden Personal auskommt oder nicht. Und ich sage in Anlehnung an einen Film: Das sind Frauen und Männer am Rande des Nervenzusammenbruchs. Die haben Arbeit Ende nie, die kommen alle hinten und vorne nicht mehr zusammen, und am Ende kommt dann heraus: Eine falsche Auskunft da, eine falsche Auskunft hier. Da gibt es Leute, die fallen um ihre Sozialhilfe um wegen dieser Auskünfte, und nicht alle kommen irgendwo über einen zweiten Weg her, sondern die sitzen dann zu Hause und machen nichts. 

Und die Auskünfte sind in vielen Bereichen falsch, wie man in diesem Bericht lesen kann. Vieles andere kann man auch lesen, auf das ich nicht eingehe, aber die SozialhilfeempfängerInnen gehören zu den Ärmsten in dieser Gesellschaft, um die muss man sich mehr kümmern. Dringend notwendig ist ein Ausbau all dieser Stellen in personeller Hinsicht. Das würde mich freuen, wenn ich das im nächsten Jahr in irgendeinem Budget wiederfinden würde. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Anger-Koch.

Abg Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Volksanwältin! Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir wertschätzen sehr die Berichte der Volksanwaltschaft, weil sie eben Systemfehler anzeigen und Einzelfälle aufzeigen, die für viele stehen. 

Eines, was wirklich sehr schlimm ist und auch hier im Bericht sehr gut herauskommt, ist die Problematik der Auslandsadoptionen, wo wir ja auch einen konkreten Fall aufgezeigt bekommen haben von dem Verein „Family for You", wo da die Ereignisse gerade mit der Äthiopien-Adoption zu hinterfragen sind. 

Der Verein „Family for You" wird verdächtigt, im Ausland eine dubiose Mittelsperson eingesetzt zu haben, die sich nicht an die Adoptionsbestimmungen gehalten hat. Die Adoptionsbestimmungen, welche im Haager Abkommen drinnen stehen, sehen vor, dass jede Adoption das Wohl des Kindes im Blickfeld zu halten hat. Das war bei den zwei Kindern, die in Äthiopien adoptiert wurden, nicht der Fall. Hier wurden falsche Daten angegeben. Die Kinder wurden als jünger angegeben, als sie tatsächlich waren, sie wurden als Geschwisterpaar nach Österreich gebracht, und – was auch ganz wichtig ist – diese Kinder hätten aus einem Waisenhaus sein sollen, was jedoch nicht der Fall war. Und das ist schlimm. Dieser Fall aus Äthiopien hat quasi ein Kind in eine sehr zerrissene Situation gebracht, und es wurde nicht im Sinne des Kindeswohles agiert. 

Dieser hier angesprochene Verein „Family for You" ist ein freier Träger der Wiener Jugendwohlfahrt, der MA 11. Es wäre an und für sich die Aufgabe der MA 11 gewesen, dieses Adoptionsverfahren zu begleiten, zu überwachen und zu kontrollieren. Es sind quasi die Aufgaben und die Aufsichtspflicht von der MA 11 nicht wahrgenommen worden. Es wurde nur eine einmalige Eignungsfeststellung der Obfrau dieses Vereines gemacht, und da hat es eigentlich gereicht, dass sie angegeben hat, sie habe selber zwei Kinder aus Indien adoptiert. Also dass das eine Eignung ist, dass man Eltern bei einer Adoption berät, glaube ich kaum. (Beifall bei der ÖVP.)
Darüber hinaus haben wir auch eine Anfrage gestellt, um genau die Arbeit der MA 11, der Jugendwohlfahrt, wie es bei diesem Fall war, zu durchleuchten. Wir haben nur eine sehr lapidare Antwort bekommen. 

Eigentlich gehört diesem Verein die Lizenz entzogen, was aber nicht passiert ist, und ich danke der Volksanwaltschaft, dass sie das noch einmal in ihrem Bericht niedergeschrieben hat. Wir fordern eigentlich, dass diese Lizenz endgültig entzogen wird, sodass weitere Tätigkeiten unterbleiben. Es wird kolportiert, dass im Juni noch einmal vier Kinder aus Kambodscha adoptiert werden durften durch „Family for You", obwohl der Verein offiziell gar nicht mehr tätig sein darf. 

Wir fordern und halten es für unabdingbar, in diesem Bereich eine weitere Kontrolleinheit zu schaffen, die die Rechtmäßigkeit von internationalen Adoptionen im Vorfeld prüft. 

Nochmals herzlichen Dank an die Volksanwältin für diesen ausführlichen Bericht. Man kann nur hoffen, dass dies ein Einzelfall bleibt und dass nicht noch mehrere Fälle zum Vorschein kommen. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Baxant.

Abg Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Volksanwältin! 

Nach der Durchsicht des Volksanwaltschaftsberichtes ist mir aufgefallen, wie interessant die Materie ist. Sie bewegen sich ja ständig in einem Spannungsfeld, das ich dreiteilen würde: 

Einerseits sind es alltagspraktische Verfehlungen, die sofort abgestellt werden können, wenn man den Finger darauf hält. Beamtenalltag ist natürlich sehr anstrengend, und da kann einiges passieren. 

Andererseits geht es um geltende Gesetze, die Sie sich anschauen, und nach reiflicher Überlegung kommen wir beziehungsweise auch der Bundesgesetzgeber oft zu dem Schluss, dass man einiges anpassen muss. 

Und zum Dritten – und ich glaube, das ist der interessanteste, aber vor allem auch der spannendste Teil Ihrer Aufgabe – sind es die ideologischen Auffassungsunterschiede. 

Ich sage einmal, der Volksanwaltschaftsbericht kommt mit diesen Spannungsfeldern sehr gut zu Rande, und ich meine, Sie haben eine sehr gute Arbeit geleistet. Dafür danke ich Ihnen auch im Namen des Wiener Landtages. (Beifall bei der SPÖ.)
Ihr Bericht ist sehr spannend, er ist aufschlussreich, er ist fair, er ist umsichtig, er ist ergebnisorientiert, und er ist – das ist das ganz Wichtigste – kritisch-konstruktiv. Die Stadt Wien nimmt diesen Bericht sehr ernst. Ich möchte exemplarisch ein paar Beispiele dafür anführen, dass wir den Bericht nicht nur lesen, sondern ihn uns auch zu Gemüte führen und, wenn es notwendig ist, auch Veränderungen ansetzen, wie zum Beispiel bei der heute schon geführten Diskussion um die Diskriminierung. Da haben wir sofort Maßnahmen ergriffen. 

Das sind einerseits strukturelle Maßnahmen. Es ist seit Kurzem so, dass 4 Kompetenzzentren darüber entscheiden, ob Diskriminierung vorliegt oder nicht, und nicht mehr so, wie es früher einmal war, 19 Magis-
tratische Bezirksämter. Diese Bezirkszentren, diese Kompetenzzentren sind mit MitarbeiterInnen ausgestattet, die sehr kompetent sind und sich mit dem Thema Diskriminierung sehr gut auseinandersetzen. 

Andererseits sind politische Maßnahmen gesetzt worden. Die Stadt Wien tritt der Städtekoalition gegen Rassismus bei. Es ist auch eine überparteiliche Koalition gegründet worden, bestehend aus der Kollegen Ekici von der ÖVP, der Kollegin Korun von den Grünen und unserer Nurten Yilmaz, die Maßnahmen vorschlagen werden, und die Stadt Wien wird auf diese Maßnahmen auch im internationalen Kontext hinweisen und diese auch einfordern.

Wenn es um die Integration behinderter Kinder geht, suchen die Magistratsdienststellen der Stadt Wien natürlich nach zielgruppenspezifischen Kindergärten. So wird zum Beispiel im Spital Nord jetzt so ein Kindergarten neu gebaut. Die MA 10 bemüht sich mit aller Kraft, individuelle Lösungen zu finden, auch wenn es oft nicht leicht ist. Trotzdem ist der Anspruch da, und die von Ihnen empfohlene Haftpflichtversicherung ist auch schon Realität.

Oder: Die Volksanwaltschaft vertritt gemeinsam mit der MA 11 und der Stadt Wien die Forderung nach einem realitätsnahen Auslandsadoptionsgesetz, welches den Missbrauch verunmöglicht und das Wohl des Kindes als oberste Prämisse ansieht.

Zum Beispiel ist der Respekt der Stadt Wien und dieses Hohen Hauses vor dem Bericht der Volksanwaltschaft auch zu sehen im Hinblick auf den Fall der nicht anerkannten Heiratsurkunde einer ungarischen Staatsbürgerin. Auch hier sind sofort Maßnahmen gesetzt worden, um solche bürokratischen Fehler in Zukunft hintanzuhalten. 

Das heißt, ich danke Ihnen noch einmal für den guten Bericht, der viel Aufschluss gegeben hat, und ich kann Ihnen versichern, dass dieses Hohe Haus Ihre Arbeit mit Respekt beurteilt. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Ebinger. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren! 

In der Präsidiale wurde vereinbart, dass ich unter dem Punkt Volksanwaltschaft zu einem ein bisschen anderen Thema reden kann. So völlig unpassend ist das Thema nicht, denn die Volksanwaltschaft beschäftigt sich mit der Anpassung von Gesetzen, die nicht mehr zeitgemäß sind, und damit passt das Thema eigentlich auch voll hinein, und zwar geht es bei meiner Rede um das Orthodoxengesetz von 1967. Wir haben diesbezüglich einen Antrag eingebracht, der in den zuständigen Ausschüssen diskutiert werden wird, und er lautet:

„Der Bundesgesetzgeber wird aufgefordert, jene rechtlichen Grundlagen zu schaffen, damit andere orthodoxe Glaubensgemeinschaften wie beispielsweise jene der Russen und Serben der griechisch-orthodoxen - Klammer: griechisch-orientalischen - Kirche gleichgestellt werden." 

Bevor das jemand anderer sagt: Ich hoffe, dieser Rechtschreibfehler hier bei „griechisch" wurde ausgebessert. Bei meinem Exemplar ist er noch nicht ausgebessert. 

Zur historischen Situation: Die historische Situation ist die, dass das Toleranzpatent von Joseph II. zwei griechisch-orthodoxe Gemeinden als griechisch-orientalisch-orthodoxe Gemeinden in Österreich zugelassen waren, und diese Vorherrschaft hat sich irgendwie tradiert und ist dann 1967 in das Orthodoxengesetz eingeflossen. Das bedeutet in der Praxis, dass das Gesetz eine Vorherrschaft des Ökumenischen Patriarchats von Konstantinopel vorsieht. Es gibt neun Patriarchate, das Ehrenpatriarchat ist das von Konstantinopel. 

Das heißt für die Praxis, dass jegliche Religionsausübung, juristische Beziehungen zwischen den einzelnen Kirchen und der Republik Österreich, soziales Engagement, all diese Dinge, über den zuständigen Bischof, den Metropoliten von Austria, das ist der Bischof des Ökumenischen Patriarchats von Konstantinopel, abgewickelt werden müssen. Es besteht sozusagen eine Vormachtstellung kraft Gesetzes. 

Jetzt ist dieses Gesetz 1967 geschaffen worden, also in einer Zeit, wo die Gastarbeiterfrage erst begonnen hat, wo praktisch Griechisch-Orthodoxe den größten Anteil der hier lebenden Staatsbürger ausmachten, die diese Religion ausgeübt haben. Mittlerweile haben sich die Zeiten geändert. Wir haben in Österreich zirka 400 000 orthodoxe Christen, von denen nur 18 000 griechisch-orthodoxe sind. Die anderen teilen sich auf in bulgarisch-, rumänisch-, russisch- – immer stärker werdend russisch – und 300 000 serbisch-orthodoxe Christen. 

Die russisch-orthodoxe Kirche hat schon vor Jahren versucht, im Unterrichtsministerium Anträge zu stellen, dass die Diözese, die sie hier sozusagen einseitig eingerichtet hat, staatlich anerkannt wird. Diese Ansuchen werden nicht einmal beantwortet bislang. 

Das Ganze hat jetzt natürlich auch eine politische Brisanz, weil das Oberhaupt der russisch-orthodoxen Kirche, der Patriarch Alexej II., im Dezember nach Wien kommt, um einerseits die Kirche zum Hl Nikolaus im 3. Bezirk, die jetzt renoviert wurde, neu einzuweihen – übrigens die größte russisch-orthodoxe Kirche Mitteleuropas – und andererseits ihr Anliegen der staatlichen Anerkennung einer Diözese voranzutreiben. Unabhängig davon hat die serbisch-orthodoxe Kirche mit ihrer überwältigenden Anzahl von Gläubigen ebensolche Vorstöße gemacht, die bislang nicht einmal gehört wurden. 

Und das ist auch keine FPÖ-Idee, sondern ich darf hier zitieren. Am 4.9. hat zum Beispiel der renommierte Ordinarius für Religionsrecht, Prof Richard Potz, beim Jour fixe des Verbandes katholischer Publizisten gesagt: „Im derzeitig gültigen Orthodoxengesetz aus dem Jahre 1967 ist nur die Anerkennung der Diözese des Ökumenischen Patriarchats vorgesehen. Andere orthodoxe Kirchen werden nur über ihre Gemeinden registriert." 

„Potz wies darauf hin, dass vor allem von Seiten der russischen Orthodoxie der Druck immer größer werde, auch die russische Diözese in Österreich endlich anzuerkennen. Es sei jedenfalls nicht einzusehen, warum sich die zuständigen Stellen bisher geweigert haben, hier Maßnahmen zu ergreifen. Damit mische man sich letztlich auch auf unzulässige Weise in innerkirchliche Auseinandersetzungen zwischen Konstantinopel und Moskau ein. Schon eine kleine Änderung im derzeitigen Gesetz würde genügen, um allen orthodoxen Kirchen die grundsätzliche juridische Möglichkeit zur Errichtung von Diözesen in Wien zu eröffnen."

Das meinen wir auch, darum bemühen wir uns auch und werden uns weiterhin bemühen, und ich hoffe, meine Damen und Herren – wir haben eine sehr lange Begründung bei diesem Antrag, den wir hoffentlich diskutieren werden in den gegebenen Ausschüssen –, auf die Unterstützung der anderen Fraktionen, dass diese Gleichstellung endlich erfolgt. 

Ich bin ein bisschen skeptisch, wenn ich mir anschaue, wie in diesem Rechtsbereich Gesetz geschaffen wird. Denn wenn man sich das Orthodoxengesetz von 1967 ansieht, so steht in den Schlussbestimmungen, damit tritt außer Kraft beispielsweise die Verordnung des Kriegsministers der königlich ungarisch-siebenbürgisch-kroatisch-slavonisch-dalmatinischen Hofkanzlei vom 29. November 1864. 1864! 

Ich hoffe nicht, dass es hundert Jahre dauern wird, bis dieses überalterte und überhaupt nicht mehr den tatsächlichen Gegebenheiten in Österreich entsprechende Gesetz angepasst wird. – Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Ich darf jetzt die Frau Volksanwältin Dr Gertrude Brinek um ihre Wortmeldung beziehungsweise ihre Stellungnahme zu unseren Wortmeldungen bitten.

Volksanwältin Dr Gertrude Brinek: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Hoher Landtag! Geschätzte Damen und Herren! 

Ich möchte noch einmal zwei aufklärende Sätze zur Entschuldigung meiner AmtskollegInnen vorbringen. Volksanwalt Kostelka ist beim ORF bei der Fernsehaufzeichnung, und Kollegin Stoisits musste jetzt dorthin aufbrechen. Also das ist nicht eine ungewöhnliche Verhaltensweise oder mangelnde Wertschätzung Ihrer Debatte und Ihren Beiträgen gegenüber, sondern das ist auch Teil unserer Arbeit und unserer Pflicht.

Ich möchte auf ein paar Wortmeldungen, die mir signifikant und exemplarisch erscheinen, eingehen, mich zu Beginn aber sehr herzlich bei den Mitarbeitern der Magistratsdirektion bedanken. Ohne sie wären viele Prüfverfahren, das heißt, unsere Prüfungsarbeit, nicht in dem Maße und dieser vertiefenden Art möglich gewesen. Wir leben auch von der Kooperation mit den Behörden, mit den Ämtern und so auch mit der Magistratsdirektion Wien. Vielen Dank auch im Namen meiner Amtskolleginnen und Amtskollegen.

Damit Sie sich vergegenwärtigen können, von welchen Zahlen beziehungsweise welchem Arbeitsumfang wir sprechen: In Österreich wandten sich im Jahr 2007 mehr als 15 000 Rat- und Hilfesuchende an die Volksanwaltschaft. Sie taten das mündlich, schriftlich, über das stark nachgefragte Online-Beschwerdeformular und auf vielfältigem Wege auch über moderne Medien, die wir noch gar nicht genug schätzen. 

Nach diesen ersten Kontakten haben wir in Österreich Prüfungsverfahren im volksanwaltschaftlich engen Sinne in mehr als 6 100 Fällen eingeleitet. 

Für Wien kennen Sie das Zahlengerüst: 2 271 Kontakte, davon wurde im Falle von 695 Beschwerden ein Akt angelegt und ein aufwendiges, sorgfältiges Prüfungsverfahren eingeleitet.

Damit bin ich schon bei der Bemerkung, die StR Ellensohn gemacht hat im Zusammenhang mit Abg Klicka. Wir kennen die Fälle nicht, die uns nicht kennen, die nicht wissen, dass es kostenlos, also unentgeltlich Rat und Hilfe gibt, und wir kennen die Fälle nicht, für die die Volksanwaltschaft noch eine zu große Hürde darstellt. Ich darf darauf hinweisen, dass es von meinem Geschäftsbereich aus beabsichtigt ist, wieder zu beginnen, in den Magistratischen Bezirksämtern oder in anderen atypischen Orten außer der Singerstraße 17 Sprechtage und Sprechstunden abzuhalten.

Ich denke, es ist an uns, den Bürgerinnen und Bürgern entgegenzukommen und so zu verfahren, wie das Abg Klicka angemerkt hat, nämlich kundInnenfreundlich. Wir ringen auch noch um ein Weiteres: Was ist denn das für ein Verhältnis zwischen dem Beschwerdeführer, der Beschwerdeführerin und uns als prüfende Stelle, als auf Basis der Bundesverfassung arbeitende Einrichtungen, Kontrolleinrichtungen der Verwaltung? Sind das Kunden, sind das Partner, sind das Fragesteller? Wer sind diese Bürgerinnen und Bürger, zu denen sich ja auch unser Verhältnis ausdrückt?

Also wir müssen auch überlegen, wie viele kommen und kommen auch mit der Information, sie hätten erst seit Kurzem realisiert, dass es uns gäbe und sie wüssten jetzt endlich, wo sie ihre Sorge abladen können und Hilfe bekommen. Hinter diesen Zahlen stecken Schicksale, hinter diesen Zahlen stecken Menschen, Familien, ökonomische Verluste, soziale Verluste und vieles andere mehr. Also wir vergegenwärtigen uns in der Volksanwaltschaft sehr, dass das nicht bloß „Fälle“ sind.

Ich möchte auch, ich konnte das schon persönlich tun, Präsident Hatzl alles Gute für seinen neuen Lebensabschnitt zu wünschen.

Ich habe mir ganz besonders, nicht nur, weil es mein Zuständigkeitsbereich ist, den Geschäftsbereich Friedhöfe herausgesucht. Dieser kommt das letzte Mal in einem Bericht an den Landtag vor, weil es aktuell ein ausgegliederter Bereich ist. Nur die Beschwerdeführer, wollen wir sie so jetzt nennen, weil wir sie gegenwärtig noch so nennen müssen, die interessiert das gelinde gesagt nicht. Die kommen mit ihren Beschwerden und sagen: Wer hilft mir jetzt? Umgestürzter Baum, Grabstelle beschädigt, Haftungsfragen ungeklärt - da hilft es im Einzelfall hoffentlich und auch in Zukunft, dass über den Kulanzweg und über das gute Einvernehmen Möglichkeiten mit der Versicherung gefunden wurden, dass der Schaden bezahlt wird. Aber das nützt nicht systematisch und Sie wissen genau, wenn ich als prüfende Stelle auf eine freundliche Auskunft angewiesen bin, hat das eine andere Qualität als wenn ich mit einer bestimmten gesetzlichen Fundierung und auf einer Basis der bundesverfassungsmäßigen Gültigkeit kooperieren und den Prüffall aufklären kann. Also die Kann-Bestimmung, das freundliche Entgegenkommen ist das eine und die Berechtigung, auf Augenhöhe einander zu begegnen, ist die andere Geschichte.

Ich weise in diesem Zusammenhang darauf hin, dass es auch in einem anderen Fall - Bundeszuständigkeit AMS - absolut möglich war, einfachgesetzlich die Zuständigkeit der Volksanwaltschaft beizubehalten. Also ich würde mich freuen, wenn es weiter eine Diskussion dazu gibt, ob man nicht über einfachgesetzliche Maßnahmen die Zuständigkeit der Volksanwaltschaft auch da sicherstellt, wo es um ausgegliederte Bereiche geht.

Ich bedanke mich in dem Zusammenhang auch sehr für die Anregungen, die aus den Debattenbeiträgen gekommen sind. Also ich denke, Abg Günther hat auf diese Problematik hingewiesen. Frau Praniess-Kastner hat eben diesen roten Faden der Missstände aufgezeigt und gesagt, wie das eben mit Einzelfalllösungen ist und mit dem Systemfehler, der damit nicht behoben ist.

Ich bedanke mich auch für den Mehrparteienantrag, der auf Behinderung, auf die Causa Behinderung im Antidiskriminierungsgesetz hingewiesen hat und ich erwähne, dass zum Beispiel bei uns darüber Klage geführt wird, dass es in den Magistratischen Bezirksämtern absolut nicht sicher ist, ob man dort barrierefrei zu seinem Recht kommen kann. Vielleicht ist es notwendig, über Sondergelder, über andere Anstrengungen zu erwirken, dass diese Barrierefreiheit wirklich gewährleistet ist. Die Bezirke sagen durchwegs, sie fühlen sich nicht imstande, diese Sanierungen, diese Adaptierungen vorzunehmen, also ein Appell, über eine andere Form der Finanzierung in dem Zusammenhang nachzudenken.

Die Kollegen Abg Klicka und StR Ellensohn habe ich schon zitiert. Das ist die Spitze des Eisberges. Wie verhalten wir uns zueinander und es ist nicht so, wie der Abg Oxonitsch gesagt hat, durchwegs erfreulich, und ich kenne auch keine andere Position. Dem scheidenden Präsidenten Hatzl wäre niemals persönliche Verfehlung oder Verschulden nachzuweisen oder vorzuwerfen gewesen. Es geht aber nicht um Einzelverschulden oder um einzelne Verfehlungen, sondern es geht, wie Sie in den Wortmeldungen durchwegs gezeigt haben, um die Komplexität einer Materie, der nicht umfassend Genüge getan wurde oder es geht oft um Säumnisse. Es geht um unterschiedliche Interpretationen, um uneinheitliche Auffassungen und da ist der Rechtsstaat gefordert, um auch Doppelgleisigkeiten abzuschaffen und spezifische Interpretationen, die dann eben davon abhängen, bei welchem Kollegen in der Verwaltung, bei welchem Beamten bin ich gelandet und wie sieht das Ergebnis der Auskunftserteilung aus. Ich denke, an diesen Dingen werden wir arbeiten müssen.

Ich bedanke mich auch sehr für die wohlwollende und wertschätzende Evaluation unserer Arbeit. Ich nehme das gerne an unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit. Wir haben mehr als 35 Expertinnen und Experten, hoch anerkannte Juristinnen und Juristen und die damit zusammenhängende Verwaltung, ohne die funktionierte unsere Arbeit nicht. Wir bemühen uns auch, unseren eigenen Prinzipien gerecht zu werden. Ich bitte auch im Zusammenhang mit der von Frau Abg Anger-Koch angesprochenen Auslandsadoptions-Causa noch auf den Hinweis von Volksanwalt Kostelka hinweisen zu dürfen. Er hat ausgeführt, der Fall ist noch nicht abgeschlossen. Wir rechnen also entweder noch mit einem Berichtsteil, aber jedenfalls steht seine abschließende Einschätzung Ihnen allen ganz sicher auf Anfrage aktuell zur Verfügung. Also wenn Ihnen das wichtig ist, wenn Sie darüber Auskunft haben wollen, seien Sie so freundlich und wenden Sie sich an uns.

Meine Damen und Herren, die Frage der Ausgliederung, des roten Fadens der durchgehenden Debatte ist schon angesprochen worden. Ich will mich jetzt nicht noch einmal mit einzelnen Fällen beschäftigen, die Volksanwaltschaft hat das im Bericht getan. Die Stellungnahme der Landesregierung konnten Sie auch zum Teil nachlesen oder interpretieren. Ich denke, in Wirklichkeit müsste es uns daran gelegen sein, dass es die Volksanwaltschaft eigentlich nicht bräuchte, obwohl es eine sehr traditionelle, in modernen und etablierten Demokratien selbstverständlich eingerichtete Kontroll- und Beschwerdestelle ist. Also ich formuliere mein Ziel, nicht nur als Vorsitzende des Kollegialorgans, dass es die Volksanwaltschaft nicht bräuchte, weil die Verwaltung, wie man wienerisch sagt, wie am „Glöckerl" funktioniert. Ich denke aber, dass wir uns in einer konstruktiven Diskussion und Interpretation des Berichts spätestens nächstes Jahr wiedersehen werden und darauf freue mich. Danke schön. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Danke schön, Frau Volksanwältin, auch für Ihren Einsatz und für Ihren Besuch hier im Wiener Rathaus, dem Sie ja auch einige Zeit angehört haben.

Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Bericht der Volksanwaltschaft zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist so einstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Beschluss- und Resolutionsanträge.

Der erste Antrag, eingebracht von der FPÖ, betrifft die Prüfkompetenzerweiterung auf ausgegliederte Unternehmen. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ÖVP, FPÖ und GRÜNE, das ist nicht die erforderliche Mehrheit, der Antrag ist somit abgelehnt.

Wir kommen zum Beschlussantrag der ÖVP, FPÖ und der GRÜNEN betreffend Berücksichtigung von Menschen mit Behinderungen im Wiener Antidiskriminierungsgesetz. Hier wurde die Zuweisung an die zuständige amtsführende Stadträtin für Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal beantragt. - Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig zugewiesen.

Wir kommen zum Antrag der ÖVP betreffend Verankerung und positive Satzung der Bescheidausstellungspflicht hinsichtlich der Zuerkennung beziehungsweise Ablehnung von Sozialhilfeleistungen nach dem Wiener Sozialhilfegesetz. Hier wurde die sofortige Abstimmung des Antrags beantragt. - Wer diesem Antrag zustimmt, bitte um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ÖVP, Freiheitliche und GRÜNE, es ist nicht die erforderliche Mehrheit. Der Antrag ist somit abgelehnt.

Wir kommen zum Antrag 4 betreffend Novellierung des Wiener Behindertengesetzes. Hier wurde die Zuweisung des Antrags an den Herrn Landeshauptmann verlangt. Wer mit dieser Zuweisung einverstanden ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist so einstimmig beschlossen.

Der letzte Antrag wurde von der FPÖ eingebracht und betrifft die Adoption von Kindern aus dem Ausland. Hier wurde die Zuweisung an den Ausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport beantragt. - Ich bitte jene Damen und Herren, die mit dieser Zuweisung einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist auch so einstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zur Postnummer 2.

Ich darf noch die Frau Volksanwältin verabschieden. Herzlichen Dank noch einmal für Ihre Arbeit und alles Gute weiterhin. (Allgemeiner Beifall.)
Postnummer 2 betrifft den Bericht des Kuratoriums der Museen der Stadt Wien über das Jahr 2007. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn Amtsf StR Dr Mailath-Pokorny, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Präsidentin! Hohes Haus! Ich bitte um Zustimmung zu diesem Bericht.

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Herr Abg Ing Mag Dworak zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich sehe im Kuratoriumsbericht 2007 der Museen der Stadt Wien Licht und Schatten. Vorerst möchte ich positiv die nachfolgenden Punkte anführen.

1. Es ist sicherlich die positive Entwicklung der Bilanz und der Ertragssituation der Museen zu begrüßen. Allein die Rücklage von 1 Million EUR gibt größeren finanziellen Spielraum. Die Steigerung der Personalkosten um nur 0,4 Prozent trägt ebenfalls zur Ertragsstärkung bei.

2. Das neue Römermuseum Am Hof hat sich als Publikumsmagnet etabliert. Moderne Museumskonzepte kommen offensichtlich gut beim Publikum an, bei den Schulklassen und bei den Touristen, aber vor allem auch bei den Wienerinnen und Wienern. Positiv möchte ich auch die Digitalisierung der Museumsbestände und die Verpflichtungen aus den Restitutionsvereinbarungen zwischen 1938 bis 1945 erwähnen. Doch damit hat es sich schon mit den positiven Punkten.

Negativ und für die Zukunft problematisch möchte ich nachfolgende Punkte ausführen:

1. Die wirtschaftliche Situation der Mozarthaus Vienna GmbH ist für mich wirklich ein starker Fall zum Nachdenken, wie es dort weitergehen soll. Diese Gesellschaft mit den Beteiligungsverhältnissen 24 Prozent für das Wien Museum, 25 für die Raiffeisen Landesbank und 51 Prozent für die Wien Holding muss nämlich durch den wirtschaftlichen Misserfolg und somit auch die vergeudeten Finanzmittel für den Umbau aufgelöst werden. Leider hat der Besucherrückgang im Mozarthaus von ursprünglich 203 000 Besucher im Jahr 2006 auf rund 110 000 Besucher 2007 zu einem massiven Ergebnisrückgang der GesmbH geführt. Heuer dürften es noch weniger Besucher werden. Im März 2008 ist die Raiffeisenbank ausgestiegen und jetzt stellt sich die Frage, wie es mit dem Wien Museum weitergeht, das ja bisher 135 000 EUR als Abgeltung für den Museumsbetrieb bekommen hat. Offensichtlich wird die Wien Holding diese Verluste tragen müssen und wie immer, jetzt sage ich ganz ehrlich, in der Bilanz verschleiern. Das öffentliche PPP-Modell, das vorgestellte Modell, nämlich die Finanzierung von der Stadt Wien von mehr als 1 Million ist aus dem Budget der Stadt Wien aus dem Budget für das Wiener Mozartjahr gekommen. Der Bund hat damals rund 600 000 EUR beigetragen. 1,75 Millionen EUR wurden aus der EU-INTERREG III a-Förderung genommen und der Rest musste sogar auf dem Kapitalmarkt beschaffen werden. Leider ist dieses Modell offenbar gescheitert. Es hätte ein interessantes Zukunftsmodell der Finanzierung der Stadt sein können.

2. Die Neuorientierung des Ausstellungsstandortes Hermesvilla. Dort gab es einen Besucherrückgang um mehr als 16 Prozent im Vorjahr auf nur mehr 22 000. Noch im Jahr 2004 wurden 67 000 Besucher gezählt. Das zeigt Handlungsbedarf. Ich glaube, es sind hier beide Stadträte, in dem Fall Ulli Sima und Andreas Mailath-Pokorny, gefordert, wie es mit diesem Ausstellungsort Hermesvilla weitergehen soll. Es muss ein neues, ertragsfähiges Konzept entwickelt werden oder dieser Standort muss auf längere Sicht geschlossen werden und das würde uns allen sicherlich sehr leid tun.

3. Das gegenwärtige Museumsgesetz, das durch den Verzicht auf die Valorisierung zumindest jährlich einen Fehlbetrag von 170 000 EUR aufweist. Sponsoren werden in Zukunft sicher schwieriger zu finden sein. Die wirtschaftliche Situation wird viele Unterstützerinnen und Unterstützer zu Sparmaßnahmen greifen lassen.

In dem Zusammenhang als vierten Punkt ist auch die Basisabgeltung der Personalkosten mit einer Valorisierung von 1,43 Prozent zu sehen. Wir wissen alle, dass die Lohnerhöhungen in den nächsten Jahren mehr als diese 1,43 Prozent betragen werden. Die Lohnsteigerungen schätze ich auf mindestens 3 bis 4 Prozent und sind in den nächsten Jahren zu finanzieren.

Als fünften Punkt das Finanzierungserfordernis für das Depot. Die in der Bilanz rückgestellte 1 Million EUR ermöglicht sicherlich Zahlungen für einen zu finanzierenden Neubau eines Depots für höchstens ein bis maximal eineinhalb Jahre. Mindestens 20 Millionen EUR werden die Kosten sein, die das neue Depot kosten wird, nicht nur 10 Millionen, wie der letzte Kontrollamtsbericht vorgesehen hat. Im letzten Kontrollamtsbericht vor zwei Jahren wurde schon von dringendem Handlungsbedarf gesprochen. Ich hoffe, dass dieser Bau noch heuer oder spätestens Anfang nächsten Jahres begonnen wird, um endlich hier auch Sicherheit für die Bestände zu gewährleisten.

6. Die Neuaufstellung der Schausammlung am Karlsplatz. Gerade dieser Punkt ist mehr als ungeklärt. Auf Grund der doch höheren Finanzmittel, die das Wien Museum in der nächsten Zeit benötigen wird, sind für mich derzeit noch keine konkreten Pläne erkennbar. Außer der im vorigen Herbst vorgestellten Projektpläne, wie so eine Neuaufstellung, nämlich optisch, in den Räumlichkeiten aussehen könnte, ist nichts weitergegangen. Ich sehe hier auch eine wesentliche Belastung auf das Wien Museum zukommen.

Zum siebenten Punkt, eines meiner Lieblingsthemen, die Zusage, den Peschka junior-Nachlass für eine dauerhafte Ausstellung zu verwenden. Die Stadt Wien hat sich mit der Annahme der Erbschaft nach Anton Peschka junior bereit erklärt, diesen Nachlass dauerhaft auszustellen. Die Stadt Wien hat um 5 Millionen EUR die vier Schiele-Bilder erworben, aber hat bis heute noch nicht die Zusage eingehalten, die sie mit der Annahme des Nachlasses verbindet. Diese Ausstellung von den Werken der Peschkas gibt es bis heute nicht. 

Abschließend ist zu sagen, dass viele wirtschaftliche und ausstellungsbezogene Fragen bei den Museen der Stadt Wien offen sind. Auf diese Fragen erwarten wir uns rasche Antworten, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Schinner. Ich erteile ihr das Wort.

Abg Katharina Schinner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es freut mich sehr, dass ich heute zu diesem Kuratoriumsbericht sprechen darf, der aus meiner Sicht und ich glaube, aus jeder Sicht, wenn dieser Bericht objektiv gelesen wird, sehr, sehr positiv ausgefallen ist und dem Wien Museum das bescheinigt, das, glaube ich, jeder sieht, der dort hinkommt und sich auch die Außenstellen ansieht, dass das Museum auf einem ausgezeichneten Weg ist, der sich in der Vergangenheit manifestiert hat. Wenn man schaut, wie mit wie viel Bedachtheit, und Sensibilität das jetzt in der Gegenwart geführt wird und damit natürlich auch, wie das immer ist, wenn man wirtschaftlich denkt, schon der Grundstein für die Zukunft gelegt wird und das hier auch wirklich ein Beispiel dafür ist, wie Ausgliederung passieren kann, wie Ausgliederung auch funktioniert in Zusammenarbeit mit der Stadt Wien. Gerade das Wien Museum ist ja wirklich in den letzten Jahren auch vom Kontrollamt geprüft worden und der Bericht ist immer sehr, sehr gut ausgefallen. 

Ja, wenn man sich da ein bisschen die Schwerpunkte dieses Berichts anschaut, dann fällt der Fokus natürlich auf die Schiele-Werke, auf diesen bedeutendsten Ankauf, der einer der größten Kunstkäufe durch die öffentliche Hand in Österreich ist, wie das mein Vorredner auch schon als wirklich exzellentes Beispiel für ein Museum angeführt hat. 

Ein Museum, das auch einen wichtigen Bildungswert für die jungen Menschen hat, ist das Römermuseum, das sich in kürzester Zeit so phantastisch etabliert hat. 

Wenn man sich auch die Publikation der Dauerausstellung anschaut, die Restitutionsbemühungen, die hier passieren, und auch sozusagen die Dinge, die man nicht gleich von außen sieht, die aber in dem Museum mit unglaublicher Sorgfalt getätigt werden wie zum Beispiel die digitale Erfassung des Sammlungsbestandes, so glaube ich, dass das nicht selbstverständlich und ein ganz ein wesentlicher Schritt in die Zukunft ist, wo das Internet ja auch in diesem Bereich immer wesentlicher wird. 

Das alles sei unterstrichen damit, und ich glaube, das ist immer so ein Garant dafür, wie stark und wie positiv die mediale Berichterstattung über das Wien Museum ist, wie gut es aufgenommen wird und wie hervorragend die Besucherzahlen sind. 

Natürlich, wenn man sich diesen Kuratoriumsbericht ansieht, dann gibt es auch Dinge, über die nachgedacht wird, wo ich auch weiß, dass da im Museum sehr, sehr intensiv nachgedacht wird wie eben über die neue Dauerausstellung, wie man das neu errichten kann und wie man das sehr, sehr attraktiv und zeitgemäß darstellen kann. So etwas braucht Zeit, so etwas braucht einen guten Plan und ich glaube, hier ist man auf einem ganz, ganz phantastischen Weg, vor allen Dingen auch von Seiten des Museums.

Wenn ich hier an das neue Zentraldepot denke, wo die Weichen genau in die richtige Richtung gestellt werden, um hier die Sicherstellung zu gewährleisten, so denke ich, dass man abschließend wirklich unter allen Gesichtspunkten nur sagen kann, dass das Wien-Museum es versteht zu wirtschaften und dass das Wien Museum es versteht, mit seiner Situation umzugehen und den Blick nach vorne zu richten. So bleibt mir eigentlich zum Schluss wirklich nur, den Menschen zu danken, die das möglich machen, die das für unsere Stadt möglich machen, vor allen Dingen dem Vorsitzenden Dr Siegfried Sellitsch und natürlich auch den Direktoren des Wien Museums Dr Wolfgang Kos und dem Herrn Kircher. Ihre Arbeit ist nicht selbstverständlich und es freut uns sehr, dass der Bericht so gut ausgefallen ist. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Erika Stubenvoll: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ja, sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!

Ich kann mich nahtlos dem anschließen, was meine Vorrednerin gesagt hat. Ich möchte auch den Dank an die Verantwortlichen des Museums voranstellen, auch an das Kuratorium, die im Berichtszeitraum des Jahres 2007 hervorragende Arbeit geleistet haben. Ich glaube, das Museum hat den allgemein anerkannten guten und erfolgreichen Weg fortgesetzt, versucht, neue Publikumsschichten zu erschließen, wirtschaftet sehr gut und ich glaube, wir können alle mit der Entwicklung dieses Museums sehr zufrieden sein. 

Selbstverständlich ist auch ein Museum etwas Lebendiges und gerade auch mit den Aufgabenstellungen und den unterschiedlichen Standorten, die das Museum zu betreuen hat, hat man natürlich auch jeweils die Entwicklung anzupassen. Das erwähnte Mozarthaus ist natürlich etwas, was wir uns sehr genau anzuschauen haben. Es ist ja auch eine neue Geschichte gewesen und insofern muss man natürlich auch probieren und schauen, wie wir das interessierte Publikum dorthin bekommen. Ich weiß, dass das Museum gemeinsam mit den Partnern, und das Museum ist ja nur ein Minderheitspartner von der Holding, hier auch entsprechende Überlegungen anstellt. 

Das Gleiche gilt natürlich auch für die Hermesvilla, die für sich genommen natürlich kein idealer Museumsstandort ist, das muss man schon sagen, weil natürlich im Lainzer Tiergarten befindlich und damit auch die entsprechenden Einschränkungen, was Transport oder die Erleichterung des Transports von Publikum dorthin anbelangt. Über all das wird selbstverständlich nachgedacht. 

Im Großen und Ganzen glaube ich aber, ist ein überwiegend positiver Bericht zu sehen und dafür möchte ich mich auch noch einmal herzlich bedanken. Ich glaube, dass das Museum ein gutes Beispiel für einen sehr erfolgreichen ausgegliederten Kulturbetrieb ist und bin sicher, dass dieser Weg in den nächsten Jahren fortgesetzt werden kann. In diesem Sinne bitte ich Sie um Zustimmung zu diesem Bericht. - Danke sehr.

Präsident Heinz Hufnagl: Wir kommen nunmehr zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Bericht des Kuratoriums der Museen der Stadt Wien über das Jahr 2007 zur Kenntnis nehmen wollen, dies mit einem Zeichen der Hand zu signalisieren. - Ich darf die einstimmige Kenntnisnahme protokollieren.

Postnummer 3 der Tagesordnung betrifft den Naturschutzbericht für das vergangene Jahr 2007. Ich bitte die Berichterstatterin, die Frau Amtsf StRin Mag Sima, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Naturschutzbericht 2007.

Präsident Heinz Hufnagl: Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich als erste Rednerin Frau Abg Matiasek zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich kann es kurz machen. Wir werden diesem Naturschutzbericht unsere Zustimmung geben. Wir werden ihn positiv zur Kenntnis nehmen. Es steht viel Interessantes drinnen und es sind die vielen Bemühungen um den Naturschutz in Wien auch sehr ausführlich dokumentiert. 

Sehr erfreulich sind zum Beispiel die Bemühungen, die Wiesenräume aufrechtzuerhalten, die ja teilweise drohen zuzuwachsen, weil sie eben nicht mehr landwirtschaftlich genutzt sind. Erfreulich auch die Bemühungen, die Deregulierung, praktisch die naturnahe Gestaltung von Bächen wie etwa den Halterbach, der erwähnt wird, voranzutreiben. Im Großen und Ganzen wirklich ein erfreulicher Bericht. Ich hoffe, dass er weite Verbreitung findet und dass die Menschen, die die Natur in Wien sehr lieben und schätzen, und Wien hat ja einen großen Grünraumanteil, immer mehr werden. 

In diesem Zusammenhang darf ich vielleicht noch einen von uns ja schon wiederholt gestellten Appell richten, dass wir gerade das Bewusstsein derer wecken, die das vielleicht nicht mitbringen, also aus dem Bereich der Zuwanderer - und hier geht’s halt vor allem um Staaten, wo Umwelt- und Naturschutzstandards im Vergleich zu unseren sehr gering sind und das Verständnis dafür auch nicht gegeben ist -, um sie vielleicht über die Schiene der Umwelterziehung doch mit einzubeziehen. Dass also nicht nur der Naturschutzbericht und das allgemeine Verständnis für Naturschutz in Wien Verbreitung und Einklang auch in das Leben findet, sondern dass wir unseren Grünraum, unseren wertvollen Grünraum auch möglichst zahlreich lieben, schätzen und schonen. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Mag Maresch zum Wort gemeldet. Bitte, Herr Abgeordneter.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Ich meine, eigentlich ist das ja ein Bericht, der „Naturschutzbericht 2007“ heißt, der aber eigentlich „Bericht der Naturschutzabteilung“ heißen müsste. Dabei geht’s nämlich nicht darum zu wissen „Wie geht’s dem Naturschutz in Wien?“, sondern „Wie geht’s den Abteilungen, die sich damit beschäftigen?“ Das ist ein bisserl eine Differenz. Wenn man sich das alles durchliest, so kommt natürlich wiederum vor, man denkt sich: Bumm, mit dem Naturschutz da in Wien ist wirklich alles wieder super. Aber die Tatsache ist so, dass mir eigentlich die Analyse völlig abgeht. Es gibt immer nur den Bericht, den Bericht, den Bericht über alle möglichen Initiativen, aber niemals geht es eigentlich darum: Wie schaut’s aus mit den Amphibien in Wien? Es steht nur drinnen: „Es gibt das Projekt.“ Wie schaut’s zum Beispiel mit Vogelpopulation, Fischpopulation aus? Das steht nicht drinnen! Es gibt nur da oder dort einen Bericht, zum Beispiel dass der Steinkrebs in manchen Gebieten zu finden ist und dass er vom Signalkrebs bedroht ist. Das ist es. So. Das heißt im Grunde genommen, es sind zwar fünf strategische Ziele festgehalten, aber wie die Analyse ausschaut, das gibt’s nicht und die Perspektiven, wie man dorthin kommt, sagt uns auch genau niemand. 

Ein schönes Beispiel ist, es ist ein Bericht drinnen, und zwar geht’s auf Seite 11 darum, dass der Prater jetzt ein Landschaftsschutzgebiet geworden ist. Na ja wunderbar. Da steht zum Beispiel drinnen, dass der Prater zwar vor nicht allzu langer Zeit als Landschaftsschutzgebiet anders ausgesehen hat und dass ein Teil herausgenommen wurde. Aber dass ein geschützter Landschaftsteil da entfernt worden ist, das steht nicht drinnen, nein, sondern es ist einfach Faktum, so und so ist es. Dann steht drinnen, wie viele naturschutzrechtliche Verfahren stattgefunden haben. Ich hätte einmal ganz gerne gewusst, ob Dinge auch abgelehnt wurden und wenn, warum. Das steht nicht drinnen. Das heißt, wir haben es in Wirklichkeit mit einem guten Bericht der Naturschutzabteilungen zu tun, aber mit einem schlechten Bericht über die Naturschutzsituation in Wien. 

Jetzt in Abwägung halb voll - halb leer, sage ich: Okay, es ist ein guter Bericht der Naturschutzabteilungen über die Arbeit der Naturschutzabteilungen. Deswegen stimmen wir dem Bericht über die Arbeit der Naturschutzabteilungen gerne zu und den anderen hätten wir dann vielleicht gerne irgendwann einmal. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als vorläufig letzter Redner hat sich Abg Valentin zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. (Abg Dr Matthias Tschirf: Parzer! – Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger: Parzer!) Pardon, sorry, sorry, Fehler von mir, Fehler von mir. Die Donaustadt hat natürlich vor dem 20. Bezirk Vorrang. Gar keine Frage. (Abg Robert Parzer: Du wirst ja nichts dagegen haben, lieber Valentin! – Abg Harry Kopietz: Das geht nach der Schönheit!) 

Am Wort ist der Kollege Parzer.

Abg Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident!

Entschuldigen Sie, dass ich mich vor den Herrn Valentin gedrängt habe, aber der 2. Bezirk muss halt ein bissel warten, wenn der größte Bezirk Wiens da nicht ... (Abg Karlheinz Hora: 20.! – Abg Dr Thomas Reindl: 20.!) Der 20. ist auch so klein. Aber jedenfalls der 2. Bezirk oder der 20., das spielt keine Rolle, wenn ich an den 21. und 22. denke. Aber jetzt einmal zum Naturschutzbericht. 

Zum Naturschutzbericht möchte ich sagen, dass die Bilanz über die Naturschutzaktivitäten der Stadtverwaltung 2007 vor uns liegt und es gibt daher Rechenschaft über einen Bereich der Wiener Umweltpolitik, der einen wichtigen Indikator für die Umweltqualität in dieser Stadt darstellt. Wien hat von seiner geographischen und klimatischen Situation her das Glück, eine relativ intakte Stadtnatur zu haben, doch diese Grundausstattung ist schon etwas in Gefahr. Und das bedeutet nicht nur einen Rückzug der Natur und den Verlust der Artenvielfalt, sondern auch eine drohende Verschlechterung einer Lebensqualität für uns Wienerinnen und Wiener. Und der Umstand, dass immer mehr Menschen, die in Wien aufgewachsen sind - und ich rede jetzt von über der Donau noch nicht, sondern die direkt in Wien in der Stadt in den Bezirken 1 bis 20 aufgewachsen sind -, immer häufiger gerne an die Stadtgrenze gehen oder außerhalb der Stadtgrenze wohnen wollen, das hat darin schon eine Begründung und auch Bedeutung. Es ist schon eine kleine Verfehlung dieser Stadtregierung, diese Entwicklung nicht entsprechend vorher erkannt und ihr entgegengesteuert zu haben. 

Wir haben, wie jede andere Stadt, auch einen enormen Siedlungsdruck und die verbliebenen Grünflächen werden immer kleiner. Der vorliegende Naturschutzbericht teilt offensichtlich diese Einschätzung mit uns, wenn da auch gleich zu lesen ist, dass die landschaftliche Veränderung in Wien Tatsache ist und dass diese Änderung auch im Zeichen der Naturschutzziele steuerbar gemacht werden wird. (Beifall bei der ÖVP.) Diese Leitlinie schlägt sich da im Naturschutzbericht nieder, indem eine Reihe von guten Naturschutzprojekten aufgezählt wird, aber keineswegs spiegelt sich diese Grundlinie in der SPÖ-Regierungspolitik dieser Stadtregierung wider. Es genügt eben nicht, wenn die MA 22 positive Projekte forciert, während bei der Wiener Stadtregierung der Naturschutz nicht immer an erster Stelle liegt. 

Neben der Erhaltung der Grünräume ist vor allem die ökologische Gewässernützung und deren Einhaltung ein ganz wichtiger Punkt beim Naturschutz. Gewässerschutz ist der beste Naturschutz. Sie von dieser Stadtregierung beachten aber diesen Grundsatz noch etwas zu wenig. Gerade wir orten bei der Wiener Stadtregierung eine ganze Reihe von Defiziten, die schon jahrelang bekannt sind. Ich möchte jetzt nicht auf das letzte Thema eingehen, das uns der Kollege Roman Stiftner gemeinsam mit den GRÜNEN bezüglich der Wasserqualität des Donaukanals aufgezeigt hat, aber Sie haben ja hier bei dieser Aktion wirklich nicht sehr professionell gehandelt und nicht so reagiert, wie man es eigentlich machen hätte sollen, wie immer der technische Aspekt dieser Geschichte zu bewerten ist. Die Vorgangsweise der Stadtregierung in diesem Zusammenhang war eher als fast dilettantisch anzusehen, meine Damen und Herren! Entgegen den Leitlinien des Naturschutzberichts gelingt es immer wieder, wie man an Hand dieser Beispiele oder dieses Beispiels sieht, nicht das ökologische Gleichgewicht des Wiener Gewässersystems sicherzustellen. 

Aber auch Ihre Naturschutzzielsetzung des Ausgleichs im Sinne des Naturschutzes erreichen Sie zu Lande auch nicht immer. Bestes Beispiel: Die Donauinsel. Was meine ich mit der Donauinsel? Es ist so, dass wir bei der Donauinsel noch gewisse Ressourcen haben, die verbessert gehören. Ich will jetzt nicht auf die Grillplätze und auf die Hundezonenverbote eingehen. Es muss ein anständiges, gutes Donauinselmanagement betrieben werden, um hier auch wirklich nicht dilettantisch vorzugehen. 

Und noch einen Eindruck habe ich, dass das Naturschutzreferat der MA 22 mit etwas unzufrieden ist. Erlauben Sie mir, hier auf sehr positive Aspekte des Berichts sprechen zu kommen. Hier ist es vor allem das Projekt „Lebensraum Acker“, aber auch das Ökoprogramm der Bundesregierung, die eine positive Wirkung auf den Naturschutz in dieser Stadt haben. 

Nicht ganz so überzeugend ist der Berichtsstand zum Nationalpark Donauauen. Warum? Hier glaube ich, sollte man ein eigenes Management machen. Nichts gegen die MA 49, aber als Anhängsel, ich glaube, es wäre besser, ein eigenes Management zu führen. 

Zum guten Schluss möchte ich noch sagen, dass wir den Eindruck haben, dass gerade die Aktivitäten der MA 22, die diesen Bericht zusammengefasst hat, ein guter und sehr guter Ansatz dafür sind, diese Entwicklung zu fördern und um den Beamten für diese Arbeit weiterhin Mut zu machen, der Stadtregierung einige Forderungen mitzugeben. 

Wir stimmen trotzdem dem Naturschutzbericht zu. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Jetzt ist der Kollege Valentin zum Wort gemeldet. Bitte, Herr Abgeordneter. 

Abg Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Danke schön, Herr Präsident. Frau Stadträtin! 

Auf die Frage: Wie geht’s den Amphibien? Ihnen geht’s gut, Kollege Maresch, wie beispielsweise auch was Investitionen und Projekte betrifft, zum Beispiel im Bereich 2, Prater, Aspernallee, Einbau von drei neuen Tunnel, 13. Bezirk ein zweiter Kreis errichtet. Mittlerweile haben sich verschiedene Molcharten angesiedelt. Ja, diese Tunnelinsel zur Unterstützung der vorhandenen Amphibienpopulation, es wurden zwei Teiche errichtet. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Ich brauch’ aber deine Lesestunde nicht, ich kann selbst lesen!) Warum lasst du mich das vorlesen, wenn du es eh kannst? (Abg Mag Rüdiger Maresch: Das ist nur ein Bericht! Das ist ja kein Zustandsbericht!) Warum tust du mir das an, wenn du das eh kannst? (Abg Mag Rüdiger Maresch: Das ist nur ein Bericht! Das ist keine Analyse!)

Was ich durchaus von Interesse empfinde, ist halt die Tatsache, die Stadt Wien, die ihren Umweltschutz, die das vorsichtige Umgehen mit Ressourcen, die die Daseinsvorsorge in vielen Berichten absichert, die regelmäßig mit der Verpflichtung erstellt werden müssen, dass sich die demokratisch gewählten Gremien damit auseinanderzusetzen haben - das ist der Bericht Umweltanwaltschaft, das ist der Klimaschutzprogrammbericht, das ist der Naturschutzbericht und vieles andere mehr -, (Abg Mag Rüdiger Maresch: Ein Bericht der Umweltabteilung! Ein Bericht der Umweltabteilung!) da denke ich mir, da ist einiges sehr, sehr gut abgesichert. So abgesichert, dass sich auch gewählte Gremien damit beschäftigen müssen. Daraus kann man einen gewissen Stellenwert ablesen. 

Beim Naturschutzbericht ist der Stellenwert besonders zu bewerten, weil wir den ja nicht nur intern mit Ihnen, meine Damen und Herren, diskutieren oder mit ExpertInnen des Magistrats, sondern wir sagen auch, da sollen VertreterInnen der Universitäten dabei sein, da sagen wir, da sollen die NGOs dabei sein und mit denen gehen wir das durch. Und wenn ich, nachdem ich dieser Sitzung vorsitzen darf und deshalb sehr aufmerksam den Wortmeldungen lausche, auch denen der politischen Parteien, wenn sie da sind - nicht alle politischen Parteien kommen zu den Terminen und ich möchte es jetzt dem Hohen Haus ersparen zu sagen, dass letztes Mal nur zwei Fraktionen anwesend waren, das finde ich auch nicht gerade … (Heiterkeit bei Abg Mag Rüdiger Maresch) Also, wenn es dir wirklich am Herzen liegt, du warst dabei, ich war auch dabei. Jetzt kann man sich ausrechnen, wer die anderen Fraktionen waren. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Also ich denke mir, jetzt die große Liebe zum Naturschutzbericht so auszugraben – gut, okay, einverstanden, ist legitim, hätten wir aber auch schon früher tun können. 

Punkt 2. Ich denke mir, wenn dann die ganzen ExpertInnen dort sind, und ich habe dieses Mal wieder genau mitgeschrieben, was da kritisiert worden ist, dann ist im Großen und Ganzen bis auf Fußnoten der Naturschutzbericht in Wirklichkeit als etwas angesehen worden, das äußerst hilfreich ist. Ich denke mir, wenn das so angesehen wird und man sich auch vorzeitig eingebracht hat, dann finde ich es ein bisschen verwunderlich, wenn das eine oder andere dann kommt, was vorher an sich so durchgegangen ist. Und wenn der Kollege Maresch sagt, dass er die Lesestunde von mir nicht benötigt, dann gebe ich ihm recht. Ich bin durchaus der Meinung, dass du des Lesens mächtig bist. Ich bin sogar der Meinung, dass du der Sinnerfassung des Lesens mächtig bist, was ein großer Unterschied ist, wie wir beide wissen. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Ja, es ist ein Bericht der Umweltabteilung und nicht ein Bericht des Naturschutzes in Wien! Das sind zwei verschiedene Sachen!) Ich denke mir halt, das hätten wir auch dort diskutieren können. Aber es sei so. 

Was ich gar nicht verstehe, auch wenn er von einem großen mächtigen Bezirk kommt (Abg Mag Rüdiger Maresch: Es ist ein Bericht der Umweltabteilung und kein Bericht des Naturschutzes in Wien! Das sind doch zwei verschiedene Sachen!) und über die Donau zum Wiener Gemeinderat hinübergekommen ist, ist die Frage, was der Kollege Parzer auch im Zusammenhang mit dem Naturschutzbericht unter Donauinselmanagement versteht. Jetzt bin ich phantasiebegabt. Wenn Management bedeutet, dass ich einen Freizeitraum mit unterschiedlichen Nutzern einigermaßen teile, trenne, dann haben wir das schon einmal diskutiert, unlängst, nämlich gestern hier mit der Bemerkung, dass dort das Zusammenleben der unterschiedlichen Nutzergruppen eigentlich Garant und sichtbares Zeichen dafür ist, dass der Managementplan, den es natürlich dort gibt, kein so blöder sein dürfte. Aber das hat nichts mit dem Naturschutz zu tun! Aber sei es drum, vielleicht fehlt mir da auch die Phantasie. 

Langer Rede, kurzer Sinn: Ich denke mir, dieser Bericht, der heute hier vorliegt, wofür wir den MitarbeiterInnen der MA 22 sehr herzlich danken wollen, weil sie sich sehr, sehr viel Mühe gemacht haben und durch viele kleinräumige Arbeit auch dokumentiert haben, wie wichtig Naturschutz auch im Detail ist, dieser Bericht ist durch die Hände vieler NGOs gegangen, viele Universitätsinstitute haben sich des Berichts angenommen. Wir kriegen von denen trotz einer sehr kritischen Hinterfragung an sich immer wieder gute Zensuren, dafür einmal Danke gesagt. Auch einmal mehr festgehalten wird, dass die Stadt Wien, was die Beurteilung des Naturschutzes betrifft, sich nicht in ihre eigenen Wände zurückzieht, sondern die Wände und die Türen weit aufmacht, um mehr Expertisen von weit draußen herein zu holen, weil wir einfach nichts verstecken wollen und weil wir auf der anderen Seite die besten Ideen und die besten Kräfte gerade auch für den Naturschutz bündeln wollen. Naturschutz, meine Damen und Herren, ist Daseinsvorsorge, Naturraum für die nächsten Generationen zu erhalten. Dazu bekennen wir uns. 

Wir sagen denen, die bei der Erstellung dieses Berichts mitgewirkt haben, Danke schön. Wir sagen Danke schön für die Diskussionen im Vorfeld, was die NGOs betrifft, was die vielen Universitätsinstitute betrifft und wir hoffen, dass Sie mit uns gemeinsam diesen Bericht beschließen können. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Ich bitte nunmehr die Frau Berichterstatterin um ihr Schlusswort. 

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte zunächst der Abteilung für die hervorragende Arbeit und für den hervorragenden Naturschutzbericht danken. Es gab auch wirklich im vergangenen Jahr 2007 einige Highlights im Naturschutzbereich, die auch darin sehr gut dokumentiert sind, zum Beispiel im Oktober 2007 die Verordnung der Natura 2000 Europaschutzgebiet für den Lainzer Tiergarten, für den Nationalpark Donauauen, das Landschaftsschutzgebiet Bisamberg und Teile des Landschaftsschutzgebiets Liesing. Im Landschaftsschutzgebiet Prater konnten wir 20 Hektar dazu gewinnen. Auch dort sehe ich eine positive Entwicklung. Und beim Netzwerk Natur gibt es jetzt für alle Wiener Bezirke ganz eindeutige Leitlinien. Wir haben das Projekt „Lebensraum Hecke“ sehr erfolgreich umgesetzt und das Projekt am Bisamberg, wo es um die Erhaltung beziehungsweise Wiederherstellung von Lebensräumen für typische Tier- und Pflanzenarten geht. Die Steinhof-Gründe konnten um 15 Hektar erweitert werden. Wir haben mit der Revitalisierung des Halterbaches begonnen und mit dem Igel-Monitoring haben wir, glaube ich, ein sehr nettes Projekt gestartet, wo wir auch die Bevölkerung sehr gut einbinden können. 

Also ich glaube, der Bericht spricht für die Naturschutzarbeit der Stadt Wien, ist auch eine sehr schöne Dokumentation und ich darf Sie um Ihre Zustimmung ersuchen. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Wir kommen jetzt zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Naturschutzbericht 2007 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist die einstimmige Kenntnisnahme.

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt. 

Erlauben Sie mir nur noch, nachdem die vier Klubvorsitzenden heute dem Wesen und Wirken unseres seine Austrittsüberlegungen ankündigenden Präsidenten Hatzl passende Worte gewidmet haben und das Auditorium generell per Akklamation des Wirkens dieses langjährigen herausragenden Politikers gewürdigt hat, auch 

ein persönliches Dankeschön zu sagen. Vor zwei Jahren, lieber Hansi, warst du nicht nur von Beginn an ein problemloser Büronachbar, sondern du hast mir mit deinem Wissen, deinem Rat den Einstieg ins Landtagspräsidium sehr erleichtert, so wie auch viele in diesem Haus von deinem Vorbild profitiert haben. Auch dafür ein herzliches Dankeschön!

Tag, Stunde und Tagesordnung der nächsten Sitzung werden auf schriftlichem Weg bekannt gegeben. Die Sitzung ist geschlossen. Ich wünsche noch einen schönen Abend.

(Ende der Sitzung 13.49 Uhr.) 

